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A.  Allgemeine Bestimmungen zum Versicherungsschutz 

  Versicherungsschutz für die Organisationen 

1.  Der Versicherungsschutz gilt obligatorisch für die dem Deutschen Frisbeesport-Verband (DFV) 

angeschlossenen gemeinnützigen Vereine (Organisationen im DFV). Der Versicherungsschutz für 

die Organisationen im DFV gilt, wenn und solange sie ordentliches Mitglied im DFV sind und die 

Organisationen und deren Mitgliederanzahl der ARAG gemeldet sind.  

Der Versicherungsschutz besteht im In- und Ausland, sofern in den speziellen Bestimmungen der 

Versicherungsverträge (Abschnitt B) nichts anderes bestimmt ist.  

2.  Versichert ist die Durchführung des satzungsgemäßen Vereinsbetriebes und in diesem Rahmen die 

Veranstaltung und Ausrichtung aller satzungsgemäßen Veranstaltungen und Unternehmungen der 

Organisationen im DFV einschließlich der Vorbereitung und Abwicklung. 

3.  Mitversichert sind 

3.1  Veranstaltungen und Unternehmungen der Organisationen im DFV, die gemeinsam mit 

anderen, nicht kommerziellen Verbänden und Vereinen sowie dem Bund, Land oder einer 

Kommune durchgeführt werden; 

3.2 Veranstaltungen und Unternehmungen von Spiel- und Sportgemeinschaften, die von 

Organisationen im DFV gebildet werden. 

3.3 mehrtägige auswärtige Veranstaltungen bis zu 8 Tagen der Organisationen im DFV, die dem 

satzungsgemäßen Vereinsbetrieb entsprechen und bei denen durchschnittlich mindestens 3 

Stunden täglich Frisbee in Form von Wettkampf- oder Trainingsbetrieb stattfindet. 

4.  Nicht versichert sind 

4.1  die Ausrichtung internationaler Veranstaltungen für einen europäischen oder internationalen 

Verband, z.B. Welt- oder Europameisterschaften, oder Deutscher Meisterschaften für den 

Spitzenfachverband; 

4.2 gewerbliche Unternehmen oder gewerbliche Nebenbetriebe, sofern sie nicht kurzfristig bei der 

Durchführung versicherter Veranstaltungen betrieben werden. Vereinsgaststätten in eigener 

Regie gelten nicht als Gewerbebetriebe; 

4.3 öffentliche Festveranstaltungen, an denen mehrheitlich Nichtmitglieder als Besucher teilnehmen; 

4.4 mehrtägige Reisen, die nicht den Voraussetzungen des Abschnitts A. 3.3 entsprechen.  

5.  Eingeschränkter Versicherungsschutz: 

 Ist eine unselbständige Untergliederung eines Vereins (z.B. eine Vereinsabteilung) Mitglied im DFV, 

der Verein selbst aber nicht, so ist im gesamten Wortlaut des Versicherungsvertrages einschließlich 

der Präambel der Begriff „Verein” durch den Begriff der unselbständigen Untergliederung (z.B. 

„Abteilung”) zu ersetzen; der Begriff „Vereine” gilt dementsprechend. Der Versicherungsschutz für 

diese Untergliederung gilt nur für die Risiken, die ausschließlich der Untergliederung und weder ganz 

noch teilweise dem nicht versicherten Verein zuzurechnen sind.  

 



 3 

6.  Versicherte Personen sind 

6.1  alle aktiven und passiven Mitglieder der Organisationen im DFV; 

6.2  alle Funktionäre. 

 Als Funktionäre in diesem Sinne gelten alle Mitglieder, die satzungsgemäß bestimmten Organen 

der Organisation im DFV angehören sowie auch andere Mitglieder, die durch den Vorstand einer 

Organisation im DFV ständig oder vorübergehend mit der Wahrnehmung bestimmter Funktionen 

im Rahmen der Organisation im DFV beauftragt sind; 

6.3  alle Übungsleiter, Turn- bzw. Sportlehrer und Trainer, ferner die Schiedsrichter; 

6.4  alle Angestellten und Arbeiter, Mitarbeiter gegen Vergütung; 

6.5  alle von einer Organisation im DFV zur Durchführung versicherter Veranstaltungen beauftragten 

Helfer, auch soweit es Nichtmitglieder sind; 

In der Vertrauensschaden-Versicherung gemäß Abschnitt B III. gilt der Versicherungsschutz für 

Mitglieder der Organe, Kassierer und hauptberuflich Angestellte. 

7.  Kein Versicherungsschutz besteht für 

7.1  Nichtmitglieder (ausgenommen Abschnitt A. Nr. 1.4 und 1.5); 

7.2  Mitglieder, bei deren Eintritt in den Verein bereits feststeht, dass die Mitgliedschaft nur kurzfristig 

– unter 12 Monate – bestehen wird (Zeitmitgliedschaften); 

7.3  Berufssportler; 

8.  Versicherungsschutz besteht bei der Teilnahme an allen nach Abschnitt A. I. versicherten 

Veranstaltungen einer Organisation im DFV; bei Veranstaltungen außerhalb des DFV im In- und 

Ausland jedoch nur, wenn für die Teilnahme ein offizieller Auftrag einer Organisation im DFV vorlag. 

9.  Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz 

9.1  für sämtliche sportlichen Aktivitäten auf Sportanlagen (z.B. eigene oder fremde Sportplätze), die 

der Verein seinen Mitgliedern für die Sportausübung zur Verfügung stellt, und zwar während des 

üblichen Sportbetriebes des Vereins; 

9.2 für offiziell angeordnetes Sondertraining von Mitgliedern, das von Trainern/Übungsleitern eines 

versicherten Vereins geleitet wird und der gezielten Vorbereitung auf einen Wettkampf dient. 

Unter diesen Versicherungsschutz fallen nur solche Schadenfälle, die von den Vereinen als 

offiziell angeordnete Einzelunternehmung bestätigt werden; 

9.3  bei der Teilnahme an allen Veranstaltungen des DFV oder eines europäischen/internationalen 

Spitzenfachverbandes, wenn für die Teilnahme ein offizieller Auftrag des DFV vorlag; 

9.4  für Versicherungsfälle, die Mitgliedern als Zuschauer an versicherten Veranstaltungen einer 

Organisation im DFV zustoßen. Bei Veranstaltungen außerhalb des DFV besteht der 

Versicherungsschutz nur für Veranstaltungen, für die der eigene Verein offiziell eine Mannschaft, 

eine Riege oder Einzelsportler gemeldet hat; 

9.5  bei der Mitarbeit an Bauobjekten oder allen sonstigen Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten 

des Vereins. 
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10.  Wegerisiko 

10.1 Versicherungsfälle auf dem direkten Wege zu und von den versicherten Veranstaltungen, 

Unternehmungen und Tätigkeiten sind mitversichert, sofern keine abweichende Regelung 

vereinbart ist. 

10.2 Der Versicherungsschutz beginnt jeweils mit dem Verlassen der Wohnung und reicht bis zur 

Rückkehr in die Wohnung. Wird der direkte Weg zu einer Veranstaltung nicht von der Wohnung 

aus angetreten, sondern z.B. von der Arbeitsstätte aus, so gilt dieser Abschnitt sinngemäß. Das 

gleiche gilt für den Rückweg. 

10.3 Bei Unterbrechungen des direkten Weges besteht nur für die Dauer der Unterbrechung kein 

Versicherungsschutz, es sei denn, dass der zeitliche und räumliche Zusammenhang mit der 

Veranstaltung gewahrt ist. Sobald der reguläre Weg fortgesetzt wird, besteht wieder 

Versicherungsschutz. 

10.4 Versicherungsfälle am auswärtigen Aufenthaltsort sind mitversichert. Private 

Aufenthaltsverlängerungen fallen nicht unter den Versicherungsschutz. Wird die Anreise früher 

oder die Abreise später angetreten als es die Veranstaltung notwendig macht, so besteht 

Versicherungsschutz nur während der Veranstaltung und auf dem direkten Wege zu und von der 

Veranstaltung. 

11. Nicht versichert ist die entgeltliche oder unentgeltliche Ausübung des Berufs der Mitglieder, auch 

wenn die Ausübung für eine Organisation im DFV erfolgt, sofern es sich nicht um Organisationen im 

DFV gemäß Abschnitt A. 6.3 und 6.4 handelt. Maßgebend ist die Tätigkeit, die zum Zeitpunkt des 

Schadeneintritts ausgeübt wurde. 
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B.  SpezielIe Bestimmungen der Versicherungssparten 

l.  Unfallversicherung (ARAG Allgemeine) 

1.  Gegenstand der Versicherung 

Die ARAG Allgemeine gewährt Versicherungsschutz gegen die wirtschaftlichen Folgen körperlicher 

Unfälle, von denen die Versicherten gemäß A. 6. während der versicherten Tätigkeit betroffen 

werden. Gültig sind die Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedingungen (AUB 99) sowie die 

Zusatzbedingungen für die Gruppen-Unfallversicherung, soweit sich nachfolgend keine 

Abweichungen ergeben. 

2.  Besondere Vertragserweiterungen 

2.1  Für aktive Sportler, Trainer, Übungsleiter, Turn- und Sportlehrer, Funktionäre, Kampf-, Schieds- 

und Zielrichter gilt folgendes: 

2.1.1  In Erweiterung des § 2 III. (1) AUB 99 fallen auch Bauch- und Unterleibsbrüche unter den 

Versicherungsschutz. 

2.1.2  Mitversichert sind auch Gesundheitsschäden und Todesfälle beim Baden und 

Schwimmen, durch Sonnenstich, sonstige Licht-, Temperatur- oder Witterungseinflüsse, 

auch wenn sie keine Folgen eines Unfalles sind. 

2.1.3  Die Ausschlüsse gemäß § 2 I. (1) AUB 99 geIten mit Ausnahme von Schlaganfällen als 

gestrichen. Geistes- und Bewusstseinsstörungen jedoch nur, soweit sie nicht auf 

Trunkenheit zurückzuführen sind. 

2.1.4  § 1 IV. AUB 99 erhält folgenden Wortlaut: Unter den Versicherungsschutz fallen alle 

Verrenkungen, Zerrungen und Zerreißungen. In teilweiser Änderung von § 12 AUB 99 

verzichtet die Gesellschaft darauf, die Leistungen zu kürzen, wenn bei den Unfallfolgen an 

Gliedmaßen Krankheiten oder Gebrechen mitgewirkt haben. Dies bezieht sich im 

Besonderen auf den Einwand der degenerativen Mitwirkung. 

2.2  In teilweiser Abänderung von § 3 I. AUB 99 sind Unfälle von dauernd Schwer- oder 

Schwerstpflegebedürftigen im Sinne der sozialen Pflegeversicherung (§§ 14, 15 

Sozialgesetzbuch XI) und Geisteskranken mit folgenden Leistungen versichert: 

Für den Todesfall gelten die Versicherungsleistungen gemäß Abschnitt B. I. 3. 

2.2.1 Für den Invaliditätsfall gelten die Versicherungsleistungen gemäß Abschnitt B. I. 3., soweit 

der Invaliditätsgrad nach § 11 I. (2) a) und b) AUB 99 (Gliedertaxe) zu bemessen ist. Für 

Verrenkungen, Zerrungen und Zerreißungen besteht Versicherungsschutz auf der 

Grundlage von § 1 IV. AUB 99. 

2.2.2 Für Bergungskosten gelten die Versicherungsleistungen gemäß Abschnitt B. I. 3. 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Unfälle von Geisteskranken, die diese infolge 

der Geisteskrankheit erleiden. 

2.3  Mitversichert sind auch Todesfälle von Versicherten, die unmittelbare Folge eines auf der 

Sportstätte während oder unmittelbar nach der aktiven Teilnahme an Wettkampf oder Training 
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erlittenen körperlichen Zusammenbruchs sind. Bei derartigen Todesfällen beträgt die Leistung 

50% der Todesfallentschädigung gemäß Ziffer 3. 

2.4 Die Versäumung der Frist zur Anmeldung eines Invaliditätsanspruches (§ 11 I. (1) AUB 99) führt 

nicht zum Untergang des Anspruches, sondern wird wie eine Obliegenheitsverletzung nach § 15 

AUB 99 behandelt, wenn die Meldung innerhalb weiterer 6 Monate (insgesamt somit 30 Monate) 

erfolgt. Nach Ablauf dieser Frist erlischt der Anspruch auf Invaliditätsleistung. 

3.  Versicherungsleistungen 

Die Versicherungsleistungen betragen  

für den Todesfall: 

  €    2.500,– für Kinder und Jugendliche bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 

€    5.000,– für Ledige ab vollendetem 16. Lebensjahr 

€    8.000,– für Verheiratete 

Die Versicherungssumme erhöht sich für jedes unterhaltsberechtigte Kind um € 1.000,– 

für den Invaliditätsfall: 

 € 5.000,– pauschal für den Invaliditätsfall – ab 20 % Invaliditätsgrad – bis zur Höchstsumme 

von 

€ 250.000,– gemäß Leistungstabelle in Ziffer 4.1. 

 als Übergangsleistung: 

 €        750,– nach 9 Monaten 

 für Serviceleistungen: 

 €     5.000,–  

4.  Leistungsbeschreibung 

4.1  Ein nach § 11 I. AUB 99 festgestellter Invaliditätsgrad wird wie folgt entschädigt: 

Ab einem Invaliditätsgrad bis 19%  €            0,– 

von 20% bis 24%    €     5.000,– 

von 25% bis 34%    €   10.000,– 

von 35% bis 44%    €   25.000,– 

von 45% bis 54%    €   30.000,– 

von 55% bis 64%    €   70.000,– 

von 65% bis 74%    € 100.000,– 

von 75% bis 84 %    € 200.000,– 

von 85% bis 100%    € 250.000,– 

Im Invaliditätsfall erfolgt grundsätzlich Kapitalzahlung. 



 7 

4.2  Besteht nach Ablauf von 9 Monaten vom Eintritt des Unfalles an gerechnet ohne Mitwirkung von 

Krankheiten oder Gebrechen noch eine unfallbedingte Arbeitsunfähigkeit von mehr als 50% und 

hat diese Beeinträchtigung bis dahin ununterbrochen bestanden, so wird eine 

Übergangsleistung in Höhe von € 750,– gezahlt. Der Versicherte hat einen Anspruch auf 

Zahlung der Übergangsleistung spätestens 10 Monate nach Eintritt des Unfalles geltend zu 

machen und unter Vorlage eines ärztlichen Attestes zu begründen. 
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II. Haftpflichtversicherung (ARAG Allgemeine) 

1.  Gegenstand der Versicherung 

Die ARAG Allgemeine gewährt den versicherten Personen und Organisationen im DFV 

Haftpflichtversicherungsschutz für die versicherten Veranstaltungen, Unternehmungen und 

Tätigkeiten. Gültig sind die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 

(AHB), die Zusatzbedingungen zur Privat- sowie Haus- oder Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 

für die Versicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagenrisiko –, die Besonderen 

Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht durch 

Umwelteinwirkungen im Rahmen der Betriebs- und Berufshaftpflicht-Versicherung (Umwelthaftpflicht-

Basisversicherung) sowie die Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haftpflichtversicherung für 

Vermögensschäden (AVB), soweit sich nachfolgend keine Änderungen ergeben. 

2.  Besondere Vertragserweiterungen 

2.1  Haus- und Grundbesitz 

2.1.1 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht als Eigentümer, Vermieter, Verpächter, 

Mieter, Pächter, Nutznießer von Grundstücken, Gebäuden, Räumlichkeiten und 

Einrichtungen, die dem üblichen und gewöhnlichen Vereinsbetrieb dienen (z.B. 

Turnhallen, Turn- und Sportplätze, Schwimmanlagen, Kegelbahnen, Sportschulen, 

Heime, Restaurationsbetriebe in eigener Regie, Büroräume, Garagen, Tribünen).  

 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Schäden infolge Verstoßes gegen die in 

den vorgenannten Eigenschaften obliegenden Verpflichtungen (z.B. bauliche 

Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Bestreuung der Gehwege bei Winterglätte, 

Schneeräumen auf Bürgersteig und Fahrdamm).  

2.1.2 Mitversichert ist auch das Risiko als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die 

Versicherung bis zum Besitzwechsel bestanden hat.  

2.1.3  In Abänderung des § 4 I. 1. AHB ist die Verpflichtung eingeschlossen, fremde Eigentümer 

von etwaigen gesetzlichen Haftpflichtansprüchen anspruchsberechtigter bzw. dritter 

Personen freizustellen, die im Zusammenhang mit der Benutzung der von fremden 

Eigentümern einer Organisation im DFV zu satzungsgemäßen Zwecken überlassenen 

Einrichtungen stehen. Diese Freistellung bezieht sich auch auf etwaige Prozesskosten. 

2.1.4 In Abweichung von § 4 I. 6. a) AHB erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf die 

gesetzliche Haftpflicht aus Schäden an  

a) fremden unbeweglichen Sportanlagen und deren fest installierter Einrichtung, die von 

einer Organisation im DFV aufgrund von Leihe, Miete, Pacht für satzungsgemäße 

Zwecke benutzt werden oder in Obhut übertragen worden sind; dies gilt insbesondere 

für Sportanlagen des Bundes, des  Landes oder der Kommunen. Voraussetzung für 

die Gewährung des Versicherungsschutzes ist jedoch, dass vor Benutzung die 

Anlage und deren Einrichtungen auf ihren ordnungsgemäßen Zustand überprüft und 

etwaige Mängel vorher festgestellt werden. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche 

aus Abnutzung, Verschleiß und übermäßige Beanspruchung. 
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b) fremden beweglichen Sachen, die eine Organisation im DFV oder deren Organe oder 

Aufsichtsperson zur Ausübung des Sportbetriebes oder der Jugendarbeit gemietet, 

gepachtet oder geliehen haben. 

Ansprüche wegen Abnutzungsschäden an den unter den Versicherungsschutz 

fallenden Sachen sind ausgeschlossen. 

2.2 Bauherrenrisiko 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten 

(Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch und Grabearbeiten) auf den Grundstücken, 

wenn ihre Kosten im Einzelfall auf nicht mehr als € 250.000,– zu veranschlagen sind.  

Empfehlung: Wird dieser Betrag überschritten, so besteht dennoch Versicherungsschutz, wenn 

durch gesonderte Anmeldung bei der ARAG Allgemeine in Düsseldorf lediglich die Differenz 

zwischen € 250.000,– und der tatsächlichen Bausumme nachversichert wird. 

2.3  Gewässerschäden 

2.3.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an Gewässern einschließlich des 

Grundwassers. In Abänderung von § 7 der Zusatzbedingungen zur Privat- sowie Haus- 

oder Grundbesitzerhaftpflichtversicherung für die Versicherung der Haftpflicht aus 

Gewässerschäden – AnIagenrisiko – gilt die Selbstbeteiligung als gestrichen. 

2.3.2 Darüber hinaus sind Schäden durch Umwelteinwirkungen gemäß den Besonderen 

Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht durch 

Umwelteinwirkungen im Rahmen der Betriebs- und Berufshaftpflicht-Versicherung 

versichert (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung). 

2.4  Fahrzeuge 

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht einer Organisation im DFV aus Besitz und Verwendung 

von eigenen, nicht zulassungspflichtigen, selbstfahrenden Arbeitsmaschinen bis zu einer 

Höchstgeschwindigkeit von 20 km/h, die ausschließlich zur Pflege von Sportanlagen eingesetzt 

werden. 

Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Fahrzeugführer beim Eintritt 

des Versicherungsfalles auf öffentlichen Wegen, Plätzen und Gewässern nicht die behördlich 

vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte. Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem 

Versicherungsnehmer, dem Halter oder Eigentümer bestehen, wenn dieser das Vorliegen der 

Fahrerlaubnis bei dem berechtigten Fahrer ohne Verschulden annehmen durfte oder wenn ein 

unberechtigter Fahrer das Fahrzeug geführt hat. 

Besteht Versicherungsschutz aus einem anderen Haftpflichtversicherungsvertrag, so entfällt der 

Versicherungsschutz aus der Sport-Haftpflichtversicherung. 

2.5 Gegenseitige Ansprüche 

In Erweiterung des § 7 Ziffer 2. und des § 4 II. 2. AHB wird im Rahmen des durch diesen Vertrag 

bestimmten Deckungsumfangs Versicherungsschutz auch in folgenden Fällen gewährt: 

Bei Ansprüchen 
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2.5.1 eines Mitglieds gegen eine Organisation im DFV aus Personen- und Sachschäden.  

2.5.2 eines Mitglieds gegen einen Funktionär, eine Aufsichtsperson oder einen Helfer und 

umgekehrt aus Personen- und Sachschäden; 

2.5.3 eines Mitglieds gegen ein Mitglied einer Organisation im DFV aus Sachschäden; 

2.5.4 einer Organisation im DFV gegen ein Mitglied einer anderen Organisation im DFV aus 

Sachschäden;  

2.5.5 einer Organisation im DFV gegen eine andere Organisation im DFV oder gegen den DFV 

oder umgekehrt aus Sachschäden; 

2.5.6 von Mitgliedern des Vorstandes oder der gesetzlichen Vertreter einer Organisation im 

DFV sowie deren Angehörige gegen eine Organisation im DFV, wenn der Schaden durch 

einen Umstand verursacht wurde, der nicht im Zuständigkeitsbereich des betreffenden 

Anspruchstellers (bzw. dessen Angehörigen) liegt. 

Nicht versichert sind alle sonstigen gegenseitigen Ansprüche der Versicherten untereinander. 

Dies gilt insbesondere für Ansprüche aus Personenschäden von Vereinsmitgliedern 

untereinander. 

2.6 Auslandsschäden 

 2.6.1  Eingeschlossen ist – abweichend von § 4 I. 3. AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus im 

Ausland vorkommenden Schadenereignissen. 

2.6.2  Bei Schadenereignissen in den USA, Kanada, Mexiko und Japan werden die 

Aufwendungen der GeseIlschaft für Kosten als Leistungen auf die Deckungssumme 

angerechnet. Kosten sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten: 

Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des 

Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 

Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung der 

Gesellschaft entstanden sind. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben 

Ansprüche auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary 

damages. 

 2.6.3  Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EURO. Die Verpflichtung des Versicherers 

gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EURO-Betrag bei einem inländischen 

Geldinstitut angewiesen ist. 

2.7 Schlüsselverlust 

In teilweiser Abänderung von § 1 Ziffer 3. AHB erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf 

die gesetzliche Haftpflicht der Versicherten aus dem Abhandenkommen und der Beschädigung 

von fremden Schlüsseln für unbewegliche Objekte, die von Vertretern einer Organisation im 

DFV vorübergehend im Rahmen ihrer Vereinstätigkeit übernommen worden sind. Versichert 

sind die Kosten für Austausch oder Änderung von Schlössern oder Schließanlagen, 

provisorische Sicherungsmaßnahmen. Ausgeschlossen bleiben weitere Folgeschäden, die sich 

aus einem Schlüsselverlust ergeben (z.B. Einbruch). 
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Empfehlung: Grundsätzlich sollten nur jeweils die Bereichsschlüssel, nicht jedoch die 

Hauptschlüssel einer Generalschließanlage genommen werden. 

2.8  Sonderrisiken bei Veranstaltungen 

Mitversichert ist anlässlich von versicherten Veranstaltungen auch die gesetzliche Haftpflicht 

2.8.1 aus dem Betrieb von Verkaufsständen o. ä., soweit diese in eigener Regie einer 

Organisation im DFV betrieben werden; 

2.8.2  aus dem Auf- und Abbau von Zelten durch eine Organisation im DFV und der 

Bewirtschaftung in eigener Regie. 

Nicht versichert sind Schäden an gemieteten oder geliehenen Zelten und deren Einrichtungen. 

2.9  Arbeitsgemeinschaften 

Werden versicherte Veranstaltungen gemeinsam mit nicht versicherten Organisationen 

durchgeführt, so werden diese wie Arbeitsgemeinschaften behandelt: 

Für Haftpflichtansprüche aus der Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften gelten, unbeschadet der 

sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere der Deckungssummen), folgende 

Bestimmungen: 

2.9.1 Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote beschränkt, welche der 

prozentualen Beteiligung der versicherten Organisation an der Arbeitsgemeinschaft 

entspricht. Dabei ist es unerheblich, welcher Organisation die schadenverursachenden 

Personen oder Sachen angehören. 

2.9.2  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen 

Schäden an den von den einzelnen Organisationen in die Arbeitsgemeinschaft 

eingebrachten oder von der Arbeitsgemeinschaft beschafften Sachen, gleichgültig, von 

wem die Schäden verursacht wurden. 

2.9.3  Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der Arbeitsgemeinschaft 

untereinander sowie Ansprüche der Arbeitsgemeinschaft gegen die Partner und 

umgekehrt. 

2.10 Feuerwerk 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abbrennen von Feuerwerk sowie aus der 

Verwendung von Böllern, Mörsern und Schallkanonen anlässlich versicherter Veranstaltungen 

gemäß Abschnitt A. Ziffer 1. 

3.  Vermögensschäden 

Unter beruflicher Tätigkeit im Sinne der AVB Vermögensschäden ist die satzungsgemäße Tätigkeit 

der Versicherten zu verstehen.  

4.  Ausschlüsse 

Ausgeschlossen von der Versicherung ist die Haftpflicht, sofern in dem vorstehenden Abschnitt B. II. 

1. bis 3. nichts Gegenteiliges vereinbart ist,  

4.1  aus Verwendung von Tribünen, die nicht polizeilich abgenommen sind; 
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4.2  des Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges 

wegen Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursacht werden. 

Eine Tätigkeit der genannten Personen an Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern und 

Wasserfahrzeugen ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen 

Halter oder Besitzer der Fahrzeuge ist und wenn die Fahrzeuge hierbei nicht in Betrieb gesetzt 

werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Organisation im DFV oder 

Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten; 

4.3  aus Ansprüchen wegen Schäden an Kraftfahrzeugen, die im Auftrag einer Organisation im DFV 

zur Wahrnehmung von Vereinsinteressen eingesetzt werden; 

4.4  aus Schäden an Wasserfahrzeugen sowie sonst schwimmenden oder festen Gegenständen, die 

als Folge eines Zusammenstoßes oder navigatorischen Verschuldens eintreten, wenn und 

soweit ein Kaskoversicherer zur Ersatzleistung verpflichtet ist; 

4.5  aus Schäden, die durch Explosion oder Brand solcher Stoffe entstehen, mit denen eine 

Organisation im DFV oder die von ihnen Beauftragten nicht gemäß behördlicher Vorschrift 

umgegangen sind; 

4.6  aus Schäden an Kommissionsware; 

4.7  aus der Durchführung von Motorsport- oder genehmigungspflichtigen Luftfahrt-Veranstaltungen, 

und zwar auch dann, wenn diese nur Teil einer anderen, ansonsten versicherten Veranstaltung 

sind;  

4.8  aus dem Abhandenkommen von Sachen – abgesehen von Abschnitt B. II. 2.7; 

4.9  aus dem Halten und Hüten von Tieren; 

4.10 aus der Ausrichtung nicht versicherter Veranstaltungen gemäß Abschnitt A. I.; 

4.11 aus Schäden, die sich aus dem Flugbetrieb ergeben, und zwar insbesondere aus 

  4.11.1  dem Betrieb und der Unterhaltung von Fluggeländen mit Motorflugbetrieb; 

 4.11.2  Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Reparatur und 

Beförderung) an Luftfahrzeugen und Luftfahrzeugteilen einschließlich FalIschirmen; 

4.11.3  Tätigkeiten der Fluglehrer, Einweiser und der Prüfer von Luftfahrtgeräten; 

4.11.4  Tätigkeiten an und mit Startwinden; 

4.11.5  Unterhaltung und Betrieb von Ballonaufstiegplätzen; 

4.11.6  der Tätigkeit des amtlich bestätigten Flugleiters oder der von ihm Beauftragten; 

4.12 aus Schadenfällen, bei denen es sich um Arbeitsunfälle gemäß dem Sozialgesetzbuch (SGB)   

oder den beamtenrechtlichen Vorschriften handeIt. Mitversichert sind jedoch die Kosten für die 

Abwehr derartiger Schadenersatzansprüche. 
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5.  Deckungssummen 

5.1 Die Deckungssummen betragen: 

Für Personen- und/oder Sachschäden pauschal je Ereignis: 

€ 3.000.000,–  

Für Vermögensschäden je Verstoß: 

€ 15.000,– für Organisationen im DFV, höchstens 

€ 30.000,– im Versicherungsjahr. 

5.2 Besondere Deckungssummen bestehen abweichend von Abschnitt B. II. 5.1 für folgende 

Risiken je Ereignis;  

5.2.1  Für Mietsachschäden gemäß Abschnitt B. II. 2.1.4 a):  € 250.000,-  

An jedem Versicherungsfall ist der Versicherte mit 10%, mindestens € 100,–, maximal  € 

1.000,-- selbst beteiligt. 

Für Mietsachschäden gemäß Abschnitt B. II. 2.1.4 b):  €   10.000,- 

An jedem Versicherungsfall ist der Versicherte mit 10%, mindestens € 50,–, maximal € 

250,-- selbst beteiligt. 

5.2.2  Für Gewässerschäden gemäß Abschnitt B. II. 2.3: € 260.000,– 

5.2.3  Für Schlüsselverlust gemäß Abschnitt B. II. 2.7  €     2.600,– 

An jedem Versicherungsfall ist der Versicherte mit 10%, mindestens € 50,–, selbst 

beteiligt. 
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III.  Vertrauensschadenversicherung (ARAG Allgemeine) 

1.  Gegenstand der Versicherung 

Die ARAG Allgemeine gewährt Versicherungsschutz gegen Schäden an dem Vermögen (Geld und 

Geldwerte) einer Organisation im DFV auf Grund der nachstehend aufgeführten Versicherungsfälle, 

wenn diese sich während des Einschlusses der Wagnispersonen in die Versicherung ereignet haben. 

Gültig sind die Allgemeinen Bedingungen der Vertrauensschadenversicherung (ABV) nebst 

Zusatzbedingungen. 

2.  Umfang des Versicherungsschutzes 

2.1  Versicherte Personen 

 Versichert sind 

 2.1.1  die Mitglieder der Organe und die Kassierer der Vereine; 

2.1.2  die bei den Vereine hauptberuflich beschäftigten Personen. 

2.2  Versicherte Risiken 

 Versichert sind die Risiken 

 2.2.1  „Vorsatz” (V) für die versicherten Personen gemäß 2.1.1 und 2.1.2; 

2.2.2  „Ohne Verschulden” (O) für die versicherten Personen gemäß 2.1.1. 

2.3  Versicherungsleistungen 

2.3.1 Für das Risiko „Vorsatz” je Versicherungsfall: 

€ 27.500,– für alle Organisationen im DFV 

2.3.2  Für das Risiko „Ohne Verschulden” je Versicherungsfall: 

€   7.500,– für alle Organisationen im DFV 

2.3.3  Die Höchstleistung für alle Schäden bei den Vereine beträgt insgesamt € 255.000,— je 

Versicherungsjahr. 

3.  Empfehlung: 

3.1 Der Zahlungsverkehr sollte nur über Bank-, Postbank- oder sonstige Konten der Versicherten 

abgewickelt werden. Die Benutzung anderer, insbesondere auf Privatnamen lautender Konten 

ist nicht zu empfehlen. 

3.2 Verfügungen über die Konten der Versicherten sollten die Unterschriften zweier  

Unterschriftsberechtigter tragen. 

3.3 Mindestens einmal im Jahr sollten satzungsgemäße Konten-, Buch- und Kassenprüfungen 

stattgefunden haben. Die Vorlage des Berichtes des Kassenprüfers erleichtert die Prüfung bei 

der Geltendmachung von Ansprüchen. 
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IV.  Rechtsschutzversicherung (ARAG SE) 

1.  Gegenstand der Rechtsschutzversicherung 

1.1  Der Versicherungsschutz wird nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für die 

Rechtsschutzversicherung (ARB 2000), des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG)  sowie der 

sonstigen gesetzlichen Bestimmungen gewährt. 

2.  Umfang des Versicherungsschutzes 

2.1  Im Rahmen des Rechtsschutzes für Vereine entsprechend § 24 Abs. 1 b), 2 + 3 ARB 2000 

gewährt die ARAG SE den Organisationen im DFV, deren gesetzlichen Vertretern, Mitgliedern 

und Mitarbeitern für die Wahrnehmung von satzungsgemäßen Vereinsaufgaben 

Versicherungsschutz als  

2.1.1  Schadenersatz-Rechtsschutz 

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht auch auf einer 

Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines dinglichen Rechtes an Grundstücken, 

Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen. 

2.1.2  Straf-Rechtsschutz 

für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines nicht verkehrsrechtlichen Vergehens, 

dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige Begehung strafbar ist, solange dem 

Versicherten ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird.  

Wird dem Versicherten dagegen vorgeworfen, ein solches Vergehen vorsätzlich 

begangen zu haben, besteht rückwirkend Versicherungsschutz, wenn nicht rechtskräftig 

festgestellt wird, dass er vorsätzlich gehandelt hat. Es besteht also bei dem Vorwurf eines 

Verbrechens kein Versicherungsschutz; ebenso wenig bei dem Vorwurf eines Vergehens, 

das nur vorsätzlich begangen werden kann (z.B. Beleidigung, Diebstahl, Betrug). Dabei 

kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch auf den Ausgang des 

Strafverfahrens an; 

2.1.3  Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 

für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer nicht verkehrsrechtlichen 

Ordnungswidrigkeit. 

2.2 Ferner wird den Vereine Versicherungsschutz gewährt als 

2.2.1  Arbeits-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie aus 

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher 

Ansprüche; 

2.2.2  Sozialgerichts-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten; 

2.2.3 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 
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für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberechtlichen 

Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten. 

2.3 Ausgeschlossen sind Rechtsangelegenheiten gemäß § 3 ARB 2000. 

Darüber hinaus umfasst der Versicherungsschutz nicht das Risiko aus: 

2.3.1 dem Eigentum, Besitz, Halten oder dem Lenken von Motorfahrzeugen zu Lande, zu  

Wasser und in der Luft sowie Anhängern; 

2.3.2 gewerblichen Nebenbetrieben der versicherten Organisationen. 

3.  Versicherungsleistungen  

3.1 Die ARAG SE trägt: 

3.1.1 die gesetzliche Vergütung für den eigenen Rechtsanwalt 

- bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Kosten für einen weiteren Anwalt                       

im  Rahmen des § 5 (1) a) ARB 2000, 

- bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Ausland die Kosten für einen weiteren Anwalt                       

im  Rahmen des § 5 (1) b) ARB 2000, 

3.1.2  die Gerichtskosten, 

3.1.3  die Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht herangezogen  

werden; 

3.1.4  die Kosten des Gerichtsvollziehers, 

3.1.5  die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen entstandenen 

Kosten, soweit der Versicherte zu deren Erstattung verpflichtet ist,  

3.1.6  die Kosten eigener und gegnerischer Nebenklagen, 

3.1.7  alle erforderlichen Vorschüsse auf diese Leistungen, 

3 1.8  Kautionen zur Haftverschonung (als Darlehen) bei Strafverfahren im Ausland. 

3.2 Die Höchstgrenze der Leistungen beträgt je Rechtsschutzfall  € 50.000,–;  

für Kautionen gemäß Ziffer 3.1.8     € 26.000,–. 

3.3  Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Europa, den 

Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln oder auf Madeira erfolgt und ein 

Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn 

ein gerichtliches oder behördliches Verfahren eingeleitet werden würde. 

3.4  Der Versicherte hat das Recht der freien Anwaltswahl, d.h. er kann den Rechtsanwalt seines 

Vertrauens, der beim zuständigen Gericht zugelassen und dort wohnhaft ist, selbst wählen. Die 

Beauftragung des Rechtsanwaltes erfolgt namens und im Auftrage des Versicherten durch die 

Gesellschaft. Beauftragt der Versicherte unmittelbar einen Rechtsanwalt, so hat er die 

Gesellschaft unverzüglich von dieser Beauftragung unter Angabe sämtlicher Umstände des 

Versicherungsfalles zu informieren. 

3.5 Im Übrigen gelten die §§ 1–20 der ARB 2000.  
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C.  Wichtige Hinweise für den Schadenfall 

l. Das müssen Sie bei jedem Schaden beachten: 

1. Jeder Schaden ist über den Deutschen Frisbeesport Verband unverzüglich nach Eintritt des 

Schadens zu melden. Ihre Schadenmeldung wird vom DFV an die ARAG entsprechend 

weitergeleitet. 

2. Achten Sie darauf, dass die Schadenmeldungen ausführlich und wahrheitsgetreu ausgefüllt 

werden. Der Schaden kann durch die ARAG somit schneller bearbeitet werden. 

3. Wenn Sie nach der Schadenmeldung Fragen zu Ihrem Schadenfall haben, wenden Sie sich bitte 

an die ARAG Allgemeine Versicherungs-AG, ARAG-Platz 1, 40472 Düsseldorf, 

duesseldorf@arag-sport.de, Frau Constanze Michel, Tel: 0211 / 963 – 3714 (Fax: - 3626).  
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Zusatzbedingungen für die Gruppen-Unfallversicherung 
Besondere Bedingungen für die Gruppen-Unfallversicherung mit 
Direktanspruch der versicherten Person (BB Direktanspruch 2000) 
 
 
 

§ 1 Der Versicherungsfall 

I. Der Versicherer bietet Versicherungsschutz bei Unfällen, die dem 
Versicherten während der Wirksamkeit des Vertrages zustoßen. 

 Die Leistungsarten, die versichert werden können, ergeben sich aus 
§ 11; aus Antrag und Versicherungsschein ist ersichtlich, welche Leis-
tungsarten jeweils vertraglich vereinbart sind. 

II. Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen Welt. 
III. Ein Unfall liegt vor, wenn der Versicherte durch ein plötzlich von 

außen auf seinen Körper wirkendes Ereignis (Unfallereignis) unfrei-
willig eine Gesundheitsschädigung erleidet. 

IV. Als Unfall gilt auch, wenn durch eine erhöhte Kraftanstrengung an 
Gliedmaßen oder Wirbelsäule 
(1) ein Gelenk verrenkt wird oder 
(2) Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln gezerrt oder zerrissen 

werden. 

§ 2 Ausschlüsse 

Nicht unter den Versicherungsschutz fallen: 
I. (1) Unfälle durch Geistes- oder Bewusstseinsstörungen, auch soweit 

diese auf Trunkenheit beruhen, sowie durch Schlaganfälle, epi-
leptische Anfälle oder andere Krampfanfälle, die den ganzen 
Körper des Versicherten ergreifen. 

 Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese Störungen  
oder Anfälle durch ein unter diesen Vertrag fallendes Unfaller-
eignis verursacht waren. 

(2) Unfälle, die dem Versicherten dadurch zustoßen, dass er vorsätz-
lich eine Straftat ausführt oder versucht. 

(3) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder Bür-
gerkriegsereignisse verursacht sind; Versicherungsschutz be-
steht jedoch, wenn Folgendes zutrifft: 

 (Kriegsklausel) 
 Wird ein Versicherter während einer Reise in ein Land, in dem er 

nicht seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, von 
einem Krieg oder Bürgerkrieg überrascht, so erstreckt sich der 
Versicherungsschutz auf Unfälle durch Kriegsereignisse. Dieser 
Versicherungsschutz besteht nicht, wenn der Versicherte zu den 
aktiven Teilnehmern an dem Krieg oder Bürgerkrieg gehört. Ak-
tiver Teilnehmer ist auch, wer auf Seiten einer kriegführenden 
Partei zur Kriegsführung bestimmte Anlagen, Einrichtungen, Ge-
räte, Fahrzeuge, Waffen oder andere Materialien anliefert, ab-
transportiert oder sonst damit umgeht. Der Versicherungsschutz 
gilt nicht für Reisen in oder durch Länder oder Gebiete sowie 
Überfliegen von Gebieten, in denen bereits Krieg oder Bürger-
krieg herrscht. Der Versicherungsschutz erlischt sieben Tage 
nach Beginn der Feindseligkeiten. 

(4) Unfälle des Versicherten 
a) als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), soweit 

er nach deutschem Recht dafür eine Erlaubnis benötigt, so-
wie als sonstiges Besatzungsmitglied eines Luftfahrzeuges;  

b) bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuübenden be-
ruflichen Tätigkeit; 

c) bei der Benutzung von Raumfahrzeugen. 
(5) Unfälle, die dem Versicherten dadurch zustoßen, dass er sich als 

Fahrer, Beifahrer oder Insasse eines Motorfahrzeuges an Fahrt-
veranstaltungen einschließlich der dazugehörigen Übungsfahr-
ten beteiligt, bei denen es auf die Erzielung von Höchstge-
schwindigkeiten ankommt. 

(6) Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie verur-
sacht sind. 

II. (1) Gesundheitsschädigungen durch Strahlen. 
(2) Gesundheitsschädigungen durch Heilmaßnahmen oder Eingrif-

fe, die der Versicherte an seinem Körper vornimmt oder vor-
nehmen lässt. Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die 
Eingriffe oder Heilmaßnahmen, auch strahlendiagnostische und 
-therapeutische, durch einen unter diesen Vertrag fallenden Un-
fall veranlasst waren. 

(3) Infektionen. 
 Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Krankheitserre-

ger durch eine unter diesen Vertrag fallende Unfallverletzung in 
den Körper gelangt sind. Nicht als Unfallverletzung gelten dabei 
Haut- oder Schleimhautverletzungen, die als solche geringfügig 
sind und durch die Krankheitserreger sofort oder später in den 
Körper gelangen. Für eine erstmalige Infizierung mit Tollwut und 
Wundstarrkrampf entfällt diese Einschränkung. Außerdem be-
steht für die Invaliditäts- und Todesfall-Leistung Versicherungs-
schutz bei einer erstmaligen Infektion mit Frühsommer-
Meningo-Enzephalitis (Hirnhautentzündung durch Zeckenbiss), 
sofern die Infektion zu einem Invaliditätsgrad von mindestens 
25 % oder zum Tode führt. Einer erstmaligen Infizierung gleich-
gestellt sind Schutzimpfungen gegen die in Satz 3 und 4 aufge-
führten Infektionen. Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmen 
verursacht sind, gilt (2) Satz 2 entsprechend. 

(4) Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffe durch 
den Schlund. Für versicherte Kinder, die zum Zeitpunkt des Un-
falls das 12. Lebensjahres noch nicht vollendet haben, besteht 
jedoch Versicherungsschutz bei Vergiftungen infolge versehent-
licher Einnahme von für Kinder schädlichen Stoffen. Kein Versi-
cherungsschutz besteht bei Vergiftungen durch Nahrungsmittel. 

III. (1) Bauch- oder Unterleibsbrüche.  
  Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn sie durch eine unter 

diesen Vertrag fallende gewaltsame von außen kommende Ein-
wirkung entstanden sind. 

(2) Schädigungen an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren 
Organen und Gehirnblutungen. Versicherungsschutz besteht je-
doch, wenn ein unter diesen Vertrag fallendes Unfallereignis im 
Sinne des § 1 III. die überwiegende Ursache ist. 

IV. Krankhafte Störungen infolge psychischer Reaktionen, gleichgültig, 
wodurch diese verursacht sind. 
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§ 3 Nicht versicherbare Personen 

I. Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht versichert sind 
Personen, die dauernd schwer- oder schwerstpflegebedürftige sind, 
sowie Personen mit geistiger Behinderung. 

 Schwer- bzw. schwerstpflegebedürftig ist, wer für die Verrichtung 
des täglichen Lebens überwiegend fremder Hilfe bedarf und in Pfle-
gestufe II oder III im Sinne der sozialen Pflegeversicherung (§§ 14, 15 
SGB XI) eingestuft ist. 

II. Der Versicherungsschutz erlischt, sobald der Versicherte im Sinne 
von I. nicht mehr versicherbar ist. Für diese endet gleichzeitig die 
Versicherung. 

III. Den für nicht versicherbare Personen seit Eintritt der Versicherungs-
unfähigkeit entrichteten Beitrag zahlen wir zurück. 

§ 4 Vorvertragliche Anzeigepflichten  
des Versicherungsnehmers 

I. (1) Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung alle Ihnen 
bekannten Gefahrumstände in Textform anzuzeigen, nach de-
nen wir Sie in Textform gefragt haben und die für unseren Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen. Sie sind auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 
wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor unserer Vertragsan-
nahme Fragen im Sinne des Satzes 1 in Textform stellen. Gefahr-
erheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf unseren Ent-
schluss Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem 
vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

(2) Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben Ihnen 
für die wahrheitsgemäße und vollständige Anzeige der gefahr-
erheblichen Umstände und die Beantwortung der an sie gestell-
ten Fragen verantwortlich. 

(3) Wird der Vertrag von Ihrem Vertreter geschlossen und kennt die-
ser den gefahrerheblichen Umstand, müssen Sie sich so behan-
deln lassen, als hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder 
dies arglistig verschwiegen. 

II. (1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerhebli-
chen Umständen berechtigen uns, vom Versicherungsvertrag 
zurückzutreten. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverlet-
zung hingewiesen haben. 

(2) Wir müssen unser Rücktrittsrecht innerhalb eines Monats schrift-
lich geltend machen. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, 
auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist 
dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung 
unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 
zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die unser 
Rücktrittsrecht begründet, Kenntnis erlangen. 

(3) Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ihnen gegenüber. 
(4) Wir können uns auf unser Rücktrittsrecht nicht berufen, wenn 

wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannten. 

(5) Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie nachweisen, dass Sie 
oder Ihr Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht haben. 

(6) Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verletzung der 
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn Sie nachweisen, dass wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

(7) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
(8) Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, dürfen wir 

den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn Sie nachweisen, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand we-
der für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in die-
sem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

(9) Uns steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwer-
den der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht. 

III. (1) Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre Verletzung einer 
Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, können wir den Versicherungsvertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. Dies gilt nur, 

wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Fol-
gen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben. 

(2) Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch 
nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklä-
rung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir 
von der Verletzung Ihrer Anzeigepflicht Kenntnis erlangt haben. 

(3) Wir können uns auf unser Kündigungsrecht wegen Anzeige-
pflichtverletzung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 

(4) Das Kündigungsrecht ist auch ausgeschlossen, wenn Sie nach-
weisen, dass wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten. 

(5) Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen 
Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Haben Sie die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. Dies gilt nur, wenn wir Sie 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben. 

(6) Wir müssen die Vertragsanpassung innerhalb eines Monats schrift-
lich geltend machen. Dabei haben wir die Umstände anzugeben, 
auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist 
dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung 
unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 
zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die uns zur Ver-
tragsanpassung berechtigt, Kenntnis erlangen. 

(7) Wir können uns auf eine Vertragsanpassung nicht berufen, wenn 
wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannten. 

(8) Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr 
als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in Schrift-
form kündigen. 

IV. Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, 
bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht uns der Teil des Bei-
trages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

§ 5 entfällt  

§ 6 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

I. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn Sie den ersten oder einmaligen Bei-
trag unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 7 I.  zahlen.  

 Für eine Infektion mit Frühsommer-Meningo-Enzephalitis (Hirnhaut-
entzündung durch Zeckenbiss) nach § 2 II. (3) beginnt der Versiche-
rungsschutz erst nach Ablauf der Wartezeit. Die Wartezeit beträgt 91 
Tage, gerechnet vom Beginn des Versicherungsschutzes nach Absatz I. 
Für Personen, die in der etwa vereinbarten Vorsorgeunfallversicherung 
nach § 13 versichert sind, gilt die Wartezeit ab dem Zeitpunkt, zu dem 
die Voraussetzungen der Vorsorgeunfallversicherung erfüllt sind. 

II. Der Vertrag kann beendet werden durch schriftliche Kündigung 
eines der Vertragspartner  
(1) zum Ablauf der vereinbarten Dauer. Die Kündigung muss spätes-

tens drei Monate vor dem Ablauf zugegangen sein; anderenfalls 
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr;  

(2) wenn der Versicherer eine Geldleistung nach § 11 erbracht hat 
oder gegen ihn Klage auf eine Geldleistung erhoben worden ist. 

 Die Kündigung muss spätestens einen Monat nach Leistung  
oder – im Falle eines Rechtsstreits – nach Klagerücknahme, An-
erkenntnis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils zugegangen 
sein. Sie wird erst nach Ablauf eines Monats ab Zugang wirksam. 
Sie können jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode wirksam wird. 

III. Der Vertrag endet ohne Kündigung, wenn die vereinbarte Dauer 
weniger als ein Jahr beträgt, zu dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitpunkt. 
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IV. Der Versicherungsschutz tritt außer Kraft, sobald der Versicherte im 
Krieg oder kriegsmäßigen Einsatz Dienst in einer militärischen oder 
ähnlichen Formation leistet. Der Versicherungsschutz lebt wieder 
auf, sobald dem Versicherer die Anzeige des Versicherungsnehmers 
über die Beendigung des Dienstes zugegangen ist. 

V. Hat in der Kinder-Unfallversicherung der Versicherungsnehmer bei 
Beginn des Versicherungsschutzes das 45. Lebensjahr noch nicht 
vollendet und stirbt er während der Versicherungsdauer, wird die 
Versicherung mit den zu diesem Zeitpunkt geltenden Versicherungs-
summen bis zum Ablauf des Versicherungsjahres beitragsfrei weiter-
geführt, in dem das versicherte Kind das 18. Lebensjahr vollendet. 
Dies gilt nicht, wenn der Todesfall durch ein Kriegs- oder Bürger-
kriegsereignis verursacht worden ist. 

§ 7 Beiträge, Fälligkeit, Verzug und Dynamik 

I. Die Beiträge enthalten die jeweilige gesetzliche Versicherungsteuer 
und die vereinbarten Nebenkosten. 

 Der erste oder einmalige Beitrag ist, wenn nichts anderes bestimmt 
ist, sofort nach Abschluss des Versicherungsvertrages fällig, jedoch 
nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungssbeginn. Folgebeiträge sind am Ersten des Fälligkeitsmonats zu 
zahlen, sofern nichts anderes vereinbart wurde. 

II. (1) Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, 
sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern Sie durch geson-
derte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam 
gemacht wurden. Das gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 

(2) Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, 
können wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht 
gezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie nachwei-
sen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 

III. (1) Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, 
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.  

(2) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versiche-
rungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeit-
punkt erfolgt. 

(3) Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie ohne 
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass Sie die verspätete Zahlung 
nicht zu vertreten haben. 

(4) Wir werden Sie auf Ihre Kosten in Textform zur Zahlung auffordern 
und Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. 
Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn wir darin die rückständi-
gen Beträge des Beitrages sowie die Zinsen und Kosten im Einzel-
nen beziffern und die Rechtsfolgen angeben, die nach den Ziffern 
§ 7 III. (6) und (7) mit dem Fristablauf verbunden sind. 

(5) Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug entstande-
nen Schadens zu verlangen. 

(6) Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung 
in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Ver-
sicherungsschutz, wenn Sie mit der Zahlungsaufforderung nach 
§ 7 III. (4) darauf hingewiesen wurden. 

(7) Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung 
in Verzug, können wir den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, wenn wir Sie mit der Zahlungsaufforderung nach § 7 
III. (4) darauf hingewiesen haben. 

(8) Haben wir gekündigt und zahlen Sie danach innerhalb eines 
Monats den angemahnten Beitrag, besteht der Vertrag fort. Für 
Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung 
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versiche-
rungsschutz. 

IV. (1) Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeits-
tag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einzie-
hung nicht widersprechen. 

(2) Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, 
wenn sie unverzüglich nach unserer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung erfolgt. 

(3) Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil Sie die 
Einzugsermächtigung widerrufen haben, oder haben Sie aus an-
deren Gründen zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht 
eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig Zahlung 

außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Sie sind zur 
Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn Sie von uns 
hierzu in Textform aufgefordert worden sind. 

V. Unfallversicherung mit Zuwachs von Leistung und Beitrag (Dynamik) 
(1) Ist die Unfallversicherung mit Zuwachs von Leistung und Beitrag 

(Dynamik) vereinbart, erhöhen sich die Versicherungssummen 
für den Invaliditäts- und den Todesfall, für das Krankenhausta-
gegeld, das Genesungstagegeld und für die Soforthilfe bei Frak-
turen (§ 11 I, II, III, V, VIII) ab dem zweiten Versicherungsjahr um 
jeweils 3%. Eine Erhöhung der Versicherungssummen für Haus-
haltshilfegeld, Kosten für kosmetische Operationen und Service-
Leistungen (§ 11 IV, VI, VII) erfolgt nicht. Erhöhte Versicherungs-
summen für den Invaliditäts-und Todesfall werden dabei auf vol-
le 500 Euro, die Soforthilfe bei Frakturen auf volle 5 Euro und die 
übrigen Versicherungssummen auf 0,5 Euro aufgerundet. Der 
Beitrag erhöht sich im gleichen Verhältnis wie die Versiche-
rungssummen. 

(2) Die Erhöhung der Versicherungssummen erfolgt jeweils zu dem 
Beginn des Versicherungsjahres. 

(3) Der Versicherungsnehmer wird über die erhöhten Versiche-
rungssummen unterrichtet, spätestens mit der Aufforderung zur 
Zahlung des neuen Beitrages. Über die neuen Versicherungs-
summen erhält er einen Nachtrag. 

(4) Der Versicherungsnehmer kann die Vereinbarung über die Erhö-
hung jederzeit zum Ende des Versicherungsjahres widerrufen, 
spätestens jedoch sechs Wochen nach Unterrichtung über die 
Erhöhung gemäß (3). 

 Der Versicherungsnehmer ist auf den Fristablauf hinzuweisen. 
Der Widerruf ist schriftlich an die Hauptverwaltung des Versiche-
rers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträ-
gen als zuständig bezeichnete Stelle zu richten. 

 Auf Antrag des Versicherungsnehmers wird die Versicherung 
wieder mit Zuwachs von Leistung und Beitrag fortgeführt. 

(5) Der Versicherer kann die nächst fällige oder alle weiteren Erhö-
hungen von Versicherungssummen und Beiträgen mit einer Frist 
von drei Monaten vor Ablauf des Versicherungsjahres schriftlich 
widerrufen. 

(6) Die Vereinbarung der Dynamik gilt nicht für die beitragsfreie Wei-
terversicherung eines Kindes nach § 6 V. und für die Leistungen in 
der etwa vereinbarten Vorsorgeunfallversicherung nach § 13. 

§ 8 entfällt 

§ 9 Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung, 
Wehrdienst 

I. Während der Vertragsdauer eintretende Änderungen der Berufstä-
tigkeit oder Beschäftigung des Versicherten sind unverzüglich anzu-
zeigen. Die Ableistung von Pflichtwehrdienst oder Zivildienst sowie 
die Teilnahme an militärischen Reserveübungen gelten nicht als Än-
derung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung. 

II. (1) Ergibt sich für eine neue Berufstätigkeit oder Beschäftigung des 
Versicherten nach dem zur Zeit der Änderung gültigen Tarif des 
Versicherers ein niedrigerer Beitrag, so ist nach Ablauf eines Mo-
nats vom Zugang der Anzeige an nur dieser zu zahlen. 

(2) Ergibt sich ein höherer Beitrag, so wird noch für zwei Monate 
von dem Zeitpunkt der Änderung der Berufstätigkeit oder Be-
schäftigung an Versicherungsschutz nach den bisherigen Versi-
cherungssummen geboten. Tritt nach Ablauf dieser Frist ein Un-
fall ein, ohne dass eine Änderungsanzeige erfolgt oder eine Eini-
gung über den Beitrag erzielt worden ist, so vermindern sich die 
Versicherungssummen im Verhältnis des erforderlichen Beitra-
ges zum bisherigen Beitrag. 

(3) a) Bietet der Versicherer für die neue Berufstätigkeit oder Be-
schäftigung nach seinem Tarif keinen Versicherungsschutz, 
kann der Versicherer den Vertrag kündigen. Die Kündigung 
wird einen Monat nach Zugang wirksam. Das Kündigungs-
recht erlischt, – wenn es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, zu dem der Versicherer 
von der Änderung Kenntnis erlangt hat, oder – wenn der 
Versicherte seine vorherige Berufstätigkeit oder Beschäfti-
gung wieder aufgenommen hat. 

b) Hat der Versicherungsnehmer die Änderungsanzeige nicht 
unverzüglich gemacht, kann der Versicherer von der Ver-
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pflichtung zur Leistung frei sein, wenn der Unfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu welchem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen . 

 Die Verpflichtung des Versicherers bleibt grundsätzlich be-
stehen, wenn ihm die neue Berufstätigkeit oder Beschäfti-
gung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die An-
zeige hätte zugehen müssen. Das gleiche gilt, 
– wenn bei Eintritt des Unfalles die Frist für die Kündi-

gung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt ist oder 

– wenn die neue Berufstätigkeit oder Beschäftigung kei-
nen Einfluss auf den Eintritt des Unfalles und auf den 
Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat. 

§ 10 Änderung der Kinder-Unfallversicherung  
auf Erwachsenentarif 

I. (1) Die Versicherung wird bis zum Ende des Versicherungsjahres, in 
dem das versicherte Kind das 18. Lebensjahr vollendet, zum ver-
einbarten Beitrag fortgeführt. Der Versicherungsnehmer hat 
dann folgendes Wahlrecht: 
a) Die Versicherungssummen bleiben unverändert und es ist 

der Beitrag zu zahlen, der sich aus dem zu diesem Zeitpunkt 
gültigen Tarif des Versicherers für Erwachsene ergibt. 

b) Der Beitrag bleibt unverändert und die Versicherungssummen 
vermindern sich im Verhältnis des zu diesem Zeitpunkt gülti-
gen Erwachsenen-Tarifbeitrages zum bisherigen Beitrag. 

(2) Hat der Versicherungsnehmer sein Wahlrecht gemäß Nummer 
(1) nicht bis spätestens zwei Monate nach Beginn des neuen 
Versicherungsjahres ausgeübt, setzt sich der Vertrag gemäß § 10 
I. (1) b) fort. 

(3) Die Versicherung im Bereich der Familien- und Alleinerziehen-
denunfallversicherung wird bis zum Ende des Versicherungsjah-
res, in dem das versicherte Kind das 18. Lebensjahr vollendet, 
zum vereinbarten Beitrag fortgeführt. Der Versicherungsnehmer 
hat dann, für jedes volljährige Kind, folgendes Wahlrecht: 
a) Die Versicherungssummen bleiben unverändert und es ist 

der Beitrag zu zahlen, der sich aus dem zu diesem Zeit-
punktgültigen Tarif des Versicherers für Erwachsene ergibt. 

b) Änderung der Leistungen auf Euro 
Invaliditätsleistung 
Grundsumme 10.000 
Höchstleistung 50.000 
Todesfall-Leistung 5.000 
Soforthilfe bei Frakturen 500 
Krankenhaustagegeld 10 
Genesungstagegeld 10 
Kosmetische Operationen 5.000 
Service-Leistungen 6.000 

 Der Beitrag ergibt sich aus dem zu diesem Zeitpunkt gülti-
gen Tarif des Versicherers. 

(4) Hat der Versicherungsnehmer sein Wahlrecht gemäß Nummer 
(3) nicht bis spätestens zwei Monate nach Beginn des neuen 
Versicherungsjahres ausgeübt, setzt sich der Vertrag gemäß § 10 
i. (3) b) fort. 

§ 11 Die Leistungsarten 

Die jeweils vereinbarten Leistungsarten und deren Höhe (Versicherungssum-
men) ergeben sich aus dem Vertrag. Für die Entstehung des Anspruchs und die 
Bemessung der Leistungen gelten die nachfolgenden Bestimmungen. 
I. Invaliditätsleistung 

(1) Führt der Unfall zu einer dauernden Beeinträchtigung der kör-
perlichen oder geistigen Leistungsfähigkeit (Invalidität) des Ver-
sicherten, so entsteht Anspruch auf Kapitalleistung aus der für 
den Invaliditätsfall versicherten Summe. Hat der Versicherte bei 
Eintritt des Unfalles das 65. Lebensjahr vollendet, so wird die 
Leistung als Rente gemäß § 19 erbracht. 

 Die Invalidität muss innerhalb eines Jahres nach dem Unfall ein-
getreten sowie spätestens vor Ablauf einer Frist von weiteren 
zwölf Monaten von einem Arzt schriftlich festgestellt und vom 
Versicherungsnehmer geltend gemacht worden sein. 

(2) Die Grundlage für die Berechnung der Leistung bilden die Ver-
sicherungssumme und der Grad der unfallbedingten Invalidität. 
a) Bei Verlust oder völliger Funktionsunfähigkeit der folgenden 

Körperteile und Sinnesorgane gelten ausschließlich diese 
Invaliditätsgrade: 
Arm  70 Prozent 
Arm bis oberhalb des Ellenbogengelenks 65 Prozent 
Arm unterhalb des Ellenbogengelenks 60 Prozent 
Hand 55 Prozent 
Daumen 20 Prozent 
Zeigefinger 10 Prozent 
anderer Finger 5 Prozent 
Bein über der Mitte des Oberschenkels 70 Prozent 
Bein bis zur Mitte des Oberschenkels 60 Prozent 
Bein bis unterhalb des Knies 50 Prozent 
Bein bis zur Mitte des Unterschenkels 45 Prozent 
Fuß  40 Prozent 
große Zehe 5 Prozent 
andere Zehe 2 Prozent 
Auge 50 Prozent 
Gehör auf einem Ohr 30 Prozent 
Geruchssinn 10 Prozent 
Geschmackssinn 5 Prozent 

 Bei Teilverlust oder teilweiser Funktionsbeeinträchtigung 
gilt der entsprechende Teil des jeweiligen Prozentsatzes. 

b) Für andere Körperteile und Sinnesorgane bemisst sich der 
Invaliditätsgrad danach, inwieweit die normale körperliche 
oder geistige Leistungsfähigkeit insgesamt beeinträchtigt 
ist. Dabei sind ausschließlich medizinische Gesichtspunkte 
zu berücksichtigen. 

c) Sind durch den Unfall mehrere körperliche oder geistige Funk-
tionen verloren gegangen oder beeinträchtigt, so werden die 
Invaliditätsgrade, die sich nach a) und b) ergeben, bis zu ei-
nem Grenzwert von 100 Prozent zusammengerechnet. 

 
 
 
 
 

 

Hilfstabelle zur Leistungsberechnung für die Unfallversicherung mit progressiver lnvaliditätsstaffel (Progression 500%) 

von auf 
% % 

von auf 
% % 

von auf 
% % 

von auf 
% % 

von auf 
% % 

von auf 
% % 

von auf 
% % 

von auf 
% % 

26 29 
27 33 
28 37 
29 41 
30 45 
31 49 
32 53 
33 57 
34 61 
35 65 

36 69 
37 73 
38 77 
39 81 
40 85 
41 89 
42 93 
43 97 
44 101 
45 105 

46 109 
47 113 
48 117 
49 121 
50 125 
51 131 
52 137 
53 143 
54 149 
55 155 

56 161 
57 167 
58 173 
59 179 
60 185 
61 191 
62 197 
63 203 
64 209 
65 215 

66 221 
67 227 
68 233 
69 239 
70 245 
71 251 
72 257 
73 263 
74 269 
75 275 

76 284 
77 293 
78 302 
79 311 
80 320 
81 329 
82 338 
83 347 
84 356 
85 365 

86 374 
87 383 
88 392 
89 401 
90 410 
91 419 
92 428 
93 437 
94 446 
95 455 

  96 464 
  97 473 
  98 482 
  99 491 
100 500 
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(3) Waren betroffene Körperteile oder Sinnesorgane oder deren 
Funktionen bereits vor dem Unfall dauernd beeinträchtigt, wird 
der Grad der Gesamtinvalidität um den Grad der Vorinvalidität 
gemindert. Als Vorinvalidität gelten der Verlust oder die völlige 
Funktionsunfähigkeit sowie der teilweise Verlust oder die teil-
weise Funktionsunfähigkeit des Körperteils bzw. Sinnesorgans. 
Die Vorinvalidität ist nach Nr. (2) zu bemessen. 

(4) Tritt der Tod unfallbedingt innerhalb eines Jahres nach dem Un-
fall ein, so besteht kein Anspruch auf Invaliditätsleistung. 

(5) Stirbt der Versicherte aus unfallfremder Ursache innerhalb eines 
Jahres nach dem Unfall oder – gleichgültig, aus welcher Ursache 
– später als ein Jahr nach dem Unfall und war ein Anspruch auf 
lnvaliditätsleistung nach (1) entstanden, so ist nach dem lnvali-
ditätsgrad zu leisten, mit dem aufgrund der zuletzt erhobenen 
ärztlichen Befunde zu rechnen gewesen wäre. 

(6) Wenn für den Invaliditätsfall die folgende Invaliditätsstaffel 
(Progression 500%) vereinbart wurde, werden im Invaliditätsfall 
der Leistungsberechnung der unfallbedingte Invaliditätsgrad 
und folgende Versicherungssummen zugrunde gelegt: 
a) Für den 25% nicht übersteigenden Teil die im Versiche-

rungsschein festgelegte Invaliditätssumme, 
b)  für den 25%, nicht aber 50% übersteigenden Teil des Invali-

ditätsgrades die vierfache Invaliditätssumme, 
c) für den 50%, nicht aber 75% übersteigenden Teil des Invali-

ditätsgrades die sechsfache Invaliditätssumme 
d) für den 75% übersteigenden Teil des Invaliditätsgrades die 

neunfache Invaliditätssumme. 
II. Krankenhaustagegeld 
 Krankenhaustagegeld wird für jeden Kalendertag gezahlt, an dem 

sich der Versicherte unfallbedingt in medizinisch notwendiger voll-
stationärer Heilbehandlung befindet, längstens jedoch für zwei Jahre 
vom Unfalltage an gerechnet. Krankenhaustagegeld entfällt bei ei-
nem Aufenthalt in Sanatorien, Erholungsheimen und Kuranstalten. 

III. Genesungstagegeld 
(1) Hatte die versicherte Person Anspruch auf mindestens 21 Tages-

sätze Krankenhaustagegeld (Abs. II.) und ist sie unmittelbar nach 
der Entlassung aus der vollstationären Heilbehandlung unfall-
bedingt ohne Mitwirkung von Krankheiten oder Gebrechen noch 
zu mindestens 50% in ihrer körperlichen oder geistigen Leis-
tungsfähigkeit beeinträchtigt, wird für jeden folgenden Kalen-
dertag Genesungstagegeld gezahlt, an dem diese Beeinträchti-
gung besteht. Die Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit kann 
sich auf den beruflichen oder den außerberuflichen Bereich be-
ziehen. Ausgeschlossen ist der Anspruch auf Genesungstagegeld 
für Kalendertage, für die ein Anspruch auf Krankenhaustagegeld 
besteht. 

(2) Genesungstagegeld wird für insgesamt höchstens 180 Kalender-
tage gezahlt, längstens jedoch bis zum Ablauf von zwei Jahren 
seit dem Unfalltage. 

 Mehrere vollstationäre Aufenthalte wegen desselben Unfalls 
werden wie ein ununterbrochener Krankenhausaufenthalt be-
wertet. 

IV. Haushaltshilfegeld 
 Haushaltshilfegeld wird in Höhe der vereinbarten Versicherungs-

summe gezahlt, wenn sich der Versicherte unfallbedingt zwischen 10 
und 30 Kalendertagen in medizinisch notwendiger vollstationärer 
Heilbehandlung befindet. Dauert eine derartige Heilbehandlung 
länger als 30 Kalendertage, wird für jeden angefangenen Zeitraum 
von jeweils weiteren 10 Tagen ein Drittel der Versicherungssumme 
gezahlt. Die Dauer mehrerer medizinisch notwendiger vollstationärer 
Heilbehandlungen auf Grund desselben Unfalls wird zusammenge-
rechnet. Heilbehandlungen nach Ablauf von zwei Jahren seit dem 
Unfalltage bleiben unberücksichtigt. Die vereinbarte Versicherungs-
summe unterliegt nicht einer etwa vereinbarten Dynamik nach § 7 V. 

V. Soforthilfe bei Frakturen (Knochenbrüchen) 
 Führt der Unfall bei dem Versicherten zu einer oder mehreren Fraktu-

ren (Knochenbrüche), wird einmalig die Soforthilfe gezahlt. Die So-
forthilfe entfällt, wenn der Unfall binnen 48 Stunden zum Tode führt. 

VI. Kosten für kosmetische Operationen 
(1) Erfordern die Unfallverletzungen der versicherten Person nach 

Abschluss der Heilbehandlung eine kosmetische Operation,  
übernimmt der Versicherer die hierdurch entstandenen not-
wendigen Kosten für Arzthonorare, für die Unterbringung und 
für medizinisch notwendige Heil- und Hilfsmittel bis zur Höhe 

der hierfür vereinbarten Versicherungssumme. Zahnbehand-
lungs- und Zahnersatzkosten werden nicht übernommen. Die 
vereinbarte Versicherungssumme unterliegt nicht einer etwa 
vereinbarten Dynamik nach § 7 V. 

(2) Alle Kosten müssen bis zum Ablauf von 5 Jahren nach dem Un-
falltage entstanden und geltend gemacht sein. Hat die versicher-
te Person bei Eintritt des Unfalles das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet, erfolgt ein Ersatz der Kosten auch dann, wenn d ie 
Operation und die klinische Behandlung nicht innerhalb dieser 
Frist, aber vor Vollendung des 23. Lebensjahres der versicherten 
Person durchgeführt werden. 

VII. Service-Leistungen 
(1) Hat die versicherte Person einen unter den Versicherungsvertrag 

fallenden Unfall erlitten, erbringt der Versicherer die unter a) bis 
f) genannten Leistungen als Service oder als Ersatz für aufge-
wandte Kosten, deren Höhe insgesamt auf einen Betrag von 
6.000 Euro begrenzt ist. Dieser Betrag unterliegt nicht einer etwa 
vereinbarten Dynamik nach § 7 V. 
a) Ersatz der Kosten für Such-, Rettungs- oder Bergungseinsät-

ze von öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierten 
Rettungsdiensten, soweit hierfür üblicherweise Gebühren 
berechnet werden; diese Kosten werden auch dann ersetzt, 
wenn der Unfall unmittelbar drohte oder nach den konkre-
ten Umständen zu vermuten war; 

b) soweit möglich, benennt der Versicherer auf einer Reise im 
Ausland einen englisch oder deutsch sprechenden Arzt so-
wie Spezialkliniken und stellt, soweit erforderlich, den Kon-
takt zwischen dem Hausarzt der versicherten Person und 
dem behandelnden Arzt oder Krankenhaus her;  

c) Ersatz der Kosten für den Transport der verletzten Person 
zum Krankenhaus oder zur Spezialklinik, soweit medizinisch 
notwendig und ärztlich angeordnet; 

d) Ersatz des Mehraufwandes bei der Rückkehr der verletzten 
Person zu ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die Mehrkosten 
auf ärztliche Anordnung zurückgehen oder nach der Verlet-
zungsart unvermeidbar waren; zusätzlich Ersatz der Heim-
fahrt- oder Übernachtungskosten bei einem Unfall im Aus-
land für mitreisende minderjährige Kinder und den mitrei-
senden Lebenspartner der versicherten Person; die Rück-
kehr- oder Heimfahrkosten werden bei einfacher Entfernung 
unter 1.000 Bahnkilometer bis zur Höhe der Bahnkosten 1. 
Klasse einschließlich Zuschlägen, bei größerer Entfernung 
bis zur Höhe der Kosten eines Linienfluges (economy class) 
sowie für nachgewiesene Taxifahrten bis zu 50 Euro erstat-
tet; für Übernachtungskosten werden höchstens 75 Euro je 
Übernachtung und Person bezahlt; für Mitreisende be-
schränkt sich diese Leistung auf drei Übernachtungen; 

e) bei einem unfallbedingten Todesfall im Inland Ersatz der 
Kosten für die Überführung zum letzten ständigen Wohn-
sitz; bei einem unfallbedingtem Todesfall im Ausland sorgt 
der Versicherer – nach Abstimmung mit den Angehörigen – 
für die Bestattung im Ausland oder die Überführung zum 
letzten ständigen Wohnsitz; 

f ) Benennung einer Haushaltshilfe. Die Kosten der Haushalts-
hilfe zahlen wir nicht; für ihre Leistung übernehmen wir kei-
ne Haftung. 

VIII. Todesfall-Leistung 
 Führt der Unfall des Versicherten innerhalb eines Jahres zum Tode, 

so entsteht Anspruch auf Leistung nach der für den Todesfall versi-
cherten Summe. 

IX. Bestehen für die versicherten Kostenarten nach Abs. VI oder VII 
weitere Versicherungen bei anderen Versicherern, werden Kosten im 
Rahmen dieser Unfallversicherung nur insoweit erstattet, als die an-
deren Versicherer ihre vertraglichen oder gesetzlichen Leistungen 
voll erfüllt haben und diese zur Deckung der entstandenen Kosten 
nicht ausgereicht haben. Sind die anderen Versicherer leistungsfrei 
oder bestreiten sie ihre Leistungspflicht, so kann sich der Versiche-
rungsnehmer unmittelbar an den Unfallversicherer wenden. 

§ 12 Einschränkung der Leistungen 

I. Als Unfallversicherer leisten wir für Unfallfolgen. Haben Krankheiten 
oder Gebrechen bei der durch ein Unfallereignis hervorgerufenen 
Gesundheitsschädigung oder deren Folgen mitgewirkt, mindert sich 
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– im Falle einer Invalidität der Prozentsatz des Invaliditätsgrades, 
– im Todesfall und allen anderen Fällen die Leistung 
entsprechend dem Anteil der Krankheit oder des Gebrechens. 

 Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 25%, unterbleibt jedoch 
die Minderung. 

§ 13 Vorsorgeunfallversicherung 

I. Ist die Unfallversicherung mit Vorsorgeunfallversicherung vereinbart, 
sind während der Wirksamkeit des Vertrags folgende nach Versiche-
rungsbeginn hinzukommende Angehörige des Versicherten für 3 
Monate ab dem jeweils genannten Ereignis ohne zusätzlichen Bei-
trag versichert: 
– der Ehepartner des Versicherten ab der Eheschließung, 
– der nichteheliche Lebenspartner des Versicherten und dessen 

minderjährige Kinder ab der behördlichen Meldung an einem 
gemeinsamen Wohnsitz mit dem Versicherten, 

– leibliche Kinder des Versicherten ab der Vollendung der Geburt, 
– minderjährige Kinder des Ehegatten des Versicherten, die in die 

Ehe eingebracht werden, ab der Eheschließung, 
– minderjährige adoptierte Kinder des Versicherten ab dem Zeit-

punkt der Adoption. 
II. Der Versicherungsschutz verlängert sich auf insgesamt 6 Monate, 

wenn der Versicherungsnehmer dem Versicherer die Eheschließung, 
die behördliche Meldung, die Geburt oder die Adoption innerhalb 
von 3 Monaten nach dem jeweiligen Ereignis anzeigt. 

III. In der Vorsorgeunfallversicherung sind unabhängig von den sonst 
vereinbarten Leistungsarten ausschließlich Invalidität und Tod versi-
chert. Die Versicherungssummen betragen für Volljährige 25.000 Eu-
ro im Invaliditätsfall und 5.000 Euro im Todesfall. Für Minderjährige 
gilt jeweils die Hälfte dieser Versicherungssummen. Alle Versiche-
rungssummen unterliegen auch dann nicht der Progression 500% 
(§ 11 I. (6)) oder der Dynamik (§ 7 V), wenn dies ansonsten vereinbart 
sein sollte. 

IV. Bestehen bei der ARAG Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft 
mehrere Vorsorgeunfallversicherungen, können Leistungen für die 
hinzukommende Person nur aus einem dieser Verträge verlangt 
werden. 

§ 14 Die Obliegenheiten nach Eintritt eines Unfalles 

I. Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leistungspflicht herbei-
führt, ist unverzüglich ein Arzt hinzuzuziehen und der Versicherer zu 
unterrichten. Der Versicherte hat den ärztlichen Anordnungen nach-
zukommen und auch im übrigen die Unfallfolgen möglichst zu min-
dern. 

II. Die vom Versicherer übersandte Unfallanzeige ist wahrheitsgemäß 
auszufüllen und umgehend an den Versicherer zurückzusenden. 
Darüber hinaus geforderte sachdienliche Auskünfte sind unverzüg-
lich zu erteilen. 

III. Der Versicherte hat sich von den vom Versicherer beauftragten 
Ärzten untersuchen zu lassen. Die notwendigen Kosten einschließ-
lich eines dadurch entstandenen Verdienstausfalles trägt der Versi-
cherer. 

IV. Die Ärzte, die in den vorgelegten Unterlagen benannt sind oder an 
der Heilbehandlung des Versicherten beteiligt waren , andere Versi-
cherer, Versicherungsträger und Behörden sind zu ermächtigen, alle 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

V. Eine Infektion nach § 2 II. (3) ist durch einen objektiven, am Stand der 
medizinischen Erkenntnisse orientierten ärztlichen Bericht unter Bei-
fügung von Laborbefunden nachzuweisen. 

VI. Der Versicherungsnehmer hat einen Anspruch auf Zahlung der 
Soforthilfe bei Frakturen nach § 11 V. spätestens einen Monat nach 
Eintritt des Unfalls geltend zu machen und unter Vorlage eines ärztli-
chen Attests zu begründen. 

§ 15 Die Folgen von Obliegenheitsverletzungen 

I. Wird eine Obliegenheit nach § 14 vorsätzlich verletzt, verlieren Sie 
Ihren Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Ob-
liegenheit sind wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere 
Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Beides gilt 
nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolgen hingewiesen haben. 

II. Weisen Sie nach, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig 
verletzt haben, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

III. Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachwei-
sen, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der  Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn Sie die 
Obliegenheit arglistig verletzt haben. 

IV. Diese Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob wir ein uns 
zustehendes Kündigungsrecht wegen der Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht ausüben. 

§ 16 Fälligkeit der Leistungen 

I. Sobald dem Versicherer die Unterlagen zugegangen sind, die der 
Versicherungsnehmer zum Nachweis des Unfallhergangs und der 
Unfallfolgen sowie über den Abschluss des für die Bemessung der 
Invalidität notwendigen Heilverfahrens beizubringen hat, ist der Ver-
sicherer verpflichtet, innerhalb eines Monats – beim Invaliditätsan-
spruch innerhalb von drei Monaten zu erklären, ob und in welcher 
Höhe er einen Anspruch anerkennt. 

 Die notwendigen ärztlichen Gebühren, die dem Versicherungsneh-
mer zur Begründung des Leistungsanspruches entstehen, über-
nimmt der Versicherer. 

II. Erkennt der Versicherer den Anspruch an oder haben sich Versiche-
rungsnehmer und Versicherer über Grund und Höhe geeinigt, so er-
bringt der Versicherer die Leistung innerhalb von zwei Wochen. Vor 
Abschluss des Heilverfahrens kann eine Invaliditätsleistung innerhalb 
eines Jahres nach Eintritt des Unfalles nur beansprucht werden, 
wenn und soweit eine Todesfallsumme versichert ist. 

III. Steht die Leistungspflicht zunächst nur dem Grunde nach fest, so 
zahlt der Versicherer angemessene Vorschüsse. 

IV. Versicherungsnehmer und Versicherer sind berechtigt, den Grad der 
Invalidität jährlich, längstens bis zu drei Jahren nach Eintritt des Unfal-
les, erneut ärztlich bemessen zu lassen. Bei Kindern bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres wird die Frist von 3 Jahren auf 5 Jahre verlängert, 
jedoch nicht über die Vollendung des 18. Lebensjahres hinaus. 

 Ergibt die endgültige Bemessung eine höhere lnvaliditätsleistung als 
sie der Versicherer bereits erbracht hat, so ist der Mehrbetrag mit 5 
Prozent jährlich zu verzinsen. 

§ 17 Rechtsverhältnisse am Vertrag beteiligter Personen 

I. Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen, die einem ande-
ren zustoßen (Fremdversicherung), so steht die Ausübung der Rech-
te aus dem Vertrag nicht dem Versicherten, sondern dem Versiche-
rungsnehmer zu. Er ist neben dem Versicherten für die Erfüllung der 
Obliegenheiten verantwortlich. 

II. Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmungen sind 
auf dessen Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller entspre-
chend anzuwenden. 

III. Die Versicherungsansprüche können vor Fälligkeit ohne Zustimmung 
des Versicherers weder übertragen noch verpfändet werden. 

§ 18 Anzeigen und Willenserklärungen 

I. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind 
in Textform abzugeben und sollen an die Hauptverwaltung des Ver-
sicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 

II. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Ände-
rung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben 
ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes nach der letzten 
dem Versicherer bekannten Anschrift. Die Erklärung wird zu dem 
Zeitpunkt wirksam, zu welchem sie ohne die Anschriftenänderung 
bei regelmäßiger Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegan-
gen sein würde. 
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§ 19 Rentenzahlung bei Invalidität 

I. Soweit bei Invalidität Rentenzahlung vorgesehen ist (§ 11 I. (1)), 
ergeben sich für eine Kapitalleistung von 1.000 Euro die folgenden 
Jahresrentenbeträge. Der Berechnung wird das am Unfalltage voll-
endete Lebensjahr zugrunde gelegt. 

Alter Betrag der Jahresrente in Euro 
 Männer Frauen 

65 106,22 87,89 
66 110,52 91,34 
67 115,08 95,08 
68 119,90 99,13 
69 125,01 103,52 
70 130,41 108,29 
71 136,12 113,46 
72 142,16 119,08 
73 148,57 125,16 
74 155,38 131,75 
75 und darüber 162,65 138,89 
 

II. Die Rente wird vom Abschluss der ärztlichen Behandlung, spätestens 
vom Ablauf des auf den Unfall folgenden Jahres an, bis zum Ende des 
Vierteljahres entrichtet, in dem der Versicherte stirbt. Sie wird jeweils 
am Ersten eines Vierteljahres im voraus gezahlt. Der Versicherer ist 
zur Überprüfung der Voraussetzungen für den Rentenbezug berech-
tigt, Lebensbescheinigungen anzufordern. Wird die Bescheinigung 
nicht unverzüglich übersandt, ruht die Rentenzahlung ab der nächs-
ten Fälligkeit. 

III. Versicherungsnehmer und Versicherer können innerhalb von drei 
Jahren nach erstmaliger Bemessung der Rente jährlich eine Neube-
messung verlangen. 

§ 20 Verjährung und Klagefrist 

I. Die Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

§ 21 Gerichtsstände 

I. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich 
die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz oder dem unserer 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Örtlich zu-
ständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageer-
hebung Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, Ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

II. Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie müssen bei dem 
Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. 

§ 22 Schlussbestimmung 

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt 
ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für das 
Versicherungsvertragsgesetzt (VVG). 
 
 

Zusatzbedingungen für die Gruppen-Unfallversicherung 

§ 1 Bestimmungen für Versicherungen ohne Namensangabe 

(1) Die zu versichernden Personen sind so zu bezeichnen, dass bei 
Eintritt des Versicherungsfalls ein Zweifel über die Zugehörigkeit zu 
dem versicherten Personenkreis nicht entstehen kann. 

(2) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, geordnete Personal-, 
Lohn- oder Mitgliederlisten zu führen und auf Verlangen den von 
dem Versicherer beauftragten Organen Einsicht in diese zu gestat-
ten. 

(3) Der Versicherer fordert den Versicherungsnehmer jeweils am Schluss 
des Zeitabschnitts, auf welchen der Jahresbeitrag anteilig entrichtet 
wird, auf, die Zahl der in diesem Zeitabschnitt versichert gewesenen 
Personen anzugeben. Diese Angabe hat nach Monaten und nach 
dem höchsten Stande jedes Monats zu erfolgen. Eine Durchschnitts-
berechnung ist nicht zulässig. 

(4) Aufgrund der festgestellten Kopfzahl der Versicherten erfolgt die 
Berechnung des jeweiligen Beitrags. Ist für den verflossenen Zeitab-
schnitt ein zu hoher oder zu niedriger Beitrag gezahlt worden, so ist 
der entsprechende Betrag im ersten Falle von dem Versicherer zu-
rückzuerstatten, im letzteren Falle vom Versicherungsnehmer nach-
zuzahlen. 

(5) Unterlässt der Versicherungsnehmer die Angabe der Personenzahl 
innerhalb eines Monats nach Empfang der Aufforderung, so ist der 
Versicherer berechtigt, den Beitrag unter Zugrundelegung der zu-
letzt angegebenen Personenhöchstzahl zu fordern. Dem Versiche-
rungsnehmer ist jedoch das Recht vorbehalten, im Laufe des neuen 
Zeitabschnitts die richtige Personenzahl nachzuweisen. Ist diese Zahl 
geringer als die bei der Beitragsberechnung angenommene, so ist 
der zuviel gezahlte Betrag dem Versicherungsnehmer zurückzuer-
statten. Ist die Zahl höher, so ist der Mehrbetrag nachzuzahlen. 

§ 2 Bestimmungen für Versicherungen mit Namensangabe 

(1) Aus der Versicherung ausscheidende Personen sind ab- und an deren 
Stelle tretende anzumelden. Diese gelten von der Absendung der 
Anmeldung als versichert. 

(2) Außerdem können noch nicht versicherte Personen jederzeit zur 
Versicherung angemeldet werden, wenn Beruf oder Beschäftigung 
die gleichen sind wie der bereits versicherten Personen. Sie gelten 
von der Absendung der Anmeldung an zu denselben Beiträgen ver-
sichert wie diese. 

(3) Personen in anderen Berufen oder mit anderen Beschäftigung gelten 
erst nach Vereinbarung der Versicherungssummen und des Beitrags 
als versichert. 

(4) Der Versicherer hat das Recht, die Versicherung des Einzelnen ohne 
Angabe von Gründen abzulehnen. Für den Fall der Ablehnung schei-
det der Betreffende einen Monat nach dem Tage der Ablehnung aus 
der Versicherung aus. Als Beitrag ist für ihn nur der auf die tatsächli-
che Versicherungsdauer entfallene Teil zu zahlen. 

§ 3 Vertragsdauer (Zusatz zu § 6 AUB 99) 

(1) Der Versicherungsvertrag endet, wenn der Betrieb oder die Vereini-
gung aufgelöst wird. 

(2) Der Versicherungsschutz des einzelnen Versicherten erlischt: 
a) wenn er aus dem Dienstverhältnis des Versicherungsnehmers 

oder aus der Vereinigung ausscheidet. 
b) wenn der Versicherte eine neue Beschäftigung aufnimmt, für die 

vereinbarungsgemäß keine Unfallversicherung vorgesehen ist, 
c) wenn bei einem Unfall eine Invalidität erstmals festgestellt ist 

(§ 16 AUB 99) und der Versicherer mit Frist von einem Monat 
nach erstmaliger Feststellung durch eingeschriebenen Brief dar-
auf hingewiesen hat, dass der Versicherungsschutz einen Monat 
nach Eingang dieses Schreibens erlischt. Unterbleibt der Hinweis 
des Versicherers innerhalb der Monatsfrist, so besteht der Versi-
cherungsschutz weiter. 
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Besondere Bedingungen für die Gruppen-Unfallversicherung mit Direktanspruch der versicherten Person 
(BB Direktanspruch 2000)* 

 
Sie haben mit uns eine Unfallversicherung gegen Unfälle, die einem ande-
ren zustoßen (Fremdversicherung), abgeschlossen. Abweichend von den 
Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedingungen gilt Folgendes: 
1. Die versicherte Person kann Leistungen aus der Unfallversicherung 

ohne Ihre Zustimmung unmittelbar bei uns geltend machen. Wir leis-
ten direkt an die versicherte Person. 

2. Sie als Versicherungsnehmer informieren jede versicherte Person 
über den im Rahmen dieses Vertrages bestehenden Versicherungs-
schutz und über diese Vereinbarung. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

* Mit diesen Besonderen Bedingungen wird unter Berücksichtigung des Erlasses des Bundesministeriums der Finanzen vom 17.07.2000 erreicht, dass zwar die Beiträge zu 
versteuern sind, die Leistungen aber grundsätzlich steuerfrei bleiben. Unberührt davon bleibt die Versteuerung von Rentenzahlungen mit ihrem Ertragsanteil (Stand 
17.07.2000, Änderungen vorbehalten). 



 

AHB  13.3  (01.2008) 1 

Allgemeine Versicherungsbedingungen 

für die Haftpflichtversicherung (AHB) 

 

§ 1 Gegenstand der Versicherung 
§ 2 Vorsorge-Versicherung 
§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes 
§ 4 Ausschlüsse 
§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers, Verfahren 
§ 6 Rechtsverlust 
§ 7 Versicherung für fremde Rechnung, Abtretung des Versicherungs-

anspruchs 
§ 8 Prämienzahlung, Prämienregulierung, Prämienangleichung, 

Prämienrückerstattung 
§ 9 Vertragsdauer, Kündigung 
§ 10 Verjährung, Klagefrist 
§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 

§ 12 Widerrufsrecht 
§ 13 Gerichtsstände 
§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen 
§ 15 Schlussbestimmung 
 
Besondere Bedingungen, Risikobeschreibungen und Erläuterungen für 

die Haftpflichtversicherung von gewerblichen und beruflichen Risiken, 

sowie der Vereinshaftpflichtversicherung 

 
Umwelthaftpflicht-Basis-Versicherung 
Anlagen-Regress-Risiko 
Umwelthaftpflicht-Modell 
Vermögensschäden 

 

I. Der Versicherungsschutz (§§ 1-4) 

§ 1 Gegenstand der Versicherung 

1. Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versicherungs-
schutz für den Fall, dass er wegen eines während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den Tod, 
die Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen (Perso-
nenschaden) oder die Beschädigung oder Vernichtung von Sachen 
(Sachschaden) zur Folge hat, für diese Folgen aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von einem Drit-
ten auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird. 

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche Haftpflicht 
a) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ange-

gebenen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder Tätigkeiten 
des Versicherungsnehmers (versichertes „Risiko“); 

b) aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten Risikos, 
soweit sie nicht in dem Halten oder Führen von Luft-, Kraft- oder 
Wasserfahrzeugen (abgesehen von Ruderbooten) bestehen; bei 
Erhöhungen des übernommenen Risikos die durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsnormen eintreten, gilt fol-
gendes:  

 Der Versicherer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu kündigen. 

 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder 
wenn der Zustand wieder hergestellt ist, der vor der Erhöhung 
bestanden hat. 

c) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss 
der Versicherung neu entstehen, gemäß § 2 (Vorsorge-Versiche-
rung). 

3. Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung aus-
gedehnt werden auf die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögens-
schädigung, die weder durch Personenschaden noch durch Sach-
schaden entstanden ist, sowie wegen Abhandenkommens von Sa-
chen. Auf die Versicherung wegen Abhandenkommens von Sachen 
finden die Bestimmungen über Sachschaden Anwendung. 

 

§ 2 Vorsorge-Versicherung (§ 1 Ziff. 2 c)  

Für die Vorsorge-Versicherung (§ 1 Ziff. 2 c) gelten neben den sonstigen 
Vertragsbestimmungen folgende besondere Bedingungen: 
1. Der Versicherungsschutz beginnt sofort mit dem Eintritt eines neuen 

Risikos, ohne dass es einer besonderen Anzeige bedarf. 
 Der Versicherungsnehmer ist aber verpflichtet, auf Aufforderung des 

Versicherers, die auch durch einen der Prämienrechnung beige-
druckten Hinweis erfolgen kann, binnen eines Monats nach Empfang 
dieser Aufforderung jedes neu eingetretene Risiko anzuzeigen. Un-
terlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige oder 
kommt innerhalb Monatsfrist nach Eingang der Anzeige bei dem 
Versicherer eine Vereinbarung über die Prämie für das neue Risiko 
nicht zustande, so fällt der Versicherungsschutz für dasselbe - rück-
wirkend vom Gefahreneintritt ab - fort. Tritt der Versicherungsfall ein, 
bevor die Anzeige des neuen Risikos erstattet ist, so hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss 
der Versicherung und in einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die 
Anzeigefrist nicht verstrichen war. 

2. Der Versicherungsschutz wird auf den Betrag von 250.000 Euro für 
Personenschaden und 80.000 Euro für Sachschaden begrenzt, sofern 
nicht im Versicherungsschein geringere Versicherungssummen festge-
setzt sind. 

3. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf die Gefahren, wel-
che verbunden sind mit  
a) dem Besitz oder Betrieb von Bahnen, von Theatern, Kino und 

Filmunternehmungen, Zirkussen und Tribünen, ferner von Luft- 
und Wasserfahrzeugen aller Art (abgesehen von Ruderbooten) 
und dem Lenken solcher Fahrzeuge sowie der Ausübung der 
Jagd; 

b) Herstellung, Bearbeitung, Lagerung, Beförderung, Verwendung 
von und Handel mit explosiven Stoffen, soweit hierzu eine be-
sondere behördliche Genehmigung erforderlich ist; 

c) dem Führen oder Halten von Kraftfahrzeugen;  
d) dem Halten und Hüten von Hunden und Pferden. 

 

§ 3 Beginn und Umfang des Versicherungsschutzes 

I. Der Versicherungsschutz beginnt, vorbehaltlich einer anderen Ver-
einbarung, mit der Einlösung des Versicherungsscheins durch Zah-
lung der Prämie, zu der auch die im Antrage angegebenen Kosten*) 
und etwaige öffentliche Abgaben**) gehören. 

 Die erste oder einmalige Prämie wird, wenn nichts anderes bestimmt 
ist, sofort nach Abschluss des Versicherungsvertrages fällig. 
*) Ausfertigungsgebühr 
**) Versicherungssteuer 
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Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrages eintreten, ist der 
Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung des Beitrages aufmerksam gemacht hat.  
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht recht-
zeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht 
gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
II. 1. Die Leistungspflicht des Versicherers umfasst die Prüfung der 

Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Ansprüche sowie 
den Ersatz der Entschädigung, welche der Versicherungsnehmer 
aufgrund eines von dem Versicherer abgegebenen oder geneh-
migten Anerkenntnisses, eines von ihm geschlossenen oder ge-
nehmigten Vergleichs oder einer richterlichen Entscheidung zu 
zahlen hat. Steht die Verpflichtung des Versicherers zur Zahlung 
fest, ist die Entschädigung binnen zwei Wochen zu leisten. 

 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, 
das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflicht-
anspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidi-
gers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer ge-
wünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebüh-
renordnungsmäßigen, gegebenenfalls die mit ihm besonders 
vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

 Hat der Versicherungsnehmer für eine aus einem Versicherungs-
fall geschuldete Rente kraft Gesetzes Sicherheit zu leisten oder 
ist ihm die Anwendung der Vollstreckung einer gerichtlichen 
Entscheidung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung 
nachgelassen, so ist der Versicherer an seiner Stelle zur Sicher-
heitsleistung oder Hinterlegung verpflichtet. 

2. Für den Umfang der Leistung des Versicherers bilden die im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungssummen die Höchst-
grenze bei jedem Schadenereignis. Dies gilt auch dann, wenn sich 
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt. Mehrere zeitlich zusammenhängende Schäden 
aus derselben Ursache oder mehrere Schäden aus Lieferungen der 
gleichen mangelhaften Waren gelten als ein Schadenereignis. 

 Es kann vereinbart werden, dass sich der Versicherungsnehmer bei 
jedem Schadenereignis mit einem im Versicherungsschein festge-
legten Betrag an einer Schadenersatzleistung selbst beteiligt. 

 Ferner kann vereinbart werden, dass der Versicherer seine Gesamt-
leistung für alle Schadenereignisse eines Versicherungsjahres auf ein 
Mehrfaches der vereinbarten Versicherungssumme begrenzt. 

3. Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über 
den Anspruch zwischen dem Versicherungsnehmer und dem 
Geschädigten oder dessen Rechtsnachfolger, so führt der Versi-
cherer den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers 
auf seine Kosten. 

4. Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden grundsätz-
lich nicht als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet 
(vgl. aber Ziffer III .1.). Dies gilt nicht bei einer Inanspruchnahme 
vor Gerichten in USA/Kanada. Hier erfolgt eine Anrechnung. 

 Kosten sind: 
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Auf-

wendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei 
oder nach Eintritt des Versicherungsfalls sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst 
entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 

III. 1. Übersteigen die Haftpflichtansprüche die Versicherungssumme, 
so hat der Versicherer die Prozesskosten nur im Verhältnis der 
Versicherungssumme zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tragen, 
und zwar auch dann, wenn es sich um mehrere aus einem Scha-
denereignis entstehende Prozesse handelt. Der Versicherer ist in 
solchen Fällen berechtigt, durch Zahlung der Versicherungs-
summe und seines der Versicherungssumme entsprechenden 
Anteils an den bis dahin erwachsenen Kosten sich von weiteren 

 Leistungen zu befreien. 
2. Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzah-

lungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger 
Leistungen aus demselben Versicherungsfall noch verbleiben-
den Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu leisten-
de Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente erstattet. Der Kapital-
wert der Rente wird zu diesem Zweck auf Grund der vom Statis-
tischen Reichsamt aufgestellten allgemeinen deutschen Sterbe-
tafel für die Jahre 1924 bis 1926, männliches Geschlecht (Statis-
tik des Deutschen Reiches, Band 401), und eines Zinsfußes von 
jährlich 4 Prozent ermittelt. 

3. Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
an dem Widerstand des Versicherten scheitert, so hat der Versiche-
rer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an 
Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

§ 4 Ausschlüsse 

I. Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, bezieht sich der Versicherungs-
schutz nicht auf: 
1. Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags- oder beson-

derer Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

2. Ansprüche auf Gehalt, Ruhegehalt, Lohn und sonstige festge-
setzte Bezüge, Verpflegung, ärztliche Behandlung im Falle der 
Dienstbehinderung, Fürsorgeansprüche. 

3. Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schaden-
ereignissen, jedoch sind Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch 
VII mit gedeckt. 

4. Haftpflichtansprüche aus Schäden infolge Teilnahme an Pferde-, 
Rad- oder Kraftfahrzeugrennen, Box- oder Ringkämpfen sowie 
den Vorbereitungen hierzu (Training). 

5. Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, welcher entsteht durch 
allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen 
oder Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und 
dgl.), ferner durch Abwasser, Schwammbildung, Senkungen von 
Grundstücken (auch eines darauf errichteten Werkes oder eines 
Teiles eines solchen), durch Erdrutschungen, Erschütterungen 
infolge Rammarbeiten, durch Überschwemmungen stehender 
oder fließender Gewässer sowie aus Flurschaden durch Weide-
vieh und aus Wildschaden. 

6. Ansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn  

a) der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, 
gepachtet, geliehen oder durch verbotene Eigenmacht er-
langt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrages sind. 

b) die Schäden 
– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 

Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, 
Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden 
sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss 
nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen un-
mittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;  

– dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerbli-
chen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfs-
mittel, Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; bei 
unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur inso-
weit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar 
von der Benutzung betroffen waren;  

– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese 
Sachen oder - sofern es sich um unbewegliche Sachen 
handelt - deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbe-
reich der Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss 
gilt nicht, wenn der VN beweist, dass er zum Zeitpunkt 
der Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkeh-
rungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 
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 Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in der Person von 
Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauf-
tragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls 
der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungs-
nehmer wie für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversi-
cherten Personen. 

 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche  
– auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 

Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der Leistung;  
– wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesserung 

durchführen zu können;  
– wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 

wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschulde-
ten Erfolges;  

– auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung;  

– auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leis-
tung;  

– wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleis-
tungen. 

 Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt. 
7. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder 

mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden 
Strahlen (z. B. von radioaktiven Substanzen emittierte Alpha-, Beta- 
und Gammastrahlen sowie Neutronen oder in Teilchenbeschleunigern 
erzeugte Strahlen) sowie mit Laser- und Maserstrahlen.*) 

8. Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung auf 
Boden, Luft oder Wasser (einschließlich Gewässer) und alle sich dar-
aus ergebenden weiteren Schäden. Dies gilt nicht 
a) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken wie  

– Privat-Haftpflichtversicherung  
– Haftpflichtversicherung für Wassersportfahrzeuge 
– Pferde- und Hundehalter-Haftpflichtversicherung 
– Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 
– Bauherren-Haftpflichtversicherung 
– Jagd-Haftpflichtversicherung 
– Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung 

 oder 
b) wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche 

wegen Schäden durch Umwelteinwirkung erhoben werden, die 
durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Er-
zeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistun-
gen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der Ar-
beiten entstehen (Produkthaftpflicht),  

 es sei denn,  
 sie resultieren aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, 

Demontage, Instandhaltung oder Wartung von  
– Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe her-

zustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu beför-
dern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen);  

– Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz 
(UmweltHG-Anlagen); 

– Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestim-
mungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unter-

liegen, soweit es sich nicht um WHG- oder UmweltHG-
Anlagen handelt;  

– Abwasseranlagen 
oder Teilen, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind. 

II. Ausgeschlossen von der Versicherung bleiben:  
1. Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor-

sätzlich und widerrechtlich herbeigeführt haben. Bei der Liefe-
rung oder Herstellung von Waren, Erzeugnissen oder Arbeiten 
steht die Kenntnis von der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
der Waren usw. dem Vorsatz gleich. 

2. Haftpflichtansprüche 
a) aus Schadenfällen von Angehörigen des Versicherungs-

nehmers, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder 
die zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten Perso-
nen gehören, 

b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Ver-
sicherungsvertrages, 

c) von gesetzlichen Vertretern geschäftsunfähiger oder be-
schränkt geschäftsfähiger Personen, 

d) von unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern 
nicht rechtsfähiger Handelsgesellschaften, 

e) von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen des privaten 
oder öffentlichen Rechts sowie nicht rechtsfähiger Vereine, 

f) von Liquidatoren. 
 Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner i. S. d. Lebens-

partnerschaftsgesetzes, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und       
-kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und            
-kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere 
Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander 
verbunden sind). 

 Die Ausschlüsse unter b) - f) erstrecken sich auch auf Haftpflicht-
ansprüche von Angehörigen der dort genannten Personen, 
wenn sie miteinander in häuslicher Gemeinschaft leben. 

3. Haftpflichtansprüche, die darauf zurückzuführen sind, dass der 
Versicherungsnehmer besonders Gefahrdrohende Umstände, 
deren Beseitigung der Versicherer billigerweise verlangen konn-
te und verlangt hatte, nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
beseitigte. Ein Umstand, welcher zu einem Schaden geführt hat, 
gilt ohne weiteres als besonders Gefahrdrohender. 

4. Haftpflichtansprüche wegen Personenschaden, der aus der     
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers ent-
steht, sowie Sachschaden, der durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräu-
ßerten Tiere entstanden ist, es sei denn, dass der Versicherungs-
nehmer weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

5. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an den vom Versiche-
rungsnehmer (oder in seinem Auftrage oder für seine Rechnung 
von Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen 
infolge einer in der Herstellung oder Lieferung liegenden Ursa-
che entstehen, und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden. 

6. Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthal-
tige Substanzen und Erzeugnisse zurückzuführen sind. 

 

II. Der Versicherungsfall (§§ 5, 6) 

§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers, Verfahren

1. Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das Schadenereignis, 
das Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer zur Folge 
haben könnte. 

2. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer (§ 14) unverzüglich, 
spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich anzuzeigen. 

 Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein Strafbefehl oder 
ein Mahnbescheid erlassen, so hat der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn er den 
Versicherungsfall selbst bereits angezeigt hat.  

 Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb einer Wo-
che nach der Erhebung des Anspruchs verpflichtet. 

 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich 
geltend gemacht, die Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm 

der Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich Anzeige zu er-
statten. Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einer einstweiligen 
Verfügung oder eines Beweissicherungsverfahrens. 

3. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Beachtung der 
Weisungen des Versicherers, nach Möglichkeit für die Abwendung 
und Minderung des Schadens zu sorgen und alles zu tun, was zur 
Klarstellung des Schadenfalles dient, sofern ihm dabei nichts Unbilli-
ges zugemutet wird. Er hat den Versicherer bei der Abwehr des 
Schadens sowie bei der Schadenermittlung und -regulierung zu un-
terstützen, ihm ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte  

 
 
 *) Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich nach dem Atomgesetz. 

 Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet und 
schließen hierfür Haftpflichtversicherungen ab. 
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 zu erstatten, alle Tatumstände, welche auf den Schadenfall Bezug 
haben, mitzuteilen und alle nach Ansicht des Versicherers für die Be-
urteilung des Schadenfalls erheblichen Schriftstücke einzusenden. 

4. Kommt es zum Prozess über den Haftpflichtanspruch, so hat der 
Versicherungsnehmer die Prozessführung dem Versicherer zu über-
lassen, dem von dem Versicherer bestellten oder bezeichneten An-
walt Vollmacht und alle von diesem oder dem Versicherer für nötig 
erachteten Aufklärungen zu geben. Gegen Mahnbescheide oder Ver-
fügungen von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz hat er, ohne 
die Weisung des Versicherers abzuwarten, fristgemäß Widerspruch 
zu erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen. 

5. Der Versicherungsnehmer soll nicht ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers einen Haftpflichtanspruch ganz oder zum Teil oder ver-

gleichsweise anerkennen oder befriedigen. Bei Zuwiderhandlungen 
ist der Versicherer von der Leistungspflicht frei, wenn die Befriedi-
gung oder Anerkennung nicht der Sach- und Rechtslage entspricht. 

6. Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränderter Verhältnisse das 
Recht erlangt, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden 
Rente zu fordern, so ist er verpflichtet, dieses Recht auf seinen Na-
men von dem Versicherer ausüben zu lassen. Die Bestimmungen un-
ter Ziffer 3 bis 5 finden entsprechende Anwendung. 

7. Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung oder Ab-
wehr des Anspruchs ihm zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im 
Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

§ 6 Rechtsverlust

1. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem 
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, 
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis 
von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer 
hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruht. 

2. Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, 
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

 Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-

henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, 
dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versi-
cherer ein ihm nach § 6 Abschnitt 1.  zustehendes Kündigungsrecht ausübt.

 

III. Das Versicherungsverhältnis (§§ 7-15) 

§ 7 Versicherung für fremde Rechnung, Abtretung des Versicherungsanspruchs

1. Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche gegen andere 
Personen als den Versicherungsnehmer selbst erstreckt, finden alle in 
dem Versicherungsvertrag bezüglich des Versicherungsnehmers ge-
troffenen Bestimmungen auch auf diese Personen sinngemäße An-
wendung. Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu; dieser bleibt neben 
dem Versicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

 

2. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 4 Ziff. II. 2. 
genannten Personen gegen die Versicherten sowie Ansprüche von 
Versicherten untereinander sind von der Versicherung ausgeschlos-
sen. 

3. Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet 
werden. 

 Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig. 
 

§ 8 Prämienzahlung, Prämienregulierung, Prämienangleichung, Prämienrückerstattung 

I. 1. Die nach Beginn des Versicherungsschutzes (§ 3 Ziff. 1.) zahlba-
ren regelmäßigen Folgeprämien sind, soweit nichts anderes ver-
einbart wurde, am Monatsersten des jeweiligen Prämienzeit-
raumes, sonstige Prämien bei Bekanntgabe an den Versiche-
rungsnehmer einschließlich etwaiger öffentlicher Abgaben*) 
und einer Hebegebühr, zu entrichten. 

2. Unterbleibt die Zahlung, so ist der Versicherungsnehmer auf sei-
ne Kosten unter Hinweis auf die Folgen fortdauernden Verzugs 
schriftlich zur Zahlung innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
aufzufordern. 

3. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Frist mit der 
Zahlung der Prämie oder der Kosten im Verzug, gilt Folgendes: 
Bei Versicherungsfällen, die nach Ablauf dieser Frist eintreten, ist 
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der 
Versicherungsnehmer in der Fristbestimmung auf diese Rechts-
folge hingewiesen wurde. 

 Der Versicherer ist berechtigt, das Vertragsverhältnis ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. Die Kündigung kann 
bereits bei der Bestimmung der Zahlungsfrist ausgesprochen 
werden. In diesem Fall wird die Kündigung zum Fristablauf wirk-
sam, wenn in dem Kündigungsschreiben darauf hingewiesen 
wurde. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Ver-
sicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung 
oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Zah-
lungsfrist die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungs-
fall bereits eingetreten ist. 

4. Bei Teilzahlung der Jahresprämie werden die noch ausstehen-
den Raten der Jahresprämie sofort fällig, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Verzug gerät. 

II. 1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer 
Aufforderung des Versicherers, welche auch durch einen der 
Prämienrechnung aufgedruckten Hinweis erfolgen kann, Mittei-
lung darüber zu machen, ob und welche Änderung in dem versi-
cherten Risiko gegenüber den zum Zwecke der Prämienbemes-
sung gemachten Angaben eingetreten ist. Diese Anzeige ist in-
nerhalb eines Monats nach Erhalt der Aufforderung zu machen. 
Auf Erfordern des Versicherers sind die Angaben durch die Ge-
schäftsbücher oder sonstige Belege nachzuweisen. Unrichtige 
Angaben zum Nachteil des Versicherers berechtigen diesen, eine 
Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Prämienun-
terschieds vom Versicherungsnehmer zu erheben, sofern letzte-
rer nicht beweist, dass die unrichtigen Angaben ohne ein von 
ihm zu vertretendes Verschulden gemacht worden sind. 

2. Auf Grund der Änderungsanzeigen oder sonstiger Feststellun-
gen wird die Prämie entsprechend dem Zeitpunkt der Verände-
rung richtig gestellt. Sie darf jedoch nicht geringer werden als 
die Mindestprämie, die nach dem Tarif des Versicherers zur Zeit 
des Versicherungsabschlusses galt. Alle entsprechend § 8 Ziff. III 
nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen 
oder Ermäßigungen der Mindestprämie werden berücksichtigt. 
Beim Fortfall eines Risikos wird die etwaige Minderprämie vom 
Eingang der Anzeige ab berechnet. 
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 *) Versicherungssteuer 

3. Unterlässt es der Versicherungsnehmer, die obige Anzeige 
rechtzeitig zu erstatten, so kann der Versicherer für die Zeit, für 
welche die Angaben zu machen wären, an Stelle der Prämienre-
gulierung (Ziff. II. 1.) als nachzuzahlende Prämie einen Betrag in 
Höhe der für diese Zeit bereits gezahlten Prämie verlangen. 
Werden die Angaben nachträglich, aber noch innerhalb zweier 
Monate nach Empfang der Aufforderung zur Nachzahlung ge-
macht, so ist der Versicherer verpflichtet, den etwa zuviel gezahl-
ten Betrag der Prämie zurückzuerstatten. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherun-
gen mit Prämienvorauszahlung für mehrere Jahre Anwendung. 

III. 1. Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt zum 1. Juli eines jeden 
Jahres, um welchen Prozentsatz sich der Durchschnitt der Scha-
denzahlungen, welche die zum Betrieb der allgemeinen Haft-
pflichtversicherung zugelassenen Versicherer im vergangenen 
Kalenderjahr geleistet haben, gegenüber dem vorvergangenen 
Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz 
rundet er auf die nächst niedrigere durch fünf teilbare ganze 
Zahl ab. 

 Als Schadenzahlungen gelten auch die speziell durch den ein-
zelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Schadener-
mittlung, die aufgewendet worden sind, um die Versicherungs-
leistungen dem Grunde und der Höhe nach festzustellen. 

 Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
gilt die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlun-
gen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu an-
gemeldeten Schadenfälle. 

2. Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle 
einer Verminderung verpflichtet, die Folgejahresprämie um den 

sich aus Ziff. 1. Absatz 1 Satz 2 ergebenden Prozentsatz zu ver-
ändern (Prämienangleichung). 

 Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers 
in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Pro-
zentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für 
diese Jahre nach Ziff. 1. Absatz 1 Satz 1 ermittelt hat, so darf der 
Versicherer die Folgejahresprämie nur um den Prozentsatz erhö-
hen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach 
seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr er-
höht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die 
sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

3. Liegt die Veränderung nach Ziff. 1. Absatz 1 oder Ziff. 2. Absatz 2 
unter 5 Prozent, so entfällt eine Prämienangleichung. Diese Ver-
änderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berück–
sichtigen. 

4. Die Prämienangleichung gilt für die vom 1. Juli an fälligen Folge-
jahresprämien. Sie wird dem Versicherungsnehmer mit der Prä-
mienrechnung bekannt gegeben. 

5. Soweit die Folgejahresprämie nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet wird, findet keine Prämienangleichung statt. 

IV. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder 
wird es nach Beginn der Versicherung rückwirkend aufgehoben oder 
ist es von Anfang an nichtig, so gebührt dem Versicherer Prämie oder 
Geschäftsgebühr nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen    
(z. B. §§ 39 und 80 VVG). 

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit 
durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf 
den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versi-
cherungsschutz bestanden hat. Das gleiche gilt im Falle der Kündi-
gung des Versicherungsnehmers wegen Angleichung der Folgejahres-
prämie (§ 9 Ziff. II. 1.). 

§ 9 Vertragsdauer, Kündigung 

I. Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein festgesetzte 
Zeit abgeschlossen. Beträgt diese mindestens ein Jahr, so bewirkt die 
Unterlassung rechtswirksamer Kündigung eine Verlängerung des 
Vertrages jeweils um ein Jahr. Die Kündigung ist rechtswirksam, 
wenn sie spätestens drei Monate vor Ablauf des Vertrages schriftlich 
erklärt wird; sie soll durch eingeschriebenen Brief erfolgen. 

II. 1. Erhöht der Versicherer aufgrund der Prämienangleichung ge-
mäß § 8 Ziff. III .2 .die Prämie, ohne dass sich der Umfang des 
Versicherungsschutzes ändert, so kann der Versicherungsneh-
mer innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung des 
Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, das Versiche-
rungsverhältnis kündigen. 

2. Das Versicherungsverhältnis kann ferner gekündigt werden, 
wenn von dem Versicherer auf Grund eines Versicherungsfalles 

eine Schadenersatzzahlung geleistet oder der Haftpflichtan-
spruch rechtshängig geworden ist oder der Versicherer die Leis-
tung der fälligen Entschädigung verweigert hat. 

 Das Recht zur Kündigung, die seitens des Versicherers mit einer 
Frist von einem Monat, seitens des Versicherungsnehmers mit 
sofortiger Wirkung oder zum Schluss der laufenden Versiche-
rungsperiode zu erfolgen hat, erlischt, wenn es nicht spätestens 
einen Monat, nachdem die Zahlung geleistet, der Rechtsstreit 
durch Klagerücknahme, Anerkenntnis oder Vergleich beigelegt 
oder das Urteil rechtskräftig geworden ist, ausgeübt wird. 

III. Die Kündigung ist nur dann rechtzeitig erklärt, wenn sie dem Ver-
tragspartner innerhalb der jeweils vorgeschriebenen Frist zugegan-
gen ist. 

IV. Wenn versicherte Risiken vollständig und dauernd in Wegfall kom-
men, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 

§ 10 Verjährung, Klagefrist 

Die Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 
Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches.  

Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer angemel-
det worden, so ist die Verjährung bis zum Eingang der schriftlichen Ent-
scheidung des Versicherers gehemmt.  

§ 11 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 

I. 1. Der Versicherungsnehmer hat bei der Schließung des Vertrages 
alle ihm bekannten Umstände, die für die Übernahme der Gefahr 
erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen. Erheblich sind die 
Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Ver-
sicherers, den Vertrag überhaupt oder zu dem vereinbarten In-
halt abzuschließen, einen Einfluss auszuüben. Ein Umstand, nach 
welchem der Versicherer ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, 
gilt im Zweifel als erheblich. 

2. Ist die Anzeige eines erheblichen Umstandes unterblieben, so 
kann der Versicherer von dem Vertrag zurücktreten. Das gleiche 
gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen Umstandes deshalb un-
terblieben ist, weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis 
des Umstandes arglistig entzogen hat. 

3. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht 
angezeigten Umstand kannte oder wenn die Anzeige ohne Ver-
schulden des Versicherungsnehmers unterblieben ist. 

II. 1. Der Versicherer kann von dem Vertrag auch dann zurücktreten, 
wenn über einen erheblichen Umstand eine unrichtige Anzeige 
gemacht worden ist. 

2. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit dem 
Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden des 
Versicherungsnehmers unrichtig gemacht worden ist. 

III. Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrumstände anhand schrift-
licher, von dem Versicherer gestellter Fragen anzuzeigen, kann der 
Versicherer wegen unterbliebener Anzeige eines Umstandes, nach 
welchem nicht ausdrücklich gefragt worden ist, nur im Fall arglistiger 
Verschweigung zurücktreten. 

IV. Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem 
Vertreter ohne Vertretungsmacht geschlossen, so kommt für das 
Rücktrittsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis und die Arglist 
des Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die Arglist des Versi-
cherungsnehmers in Betracht. Der Versicherungsnehmer kann sich 
darauf, dass die Anzeige eines erheblichen Umstandes ohne Ver-



 

6 AHB  13.3  (01.2008) 

schulden unterblieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, 
wenn weder dem Vertreter noch ihm selbst ein Verschulden zur Last 
fällt. 

V. 1. Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versicherer von der 
Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt. 

2. Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer. Im Fall des Rücktritts sind, soweit das Versiche-
rungsvertragsgesetz nicht in Ansehung der Prämie ein anderes 
bestimmt, beide Teile verpflichtet, einander die empfangenen 

Leistungen zurückzugewähren; eine Geldsumme ist von dem 
Zeitpunkt des Empfangs an zu verzinsen. 

VI. Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall eingetre-
ten ist, so bleibt die Verpflichtung zur Leistung gleichwohl bestehen, 
wenn der Umstand, in Ansehung dessen die Anzeigepflicht verletzt 
ist, keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls und auf den 
Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat. 

VII. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt. 

§ 12 Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers 

1. Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. 
Die Frist beginnt am Tag, nachdem Ihnen der Versicherungsschein, 
die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen, die Vertragsinformationen gemäß § 7 Abs. 
2 des Versicherungsvertragsgesetzes und diese Belehrung in Text-
form zugegangen sind. Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt 
die Widerrufsfrist nicht, bevor wir auch die speziell für diesen Ver-
triebsweg geltenden zusätzlichen Pflichten gemäß § 312 e Abs. 1 
Satz 1 BGB erfüllt haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

 
2. Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz 

und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Beitrages, der auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfällt. Den Teil Ihres Beitrages, der auf die 

Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir einbehalten, 
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ab-
lauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung 
nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf 
der Widerrufsfrist, erstatten wir Ihnen den gesamten Beitrag. Beiträ-
ge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zu-
gang des Widerrufs. 

 
3. Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden 

Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt wurde, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen 
Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag wei-
ter. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit 
von weniger als einem Monat.  

§ 13 Gerichtsstände 

1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nie-
derlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 
2. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen 

aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben 
werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versi-

cherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zustän-
dige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versi-
cherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
eine offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnergesell-
schaft ist. 

 
3. Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der 

Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Ver-
sicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

§ 14 Anzeigen und Willenserklärungen 

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind 
schriftlich abzugeben und sollen an die Hauptverwaltung des Versi-
cherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträ-
gen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.  

2. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Ände-
rung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben 

ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes nach der letzten 
dem Versicherer bekannten Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage 
nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 

3. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbe-
betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen von § 14 1. entsprechende An-
wendung. 

§ 15 Schlussbestimmung 

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt 
ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die 
aufgeführten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der Versiche-
rungsbedingungen Inhalt des Versicherungsvertrages sind. 
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Bedingungen, Risikobeschreibungen und Erläuterungen für die Haftpflichtversicherung von gewerblichen 

und beruflichen Risiken sowie der Vereinshaftpflichtversicherung 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die 

Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch 

Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung 

(Umwelthaftpflicht-Basisversicherung)  

1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert ist – abweichend von § 4 Ziff. I 8 AHB – im Rahmen und 
Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschä-
den durch Umwelteinwirkung auf Boden, Luft oder Wasser (ein-
schließlich Gewässer), wenn diese Umwelteinwirkung nicht von An-
lagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, die unter 
Ziff. 2 fallen. 

 Mitversichert sind gem. § 1 Ziff. 3 AHB Vermögensschäden aus der 
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungs-
rechten oder -befugnissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt. 

1.2 Eingeschlossen sind im Umfang der Deckung gem. Ziff. 1.1 – teilwei-
se abweichend von § 4 Ziff. I 5 AHB – gesetzliche Haftpflichtansprü-

che wegen Sachschäden, welche entstehen durch allmähliche Ein-
wirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit, von 
Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub u. dgl.). 

1.3 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei 
ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusam-
menhang mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser 
(einschl. Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder einge-
leitet zu sein. 

1.4 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht wegen 
Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwäs-
ser und mit diesen in Gewässer gelangen. 

2. Risikobegrenzung 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus  
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-

schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, 
zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen). 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum Umwelthaf-
tungsgesetz (UmweltHG-Anlagen). 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz 
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeige-
pflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen). 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Einbringen 
oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein 

Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologische 
Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versiche-
rungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum Umwelthaf-
tungsgesetz (UmweltHG-Anlagen / Pflichtversicherung). 

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instand-
haltung und Wartung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 – 2.5 oder Teilen, 
die ersichtlich für Anlagen gem. Ziff. 2.1 – 2.5 bestimmt sind. 

 

3. Fakultative Erweiterung des Versicherungsschutzes  

Falls ausdrücklich vereinbart, ist – abweichend von Ziff. 2.6 – versichert die 
gesetzliche Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, 
Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 – 2.5 
oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gem. Ziff. 2.1 – 2.5 bestimmt sind, 
wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. 

Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gem. § 4 Ziff. I 5 AHB findet 
insoweit keine Anwendung. 
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden unter den in Ziff. 
5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, sofern Re-
gressansprüche des Inhabers der Anlage gegen den Versicherungsnehmer 
bestehen können. 

4. Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist – abweichend von § 1 Ziff. 1 und § 5 Ziff. 1 AHB – die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens (Tod, Verletzung 
oder Gesundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädi-
gung oder Vernichtung von Sachen) oder eines gem. Ziff. 1.1 mitversicher-
ten Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten 

oder den Versicherungsnehmer. Der Versicherungsfall muss während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht 
darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Scha-
dens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen er-
kennbar ist. 

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall einge-
treten ist, 
– nach einer Störung des Betriebes oder 
– aufgrund behördlicher Anordnung 

 Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur 
Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintreten-
den Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögens-
schadens. Die Feststellung der Störung des Betriebes oder die be-
hördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung 
fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist. 

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der 
Ziff. 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen un-
beschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch 
den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch 
die Behörde ausgeführt werden. 

5.3 Im Rahmen des für Aufwendungen gem. Ziff. 5 vereinbarten Ge-
samtbetrages werden dem Versicherungsnehmer die Aufwendun-
gen voll ersetzt, falls er 

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Be-
triebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich angezeigt 
hat und 
– alles getan hat was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den 

Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, 
den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu 
mindern  

und  
– auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 

behördliche Anordnungen eingelegt hat oder 
5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abgestimmt hat. Ist 

eine Abstimmung nach Lage des Einzelfalls zeitlich nicht möglich, er-
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setzt der Versicherer die Aufwendungen, die der Versicherungsneh-
mer den Umständen nach für geboten halten durfte. 

5.4 Liegen die Voraussetzungen der Ziff. 5.3 nicht vor, so werden die 
Aufwendungen nur in dem Umfang ersetzt, in dem die Maßnahmen 
notwendig und objektiv geeignet waren, den Schadeneintritt zu ver-
hindern oder den Schadenumfang zu mindern. 

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versicherungs-
summe und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamtbe-
trag von 50.000 Euro je Störung des Betriebes oder behördlicher An-
ordnung pro Versicherungsjahr jedoch nur bis 100.000 Euro ersetzt. 
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 10 % selbst 
zu tragen. 

 Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, 
so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für 
den Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerech-
net, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen 

der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres 
die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. 

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen – auch soweit 
sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziff. 5.1 decken – zur Erhal-
tung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanie-
rung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch 
gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsneh-
mers; auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versi-
cherungsnehmers standen. 

 Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- 
oder gemäß Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensschadens, falls Be-
triebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungs-
nehmers, die von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, be-
einträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind 
abzuziehen.

6. Nicht versicherte Tatbestände 

Nicht versichert sind 
6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden 

sind, dass beim Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen diese 
Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, ver-
dunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Ge-
wässer gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer 
Störung des Betriebes beruhen. 

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidba-
re, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen ent-
stehen. 

 Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis er-
bringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der scha-
denursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten 
des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen 
musste. 

6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden. 
6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versiche-

rungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte beantragt 
werden können. 

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der Versi-
cherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses 
Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt 
bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren. 

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von 
Abfallentsorgungsanlagen, insbesondere Deponien und Kompostie-
rungsanlagen. 

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonsti-
ge Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss 
der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 

 Wird Versicherungsschutz nach Ziff. 3 genommen, gilt dieser Aus-
schluss insoweit nicht. 

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 
erzeugte oder gelieferte Abfälle entstehen. 

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie 
bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungs-
nehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, 
die dem Umweltschutz dienen, abweichen. 

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es 
bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem 
Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanwei-
sungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder 
Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht 
ausführen. 

6.11 Ansprüche wegen genetischer Schäden. 

6.12 Ansprüche 
– wegen Bergschäden (i. S. d. § 114 BBergG), soweit es sich um die 

Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und Zu-
behör handelt; 

– wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i. S. d. § 114 BBergG) 
durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche 
sowie Kohlenstaubexplosionen. 

6.13 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lagerstätte 
des Grundwassers oder seines Fließverhaltens. 

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, General-
streik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden durch 
höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mit-
versicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeugan-
hängers verursachen. 

 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasser-
fahrzeuges in Anspruch genommen werden.  

 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt 
das auch für alle anderen Versicherten. 

 Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an einem 
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein 
Gebrauch i.S. dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter 
oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. 

6.16 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mit-
versicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen oder für die 
sie als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeuges in Anspruch ge-
nommen werden. 

 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt 
das auch für alle anderen Versicherten. 

 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
– der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 

Luftfahrzeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit die Teile 
ersichtlich für den Bau von Luftfahrzeugen oder den Einbau in 
Luftfahrzeuge bestimmt waren, 

– Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Re-
paratur, Beförderung) an Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugteilen,  

 und zwar wegen Schäden an Luftfahrzeugen, der mit diesen beför-
derten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luftfahrzeuge.

7. Versicherungssummen/Maximierung/Serienschadenklausel/Selbstbehalt 

7.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für 
Personen-, Sach- sowie gem. Ziff. 1.1 mitversicherte Vermögens-
schäden 250.000 Euro (bei Personenschäden für die einzelne Person 
jedoch nicht mehr als 50.000 Euro). 

 Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des 
Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
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7.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angegebene 
Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. 

 Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere 
entschädigungspflichtige Personen erstreckt. Mehrere während der 
Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle 
– durch dieselbe Umwelteinwirkung 
– durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmit-

telbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwir-

kungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbe-
sondere sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang besteht,  

 gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als 
eingetreten gilt. 

 § 3 Ziff. II.2 .Abs. 1. Satz 3 AHB wird gestrichen. 
7.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von der 

Schadenersatzleistung 10 % selbst zu tragen. 

8. Nachhaftung 

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder 
dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung 
des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Ver-
sicherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.2 mit-
versicherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendi-
gung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, 
mit folgender Maßgabe: 
– Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom 

Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an 
gerechnet. 

– Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des 
unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet. 

8.2 Ziff. 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit des 
Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, 
mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicher-
ten Risikos abzustellen ist. 

9. Versicherungsfälle Im Ausland 

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziff. 1 dieser Bedingungen 
– abweichend von § 4 Ziff. I. 3. AHB – auch im Ausland eintretende 

Versicherungsfälle, 
– die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage oder eine 

Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziff. 2.1 – 2.7 zurückzuführen 
sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziff. 2.6 nur, wenn die 
Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt 
waren; 

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Aus-
stellungen und Messen, wenn Versicherungsschutz gem. Ziff. 2.7 
vereinbart wurde. 

9.2 Bei Versicherungsfällen in den USA, Kanada, Mexiko und Japan 
werden die Aufwendungen des Versicherers für Kosten als Leistun-
gen auf die Versicherungssumme angerechnet. 

 Kosten sind: 
 Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwen-

dungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder 
nach Eintritt des Versicherungsfalls sowie Schadenermittlungskos-
ten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. 
Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind. 

 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche auf Ent-
schädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary 
damages. 

9.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Die Verpflichtung 
des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro- 
Betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist. 

 
 
 

Erweiterungen des Versicherungsschutzes 

sind nur Vertragsinhalt, wenn ausdrücklich vereinbart. 

 
 

Anlagen Regress-Risiko 

Siehe Ziff. 3 der Umwelthaftpflichtbasisversicherung. 
Abweichend von der Umwelthaftpflichtbasisversicherung gelten die 
 

Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für die  

Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung  

(Umwelthaftpflicht-Modell). 

1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und den 
nachfolgenden Vereinbarungen. 

1.2 Versichert ist – abweichend von § 4 Ziff. I. 8. AHB – die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers we-
gen Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung auf Bo-
den, Luft oder Wasser (einschl. Gewässer) für die gem. Ziff. 2 in Versi-
cherung gegebenen Risiken. 

 Mitversichert sind gem. § I. Ziff. 3. AHB Vermögensschäden aus der 
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungs-
rechten oder -befugnissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt. 

1.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
1.3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 

Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigen-
schaft; 

1.3.2 sämtlicher übriger Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Aus-
führung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungs-
nehmer verursachen. 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb 
des Versicherungsnehmers gemäß den Bestimmungen des Sozialge-
setzbuches VII handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gem. 
den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden . 

1.4 Eingeschlossen sind im Umfang der gem. Ziff. 2 in Versicherung gege-
benen Risiken – teilweise abweichend von § 4 Ziff. I .5. AHB – gesetzli-
che Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, welche entstehen 
durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen, 
Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dgl.). 

1.5 Falls besonders vereinbart, sind eingeschlossen im Umfang der gem. 
Ziff. 2 versicherten Risiken folgende Deckungserweiterungen: 



 

10 AHB  13.3  (01.2008) 

1.5.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Gebrauch von 
folgenden, nicht versicherungspflichtigen Kfz: 
– Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindig-

keit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkeh-
ren; 

– Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit; 
– selbst fahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 

(Selbst fahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ih-
rer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest ver-
bundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur Be-
förderung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet 
sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimm-
ten Art solcher Fahrzeuge gehören). 

 Hierfür gilt: 
 Hinsichtlich der Umwelthaftpflicht-Basisversicherung gelten für die 

vorgenannten Kfz nicht die Ausschlüsse in § 1 Ziff. 2 b) und § 2 Ziff. 3 
c) AHB. 

 Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der 
Fahrer eines Kfz beim Eintritt des Versicherungsfalles auf öffentlichen 
Wegen und Plätzen nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat. 

 Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versicherungs-
nehmer, dem Halter oder Eigentümer bestehen, wenn dieser das 
Vorliegen der Fahrerlaubnis bei dem berechtigten Fahrer ohne Ver-
schulden annehmen durfte oder wenn ein unberechtigter Fahrer das 
Fahrzeug geführt hat. 

1.5.2 Eingeschlossen ist – abweichend von § 4 Ziff. I 6 a) AHB – die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Schäden an gemieteten, gepachteten Ge-
bäuden und/oder Räumlichkeiten durch Brand und Explosion. 

 Ausgeschlossen bleiben die unter den Regressverzicht nach dem 
Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Schadenereig-
nissen fallenden Rückgriffsansprüche. 

1.5.3 Eingeschlossen ist – abweichend von § 4 Ziff. I .1. AHB – die der 
Bundesbahn gegenüber gemäß den Allgemeinen Bedingungen für 

Privatgleisanschlüsse (PAB) übernommene Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers (nicht jedoch eine darüber hinaus zusätzlich verein-
barte Haftung). 

1.6 Für Ärzte gilt: 
 Eingeschlossen ist – abweichend von § 4 Ziff. I. 6. a) AHB – die gesetzli-

che Haftpflicht aus der Beschädigung von gemieteten Praxisräumen. 
Ausgeschlossen sind 
1. Haftpflichtansprüche wegen 

a) Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspruchung 
b) Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-

serbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten 
c) Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hierge-

gen besonders versichern kann; 
2. die unter den Regressverzicht nach dem Abkommen der Feuer-

versicherer bei übergreifenden Schadenereignissen fallenden 
Rückgriffsansprüche. 

1.7 Für Gemeinschaften von Wohnungseigentümern gilt: 
 Eingeschlossen sind – abweichend von § 7 Ziff. 2.AHB – 

a) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den 
Verwalter; 

b) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer; 

c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betäti-
gung im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft. 

 Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und 
Teileigentum. 

1.8 Für Bahnhofsgaststätten und Bahnhofshotels gilt: 
 Eingeschlossen ist – abweichend von § 4 Ziff. I. 1. AHB – die der 

Deutschen Bundesbahn gegenüber aufgrund der Allgemeinen Ver-
tragsbedingungen für Nebenbetriebe der DB (AVN) übernommene 
vertragliche Haftung. 

 Ausgeschlossen bleibt die Beschädigung der gepachteten Gegen- 
stände (§ 4 Ziff. I .6. a) AHB). 

2. Umfang der Versicherung 

Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die im Versicherungs-
schein aufgeführten Risiken. 
Versicherungsschutz besteht für die unter Ziff. 2.1-2.5 aufgeführten, jeweils 
ausdrücklich zu vereinbarenden Risikobausteine: 
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-

schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, 
zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen) (Risikoklasse 3). 

 Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 
zum UmweltHG aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen auf 
Gewässer sowie Schäden durch Abwässer. 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum UmweltHG 
(UmweltHG-Anlagen). Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Ein-
wirkungen auf Gewässer sowie Schäden durch Abwässer (Risikoklas-
se 4-7). 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz 
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeige-
pflicht unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder Um-
weltHGAnlagen handelt (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen) 
(Risikoklasse 2.1 - 2.3). 

 Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer 
und Schäden durch Abwässer. 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder 
Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewäs-
ser derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versicherungs-
nehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko). 

 Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gem. § 4 Ziff. I. 5. AHB 
findet insoweit keine Anwendung. 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum UmweltHG 
(UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung (Risikoklasse 8 + 9). 

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei ihrer 
Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang mit 
versicherten Anlagen gem. Ziff. 2.1-2.5 in Boden, Luft oder Wasser (einschl. 
Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein. 
Der Versicherungsschutz gem. Ziff. 2.1-2.5 bezieht sich auch auf die Haft-
pflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in 
Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen. 

3. Vorsorgeversicherung/Erhöhungen und Erweiterungen 

3.1 Die Bestimmungen des § 1 Ziff. 2.c und des § 2 AHB – Vorsorgeversi-
cherung– finden für die Ziffern 2.1-2.5 keine Anwendung. Der Versi-
cherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit besonderer Verein-
barung. 

3.2 § 1 Ziff. 2.b AHB – Erhöhungen und Erweiterungen – finden für die 
Ziff. 2.1-2.5 ebenfalls keine Anwendung; hiervon unberührt bleiben 
mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziff. 
2 versicherten Risiken. 

4. Versicherungssummen/Maximierung/Selbstbehalt 

4.1 Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall pauschal für 
Personen-, Sach- sowie gem. Ziff. 1.2 mitversicherte Vermögens-
schäden 1 Mio. Euro (bei Personenschäden für die einzelne Person 
jedoch nicht mehr als 50.000 Euro). 

 Diese Versicherungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung des 
Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 

4.2 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von der 
Schadenersatzleistung 10 % selbst zu tragen. 
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Besondere Bedingungen für die Mitversicherung von Vermögensschäden 

 
(1) Falls besonders vereinbart, ist im Rahmen des Vertrages die gesetzli-

che Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne des § 1 Ziff. 3. 
AHB aus Schadenereignissen mitversichert, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind. 

(2) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus 
1. Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem 

Auftrage oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder 
gelieferte Sachen oder geleistete Arbeiten entstehen; 

2. Schäden durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, 
Erschütterungen); 

3. planender, beratender, bau- oder Montage leitender, prüfender 
oder gutachtlicher Tätigkeit; 

4. Tätigkeiten im Zusammenhang mit Geld-, Kredit-, Versiche-
rungs-, Grundstücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen 
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenfüh-
rung sowie aus Untreue und Unterschlagung; 

5. der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten; 

6. Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenanschlä-
gen; 

7. Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich 
verbundene Unternehmen; 

8. Tätigkeiten im Zusammenhang mit Datenverarbeitung, Rationa-
lisierung und Automatisierung, Auskunftserteilung, Überset-
zung, Reisevermittlung und Reiseveranstaltung; 

9. vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftrag-
gebers oder aus sonstiger vorsätzlicher Pflichtverletzung; 

10. Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, Wertpapie-
ren und Wertsachen. 

 Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
20 %, mindestens 50 Euro. Die Versicherungssumme beträgt je Schaden-
ereignis 50.000 Euro. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe. 
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Besondere Bedingungen, Risikobeschreibungen und Erläuterungen für die 

Haftpflichtversicherung von Sportorganisationen (BBR) 
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BBR 1 Bestimmungen für Betriebe 

1. Versicherte Risiken 
 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingun-

gen für die Haftpflichtversicherung (AHB) die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers aus dem im Antrag beschriebenen Risiko. 
Für die Berufshaftpflichtversicherung gilt sinngemäß das unter 1.1 
gesagte. 

 Risikoveränderungen, die sich nach Vertragsabschluß ergeben (z. B. 
Personalanbau, Anschaffung neuer Maschinen, Eröffnung zusätzli-
cher Betriebe, Betriebsumstellung) sind im Umfang von § 1 Ziff. 2. b) 
und § 2 AHB mitversichert. Auf die Frist zur Anzeige nach § 2 Ziff. 1. 
und § 8 Ziff. II. 1. AHB wird besonders hingewiesen. 

1.1 Mitversicherte Risiken 
 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
1.1.1 des Versicherungsnehmers als Eigentümer, Mieter, Pächter und 

Nutznießer von Grundstücken, Gebäuden oder Räumlichkeiten, die 
ausschließlich für den versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des 
Versicherungsnehmers und seiner Betriebsangehörigen benutzt 
werden. 

 Bei der Berufshaftpflichtversicherung gelten diese Bestimmungen, 
wenn Berufsstätte und Wohnung in engem räumlichen Zusammen-
hang stehen. 

 Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, 
die dem Versicherungsnehmer in den oben genannten Eigenschaf-
ten obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, 
Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). 

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht  
a) des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von 

Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, 
Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bausumme von 
15.000 Euro je Bauvorhaben. 

 Wenn dieser Betrag überschritten wird, entfällt die Mitversiche-
rung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversi-
cherung (§ 2 AHB); 

b) des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 
BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand;  

c) der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Be-
leuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftrag-
ten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Aus-
führung dieser Verrichtungen erhoben werden; Ausgeschlossen 
sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des Versicherungsnehmers 
gemäß Sozialgesetzbuch handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die 
in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben 
Dienststelle zugefügt werden. 

d) der Zwangs- oder Konkursverwalter in dieser Eigenschaft. 
1.1.2 des Versicherungsnehmers aus seinen Sozialeinrichtungen für Be-

triebsangehörige, die ausschließlich für den versicherten Betrieb be-
stimmt sind (z. B. Werkskantinen, Badeanstalten, Erholungsheime, 
Kindergärten u. dgl.), aus Vorhandensein und Betätigung einer Be-
triebsfeuerwehr und aus dem Überlassen von Plätzen, Räumen und 
Geräten an die Sportgemeinschaft seines Betriebes. Nicht versichert 
ist die Haftpflicht aus der Betätigung der Betriebssportgemeinschaft 
sowie die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus ihrer Betätigung 
in dieser; 

1.1.3 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher 
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten 
Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigen-
schaft; 

1.1.4 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in 
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungs-
nehmer verursachen; 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des Versicherungsneh-
mers gemäß Sozialgesetzbuch handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienst-
stelle zugefügt werden. 

1.1.5 Eingeschlossen sind – abweichend von § 4 Ziff. 15. AHB Haftpflicht-
ansprüche wegen Sachschäden durch häusliche Abwässer, die im 
Gebäude selbst anfallen (also keine industriellen und gewerblichen 
Abwässer), und Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch 
Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten.  

1.2 Nicht versicherte Risiken 
 Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu versichern 

ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gege-
ben oder nach Besonderen Bedingungen oder Risikobeschreibungen 
ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haft-
pflicht 

1.2.1 aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Beruf eigen 
noch sonst dem versicherten Risiko zuzurechnen sind; 

1.2.2 aus dem Überlassen von selbst fahrenden Arbeitsmaschinen oder der 
Abgabe von Kraft an Betriebsfremde; 

1.2.3 aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Sprengstoffen 
oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie aus Veranstal-
tung oder Abbrennen von Feuerwerken; 

1.2.4 aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von Personen 
oder Sachen; 

1.2.5 bei Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern oder Wasserfahrzeu-
gen  
(1) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicher-

ter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhän-
gers verursachen; 

(2) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicher-
ter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für die 
sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in Anspruch 
genommen werden. 

(3) Besteht für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mit-
versicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle 
anderen Versicherten. 

(4) Eine Tätigkeit der in (1) und (2) genannten Personen an einem 
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist 
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser 
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

1.2.6 bei Luftfahrzeugen 
(1) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicher-

ter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
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den Gebrauch eines Luftfahrzeugs verursachen oder für die sie 
als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeugs in Anspruch ge-
nommen werden. 

(2) Besteht für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mit-
versicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle 
anderen Versicherten. 

(3) Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
a) der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 

von Luftfahrzeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit 
die Teile ersichtlich für den Bau von Luftfahrzeugen oder 
den Einbau in Luftfahrzeuge bestimmt waren; 

b) Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luftfahrzeugen oder Luft-
fahrzeugteilen, und zwar wegen Schäden an Luftfahrzeu-
gen, der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie 
wegen sonstiger Schäden durch Luftfahrzeuge; 

1.2.7 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse; 
1.3 Umwelthaftpflicht-Basisversicherung 
 Umweltschäden gemäß den „Besonderen Bedingungen und Risiko-

beschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden 

durch Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und Berufs-
Haftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung)." 

 Mitversichert sind auch Kleingebinde bis 50 I pro Einzelbehälter und 
bis maximal 500 I Gesamtlagermenge, nicht jedoch CKW. 

 Die Versicherungssumme beträgt 250.000 Euro pauschal für Personen-, 
Sach- und Vermögensschäden je Ereignis und Jahr. 

 Innerhalb der Umwelthaftpflichtversicherung hat der Versicherungs-
nehmer bei jedem Versicherungsfall von der Schadenersatzleistung 
10 % selbst zu tragen. 

 Nicht versichert sind Umwelteinwirkungen aus 
– WHG-Anlagen (Anlagen nach dem Wasserhaushaltsgesetz – z. B. 

Tanks für Benzin, Öle, Lösungsmittel u.ä.) siehe Zusatzrisiken 
– Umwelt HG-Anlagen (Aufzählung im Anhang 1 des Umwelthaf-

tungsgesetzes – z. B. Abfallverbrennungsanlagen). 
– Abwasseranlagen (z. B. Ölabscheider) 
– aus versicherungspflichtigen Umwelt HG-Anlagen (gemäß An-

hang 2 des Umwelthaftungsgesetzes) 
– aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Instandhaltung 

und Wartung vorstehend genannter Anlagen (Umweltregressri-
siko). 

BBR 2 Haus- und Grundstückshaftpflicht 

Übt der Versicherungsnehmer auf dem Grundstück einen Beruf oder Be-
trieb aus, wird der Versicherungsschutz für das Haftpflichtrisiko aus dem 
Haus- und Grundbesitz nur durch eine besondere Berufs- oder Betriebs-
haftpflichtversicherung gewährt. 
1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 

als Haus- und/oder Grundstücksbesitzer, z. B. als Eigentümer, Nieß-
braucher, Pächter, Mieter, Verwalter (auch Verwalter des gemein-
schaftlichen Wohnungseigentums). 

2. Mitversichert ist hinsichtlich des versicherten Grundstückes die 
gesetzliche Haftpflicht 

2.1 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von Bau-
arbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabear-
beiten) bis zu einer veranschlagten Bausumme von 25.000 Euro je 
Bauvorhaben. Wird dieser Beitrag überschritten, so entfällt die Mit-
versicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorge-
versicherung (§ 2 AHB); 

2.2 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuch-
tung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragten Perso-
nen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung dieser 
Verrichtungen erhoben werden. 

2.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle in Betrieb des Versicherungsneh-
mers gemäß Sozialgesetzbuch handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienst-
stelle zugefügt werden. 

 Mitversichert bleiben jedoch Regressansprüche von Sozialversiche-
rungsträgern gemäß § 640 SGB (vgl. § 4 Ziff. 11. 2. und § 7 AHB), und 
zwar auch für Angehörige, die mit dem Versicherungsnehmer in 
häuslicher Gemeinschaft leben; 

2.4 des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, 
wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 

2.5 der Zwangs- oder Konkursverwalter in dieser Eigenschaft. 
2.6 Besondere Bedingung für den Einschluss von Sachschäden durch 

Abwässer in die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung  

 Eingeschlossen sind – abweichend von § 4 Ziff. 15. AHB Haftpflicht-
ansprüche wegen Sachschäden durch häusliche Abwässer, die im 
Gebäude selbst anfallen (also keine industriellen und gewerblichen 
Abwässer) und Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch 
Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten. 

2.7 Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im Sinne des Ge-
setzes vom 15.03.1951 außerdem: 

2.7.1 Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentü-
mer. 

2.7.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer aus dem gemeinschaftlichen Eigentum. 

2.7.3 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Verwal-
ters und der Wohnungseigentümer bei Betätigung im Interesse und 
für Zwecke der Gemeinschaft. 

2.8 Besondere Bedingung für die Haftpflichtversicherung der Ge-

meinschaft von Wohnungseigentümern  

 Eingeschlossen sind – abweichend von § 4 Ziff. II. 2. AHB in Verbin-
dung mit § 7 Ziff. 1. AHB – 
a) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen den 

Verwalter; 
b) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers gegen die 

Gemeinschaft der Wohnungseigentümer; 
c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern bei Betäti-

gung im Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft. Ausge-
schlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Sonder- und 
Teileigentum. Die gesetzliche Haftpflicht aus Sondereigentum ist 
im Rahmen der Privathaftpflicht-Versicherung zu versichern. 

3. Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haftpflicht aus 

Gewässerschäden im Rahmen der Privat- sowie Haus- und Grund-

besitzerhaftpflichtversicherung – außer Anlagenrisiko – 

§ 1 (1) Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden 
wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare Folgen von 
Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen 
Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des Grundwassers (Ge-
wässerschäden), mit Ausnahme der Haftpflicht. 
a) als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen 

Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe; 
b) aus dem Einleiten und Einbringen von gewässerschädlichen 

Stoffen in Gewässer oder aus einer Einwirkung auf ein Gewässer, 
durch die physikalische, chemische oder biologische Beschaf-
fenheit des Wassers verändert wird (Einwirkungshaftung); 

c) aus der Beförderung von gewässerschädlichen Stoffen in Fernlei-
tungen, sofern die Leitungen den Bereich eines Betriebsgelän-
des überschreiten oder nicht lediglich Zubehör von Lagerbehäl-
tern sind; 

d) aus der Herstellung, Lieferung, Montage, Instandhaltung und 
Wartung von Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 
Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu be-
fördern oder wegzuleiten. (Versicherungsschutz für a), b) und c) 
wird ausschließlich durch besonderen Vertrag gewährt, für d) 
durch Erweiterung der Betriebshaftpflichtversicherung). 

§ 1 (2) Die Gesamtleistung des Versicherers beträgt für Sach- und Vermö-
gensschäden zusammen 50.000 Euro je Schadenereignis, das Zwei-
fache dieser Summe für alle Schäden eines Versicherungsjahres. 

§ 2 (1) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im 
Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens für 
geboten halten durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtliche 
Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit übernommen, als 
sie zusammen mit der Entschädigungsleistung die Versicherungs-
summe für Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- und An-
waltskosten bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB). 

§ 2 (2) Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außerge-
richtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zu-
sammen mit der Entschädigung die Versicherungssumme für Sach-
schäden übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnah-
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men des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

§ 3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden 
durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden 
Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 

§ 4 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feindseli-
gen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der 
Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf Ver-
fügung oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräf-
te ausgewirkt haben. 

BBR 3 Zusatzbedingungen zur Privat- sowie Haus- oder Grundbesitzerhaftpflichtversicherung  

 für die Versicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagenrisiko – 

§ 1 Gegenstand der Versicherung 

1. Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers  
– als Inhaber der im Versicherungsschein oder seinen Nach-

trägen angegebenen Anlagen zur Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen und aus der Verwendung dieser gela-
gerten Stoffe 

– für unmittelbare oder mittelbare Folgen (Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden von Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewässers 
einschließlich des Grundwassers (Gewässerschaden)). 

2. Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen sowie im 
folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) Anwendung. 

3. Mitversichert sind Personen, die der Versicherungsnehmer durch 
Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und 
sonstigen Betreuung der Grundstücke beauftragt hat für den 
Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtung in Anspruch genom-
men werden. 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des Versi-
cherungsnehmers gemäß Sozialgesetzbuch (SGB) handelt. 

§ 2 Versicherungsleistungen 

 Der Versicherungsschutz wird im Rahmen der beantragten Einheits-
versicherungssumme (gleichgültig ob Personen-, Sach- oder Vermög-
ensschäden) je Schadenereignis gewährt. Die Gesamtleistung für  
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres (Personen-, Sach-  
und Vermögensschäden) beträgt das Doppelte dieser Einheitsver-
sicherungssumme. 

§ 3 Rettungskosten 

1. Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 
im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens für geboten halten durfte (Rettungskosten) sowie außerge-
richtliche Gutachterkosten werden vom Versicherer insoweit ü-
bernommen, als sie zusammen mit der Entschädigungsleistung 
die Einheitsversicherungssumme nicht übersteigen. Für Gerichts- 
und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung. 

2. Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und au-
ßergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, 
als sie zusammen mit der Entschädigung die Einheitsversicher-
ungssumme übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von 
Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwend- 
ung oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des 
Versicherers.  

§4 Vorsätzliche Verstöße 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden 
durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewässerschutz dienenden 
Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 

§ 5 Vorsorgeversicherung 

 Die Bestimmungen des § 1 Ziff. 2. c) und des § 2 der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung – Vorsor-
geversicherung – finden keine Anwendung. 

§ 6 Gemeingefahren 

 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feindli-
chen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der 
Bundesrepublik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf Ver-
fügung oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräf-
te ausgewirkt haben. 

§ 7 Eingeschlossene Schäden 

 Eingeschlossen sind abweichend von § 1 AHB – auch ohne dass ein 
Gewässerschaden droht oder eintritt – Schäden an unbeweglichen Sa-
chen des Versicherungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass 
die gewässerschädlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der Anlage 
(gemäß § 1 Abs. 1. der Zusatzbedingungen) ausgetreten sind. Dies gilt 
abweichend von § 4 Ziff. 15. AHB auch bei allmählichem Eindringen der 
Stoffe in die Sachen. Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur 
Wiederherstellung des Zustandes, wie er vor Eintritt des Schadens be-
stand. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

 Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage (gemäß § 1 Abs. 1. 
der Zusatzbedingungen) selbst. Von jedem Schaden hat der Versi-
cherungsnehmer 250 Euro selbst zu tragen. 

BBR 4 Großkaliberschießen 

Der Versicherungsschutz wird gewährt beim Umgang mit Waffen an der 
vereinseigenen Gewehr- und Pistolen-Schießanlage, deren Kalibergrößen 
nicht der Sportordnung des Deutschen Schützenbundes e. V. entsprechen. 
Eine Beschränkung auf bestimmte Kaliberstärken wird nicht vorgenommen. 

Voraussetzung für die Gewährung des Versicherungsschutzes ist die Einhal-
tung der gesetzlichen Vorschriften und die Erfüllung eventuell behördlicher 
Auflagen. 

BBR 5 Böllerschießen 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Verwendung von Böller-
schussgeräten, die im Auftrage des Vereins anlässlich solcher Veranstaltun-
gen eingesetzt werden, die nicht über den Sportversicherungsvertrag 
versichert sind. 

Voraussetzung für die Gewährung des Versicherungsschutzes ist die Einhal-
tung der gesetzlichen Vorschriften und die Erfüllung eventuell behördlicher 
Auflagen. 

BBR 6 Arbeitsmaschinen 

Versichert sind die im Antrag genannten, nicht zulassungs- und versiche-
rungspflichtigen Arbeitsmaschinen. 
Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in § 1 Ziff. 2. b) und in 
§ 2 Ziff. 3.c) AHB. 
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Fahrer 
eines Kraftfahrzeuges beim Eintritt des Versicherungsfalles auf öffentlichen 
Wegen und Plätzen nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat. 

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versicherungsneh-
mer, dem Halter oder Eigentümer bestehen, wenn dieser das Vorliegen der 
Fahrerlaubnis bei dem berechtigten Fahrer ohne Verschulden annehmen 
durfte oder wenn ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug geführt hat. 
 
 
 
 



 

4 BBR  3.3  (01.2008) 

BBR 7 Winden, Kräne (Slipanlagen) 

I. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Vereins als Betreiber der 
im Antrag/Versicherungsschein bezeichneten Winden, Kräne (Slip-
anlagen). 

II. Soweit gegen besondere Beitragszahlung der Einschluss von Schä-
den an Wasserfahrzeugen und Anlagen durch die versicherten Win-

den, Kräne (Slipanlagen) vereinbart ist, gilt folgendes: In Abänderung 
von § 4 I. 6. b) AHB sind Schäden an Wasserfahrzeugen und Anlagen 
mitversichert. Die Versicherungssumme beträgt – soweit nichts anderes 
vereinbart ist – 7.700 Euro je Schadenereignis. Die Selbstbeteiligung 
beträgt je Schadenereignis 10 %, mindestens 150 Euro. 

BBR 8 Vereinseigene Pferde 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Vereins als Halter eigener 
Pferde, soweit nicht bereits Versicherungsschutz über die Sportversiche-
rung besteht. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Haftpflichtansprüche 
a) aus der gelegentlichen Überlassung der eigenen Pferde an Nichtmit-

glieder/ Mitglieder (z. B. für private Ausritte); 
b) aus Schäden, die durch die eigenen Pferde im Stall angerichtet 

werden (z. B. an Pensionspferden), soweit nicht das Eigentum des 
Vereins betroffen ist (Eigenschäden). 

Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des vom Verein mit der 
Führung der Aufsicht beauftragten Hüters in dieser Eigenschaft, sofern er 
nicht gewerbsmäßig tätig ist. 
Eingeschlossen ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Vereins aus Flur-
schäden anlässlich des Weidebetriebes. Ausgeschlossen vom Versiche-
rungsschutz bleiben Deckschäden. 

BBR 9 Mitgliedseigene Pferde 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Halten, Besitz und Verwendung 
eigener Pferde zu privaten Zwecken einschließlich der Verwendung im 
Verbands-/Vereinsrahmen. Mitversichert ist hierbei der unentgeltliche 
Verleih der eigenen Pferde an den Verein bzw. Privatpersonen. Vom Versi-
cherungsschutz ausgeschlossen ist hingegen der entgeltliche Verleih der 
Pferde. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetzliche Haftpflicht 
des Hüters, sofern dieser nicht gewerbsmäßig tätig ist. Ausgeschlossen vom 
Versicherungsschutz ist die gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vor-
kommenden Schadenereignissen. Mitversichert ist auch die gesetzliche 
Haftpflicht des Vereins aus Flurschäden anlässlich des Weidebetriebes. 
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Deckschäden. 

BBR 10 Untergestellte fremde Pferde 

I. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Vereins aus der Vermie-
tung/Verpachtung/Überlassung seiner Stallungen an Vereinsmit-
glieder bzw. nicht vereinsgebundene Personen. 

 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetzliche 
Haftpflicht des Vereins als Hüter der in den Vereinsanlagen unterge-
stellten fremden Pferde (Pensionspferde) aus  
a) Ansprüchen Dritter gegen den Verein als Tierhüter gemäß § 834 

BGB. Soweit der Einsatz der Pferde durch den Verein mitversi-
chert wird, erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf die 
Überlassung der Pferde an Nichtmitglieder/Mitglieder (z. B. beim 
Reitunterricht). Hierbei ist die gesetzliche Haftpflicht der Gastrei-
ter mitversichert, sofern für diese kein anderweitiger Versiche-
rungsschutz besteht; 

b) Schäden, die durch die Pensionspferde im Stall angerichtet wer-
den, soweit nicht das Eigentum des Vereins betroffen ist (Eigen-
schäden). 

 Mitversichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Vereins aus 
Flurschäden anlässlich des Weidebetriebes sowie die gesetzliche 
Haftpflicht der Pferdepfleger, sofern die Tätigkeit nicht gewerbsmä-
ßig ausgeübt wird. 

 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Haftpflichtansprüche 
wegen Schäden an den Pensionspferden einschließlich Deckschäden. 

II. Soweit gegen besondere Beitragszahlung der Einschluss von Schä-
den an untergestellten Pferden (Pensionspferde) vereinbart ist, gilt 
folgendes: 

 Der Versicherungsschutz erstreckt sich abweichend von § 4 I. 6. a) 
AHB auf Schäden an Pensionspferden bzw. zur Ausbildung genom-
menen Pferden, soweit diese Schäden durch andere Pferde oder 
durch einen ordnungswidrigen Zustand der Ställe und der Gelände-
umzäunung des Vereinsgeländes entstanden sind. Mitversichert sind 
Schäden durch Forkenstich und schuldhaft verspätete Benachrichti-
gung eines Tierarztes. 

 Darüber hinausgehende Schäden, z. B. durch mangelhafte Pflege 
bzw. Fütterung, gewollten oder ungewollten Deckakt usw. sind nicht 
versichert. Ausgeschlossen bleiben Schäden durch Elementarereig-
nisse wie Feuer, Wasser und Sturm. 

 Die Versicherungssumme beträgt je versichertes Pferd 7.500 Euro.  
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs- 
jahres ist auf das Doppelte dieser Versicherungssumme begrenzt. Die 
Selbstbeteiligung je Schadenfall beträgt 10 %, mindestens 150 Euro. 

 Es müssen alle Pensionspferde zur Versicherung angemeldet werden. 

BBR 11 Reitlehrer der Vereine 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Vereins aus der Beschäftigung 
eines Reitlehrers für die Unterrichtserteilung an Nichtmitglieder. Mitversi-
chert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Reitlehrers. 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 

Sozialgesetzbuch handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß 
den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des 
Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

BBR 12 Benutzung von Wassersportfahrzeugen 

1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
aus Halten, Besitz und Gebrauch von Wassersportfahrzeugen, die 
ausschließlich zu privaten Zwecken und/oder zur Vermietung ohne 
Berufsbesatzung benutzt werden, und deren Standort im Inland ist. 

2. Mitversichert ist 
a) die persönliche gesetzliche Haftpflicht des verantwortlichen 

Führers und der sonst zur Bedienung des Fahrzeugs berechtig-
ten Personen; 

b) die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von Wasserskiläufern 
und Schirmdrachenfliegern. 

3. Nicht versichert ist 
a) die persönliche Haftpflicht des Wasserskiläufers und des Schirm-

drachenfliegers; 
b) die Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei der Beteiligung an 

Motorbootrennen oder bei den damit im Zusammenhang ste-
henden Übungsfahrten ereignen. 

4. Bei Schäden infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brennbaren 
oder explosiblen Stoffen ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. 

 



 

 

Allgemeine Bedingungen der Vertrauensschadenversicherung – ABV – (2008) 

 

§ 1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 

Der Versicherer ersetzt dem Versicherungsnehmer die Schäden an seinem Vermögen, die von Ver-

trauenspersonen während ihres Einschlusses in die Versicherung verursacht werden durch 

V vorsätzliche Handlungen, die nach den gesetzlichen Bestimmungen über unerlaubte Handlungen 

zum Schadenersatz verpflichten (Versicherungsfall „V“). 

Voraussetzung für eine Entschädigungsleistung ist, daß der Name der Vertrauensperson feststeht, die 

den Schaden verursacht hat. 

Die Entschädigungsleistung des Versicherers befreit die Vertrauenspersonen nicht von ihrer Scha-

denersatzpflicht (vgl. § 8 Ziff. 2). 

 

§ 2 Vertrauenspersonen 

Vertrauenspersonen sind die im Versicherungsschein bezeichneten Personen. 

 

§ 3 Versicherungssumme, Umfang des Versicherungsschutzes 

1. Die Versicherungssumme begrenzt die Entschädigungsleistung für sämtliche Schäden aus Versi-

cherungsfällen. Mit der Entdeckung eines Versicherungsfalls vermindert sie sich für alle weiteren 

Schäden um den Betrag der Entschädigung. Mit Beginn der nächsten Versicherungsperiode steht 

sie für danach verursachte Schäden – soweit der Versicherungsschutz nicht erloschen ist (§ 5 Ziff. 

2 b) – wieder in der ursprünglichen Höhe zur Verfügung. 

 Der Versicherungsnehmer kann ihre sofortige Wiedererhöhung für neu verursachte Schäden ge-

gen anteilige Prämienzahlung beantragen. 

2. Der Versicherungsschutz wird gewährt 

a) ohne Vorhaftung anderer Werte, 

b) unter Verzicht auf die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegen alle für den Ver-

sicherungsnehmer tätigen Personen, die bei der Entstehung eines Schadens fahrlässig mitge-

wirkt haben, soweit nicht ihretwegen hierfür eine Entschädigung nach den Zusatzbedingungen 

„F“ geleistet worden ist, 

c) unabhängig von Strafverfolgung und Bestrafung der an der Verursachung eines Schadens be-

teiligten Personen. 

 Der Versicherungsnehmer soll sich vor Erstattung einer Strafanzeige gegen Vertrauensperso-

nen mit dem Versicherer ins Benehmen setzen, sofern nicht gesetzliche Vorschriften oder be-

sondere Umstände die sofortige Anzeige erfordern. 



§ 4 Ausschlüsse 

Nicht ersetzt werden Schäden, 

1. die durch Vertrauenspersonen verursacht werden, über die der Versicherungsnehmer vor ihrem 

Einschluß in die Versicherung in Erfahrung gebracht hat, daß durch sie bereits Tatbestände im 

Sinne des § 1 in seinen eigenen Diensten oder im Verhältnis zu Dritten verwirklicht worden sind,  

2. die später als zwei Jahre nach ihrer Verursachung dem Versicherer gemeldet werden, 

3. die durch entgangenen Gewinn oder mittelbar entstehen, 

4. die durch Aufwendungen für einen Personenschaden entstehen, 

5.  deren anderweitige Versicherung durch den Versicherungsnehmer üblich und möglich ist, 

6. deren Ursache außerhalb der Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin ge-

setzt wird, 

7. die durch Krieg, kriegerische Ereignisse, innere Unruhen, Verfügung von hoher Hand, höhere Ge-

walt oder durch Kernenergie mitverursacht werden; ist nicht festzustellen, ob eine dieser Ursachen 

vorliegt, so entscheidet die überwiegende Wahrscheinlichkeit. 

 

§ 5 Beginn und Erlöschen des Versicherungsschutzes 

1. Der Versicherungsschutz beginnt 

a) mit der Einlösung des Versicherungsscheins, jedoch nicht vor dem darin festgesetzten Zeit-

punkt. Wird die erste Prämie erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann aber unverzüg-

lich gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz in dem festgesetzten Zeitpunkt, 

b) bei Vertrauenspersonen, deren Einschluß während der Laufzeit der Versicherung beantragt 

wird, in dem im Nachtrag zum Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. 

2. Der Versicherungsschutz erlischt 

a) bei Vertrauenspersonen, die aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausscheiden, mit 

Beendigung ihrer Tätigkeit für den Versicherungsnehmer, 

b) bei Vertrauenspersonen, die Tatbestände im Sinne des § 1 in Diensten des Versicherungsneh-

mers oder im Verhältnis zu Dritten verwirklicht haben, in dem Zeitpunkt, in dem der Versiche-

rungsnehmer hiervon Kenntnis erhält. 

Entschädigungsansprüche, die dem Versicherungsnehmer bezüglich dieser Vertrauenspersonen 

während ihres Einschlusses in die Versicherung erwachsen sind, werden vom Erlöschen des Ver-

sicherungsschutzes nicht berührt. 



§ 6 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 

a) alle Vertrauenspersonen bei der Einstellung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auf 

ihre Vertrauenswürdigkeit zu prüfen. Hierzu ist erforderlich, daß sich der Versicherungsnehmer 

einen lückenlosen Tätigkeitsnachweis für die letzten drei Jahre erbringen läßt und sich bei un-

benannt einzuschließenden Vertrauenspersonen anhand der Zeugnisse dieses Zeitraums oder 

durch Rückfragen bei den Vorarbeitgebern über die Vertrauenswürdigkeit vergewissert, 

b) dem Versicherer unverzüglich nach erhaltener Kenntnis schriftlich anzuzeigen 

 jedes Vorkommnis, das sich nach Klärung des Tatbestandes 
 als Versicherungsfall erweisen könnte,  

 jeden Versicherungsfall, 

und zwar auch dann, wenn er keine Entschädigungsansprüche geltend machen kann oder will. 

2.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des   

Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 

Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-

recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf 

Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht.   

2.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer 

seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versiche-

rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 

entsprechenden Verhältnis zu kürzen.  

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach 

Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraus-

setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 

auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.  

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, 

bleibt der Versicherungsschutz bestehen.  

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 

die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 

noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 

war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.  

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unahhängig davon, ob der Versicherer ein ihm gemäß § 

28 I VVG zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 

 

§ 7 Rechtsverhältnis nach einem Versicherungsfall 

Der Versicherungsnehmer und der Versicherer sind nach Anzeige eines Versicherungsfalls berechtigt, 

den Versicherungsvertrag zu kündigen. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem 

Abschluß der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. Der Versicherer hat eine Kündigungs-

frist von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunkt 

als den Schluß der laufenden Versicherungsperiode kündigen. 

 



§ 8 Abtretung, Rechtsübergang 

1. Die Abtretung von Ansprüchen aus dem Versicherungsvertrag ist nur mit schriftlicher Einwilligung 

des Versicherers zulässig. 

2. Der dem Versicherungsnehmer aufgrund eines Versicherungsfalls zustehende Schadenersatz- 

anspruch gegen die Vertrauensperson oder einen anderen Dritten geht nach Maßgabe des § 86 

des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) auf den Versicherer über, soweit dieser dem Versiche-

rungsnehmer den Schaden ersetzt (vgl. aber oben § 3 Ziff. 2 b). Auf Verlangen des Versicherers 

hat der Versicherungsnehmer den Übergang schriftlich zu bestätigen. Soweit Rechte, die zur Si-

cherung von Schadenersatzansprüchen eingeräumt worden sind, nicht kraft Gesetzes übergehen, 

hat der Versicherungsnehmer sie dem Versicherer zu übertragen. 

 

§ 9 Prämienzahlung 

1. Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie bei Aushändigung des Versicherungsscheins, Fol-

geprämien bei Beginn jeder Versicherungsperiode oder im Zeitpunkt der vereinbarten Fälligkeit, 

einschließlich der aus den Prämienrechnungen ersichtlichen Nebenleistungen, zu entrichten. 

2. Kündigt nach der Anzeige eines Versicherungsfalls (§ 7) eine Vertragspartei, so wird die Prämie für 

die laufende Versicherungsperiode taggenau abgerechnet. 

 

§ 10 Laufzeit des Versicherungsvertrages 

Bei ein- oder mehrjähriger Vertragsdauer verlängert sich der Versicherungsvertrag um ein Jahr und 

weiter von Jahr zu Jahr, wenn er nicht drei Monate vor seinem jeweiligen Ablauf vom Versicherungs-

nehmer oder vom Versicherer schriftlich gekündigt wird. 

 

§ 11 Willenserklärungen 

Alle von oder gegenüber dem Versicherer abzugebenden Erklärungen, die das Versicherungsverhält-

nis betreffen, sind nur wirksam, wenn sie schriftlich der Direktion des Versicherers abgegeben wer-

den. 

 

Zusatzbedingungen „F“ zu den Allgemeinen Bedingungen der Vertrauensschadenversicherung 

1. Der Versicherer ersetzt dem Versicherungsnehmer auch die Schäden an seinem Vermögen, die 

verursacht werden durch 

F fahrlässige Handlungen der Vertrauenspersonen, die zum Schadenersatz verpflichten (Versi-

cherungsfall „F“). 

Bedingungen der Entschädigungsleistung ist, daß der Versicherungsnehmer vorlegt 

- das schriftliche Eingeständnis der fahrlässigen Handlungsweise seitens der Vertrauensperso-

nen nebst Anerkenntnis ihrer Schadenersatzpflicht der Höhe nach oder 

- ein rechtskräftiges Urteil gegen sie wegen und in Höhe des Schadenersatzanspruches oder 



- den Nachweis, daß ihnen eine Klage innerhalb eines Jahres, nachdem der Versicherungsneh-

mer von dem Grunde der Schadenersatzpflicht Kenntnis erlangt hatte, nicht zugestellt werden 

konnte. 

Die Entschädigungsleistung des Versicherers befreit die Vertrauenspersonen nicht von ihrer Scha-

denersatzpflicht (vgl. § 8 Ziff. 2 der Allgemeinen Bedingungen der Vertrauensschadenversiche-

rung). 

2. Für diesen Versicherungsfall „F“ gelten die Allgemeinen Bedingungen der Vertrauensschadenver-

sicherung, soweit sie nicht im folgenden ergänzt oder abgeändert werden: 

a) Im Rahmen der Versicherungssumme ist die Entschädigungsleistung begrenzt mit höchstens   

€ 12.500,00 für Schäden, die von einer Vertrauensperson verursacht werden. 

b) Nicht ersetzt werden Schäden, die entstehen 

- an Sachen, die die Vertrauensperson nicht unmittelbar zu betreuen hatte, 

- an Fahrzeugen, an durch Fahrzeuge beförderten Werten oder durch Abhandenkommen von 

Werten aus Fahrzeugen, 

- bei der Bearbeitung, Gewährung oder Überwachung von Krediten, 

- bei technischer Planung sowie bei der Vorbereitung, Ausübung oder Überwachung einer 

technischen Tätigkeit. 

 

Zusatzbedingungen „O“ zu den Allgemeinen Bedingungen der Vertrauensschadenversiche-

rung 

1. Der Versicherer ersetzt dem Versicherungsnehmer auch die Schäden an seinem Vermögen, die 

verursacht werden durch Versicherungsfall „O“, das sind 

O Ereignisse, die ohne Verschulden der Vertrauenspersonen eintreten, und zwar 

a) Raub, Erpressung, ) 
 Betrug auf dem Transportweg, ) begangen gegen die Vertrauenspersonen, 
 im Sinne des Strafgesetzbuchs ) 

b) Diebstahl (im Sinne des Strafgesetzbuchs) von Werten, die sich in der unmittelbaren körper-

lichen Obhut der Vertrauenspersonen befanden oder 

 seitens der Vertrauenspersonen verwahrt waren in Gebäuden oder Räumen bzw. Behältnis-

sen in Gebäuden, auf die sich die Verfügungsgewalt des Versicherungsnehmers nicht er-

streckt, sofern diese Werte unter Begehung eines schweren Diebstahls daraus entwendet 

worden sind; Fahrzeuge sind keine Behältnisse im Sinne dieser Bestimmung, 

c) Verlieren 

 anvertrauter Werte seitens der Vertrauenspersonen, weil sie zur Betreuung der Werte den 

Umständen nach nicht mehr in der Lage gewesen sind. 

d) Feuer, 

 durch das den Vertrauenspersonen anvertraute Gelder, geldwerte Zeichen oder Wertpapiere 

auf dem Transportweg vernichtet worden sind. 

 



2. Nicht ersetzt werden Schäden durch Abhandenkommen von Fahrzeugen. 

3. Für diesen Versicherungsfall „O“ gelten die Allgemeinen Bedingungen der Vertrauensschadenver-

sicherung, soweit sie nicht im folgenden ergänzt oder abgeändert werden: 

a) Im Rahmen der Versicherungssumme ist die Entschädigungsleistung begrenzt mit höchstens   

€ 12.500,00 je Versicherungsfall. 

b) Bestehen noch weitere Vertrauensschadenversicherungen und/oder Einbruchdiebstahl- bzw. 

Beraubungsversicherungen und sind aufgrund der weiteren Versicherungen ebenfalls Entschä-

digungen wegen desselben Versicherungsfalles zu leisten, so ermäßigt sich die Entschädi-

gungsleistung aus dem nach diesen Bedingungen geschlossenen Versicherungsvertrag in der 

Weise, daß der Versicherungsnehmer aus den Versicherungen insgesamt nicht mehr als          

€ 12.500,00 erhält. Von dieser Begrenzung bleiben Schäden durch Raub und räuberische Er-

pressung ausgeschlossen. 

c) Für Transporte außerhalb der Geschäftsräume des Versicherungsnehmers wird Versicherungs-

schutz nur dann gewährt, wenn die Vertrauenspersonen im Alter von mehr als 18 und weniger 

als 65 Jahren und im Vollbesitz ihrer körperlichen und geistigen Kräfte sind. 

d) Der Versicherungsnehmer hat jeden Versicherungsfall „O“ der Polizei unverzüglich anzuzeigen. 

Bei vorsätzlicher Verletzung dieser Obliegenheit ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28 II 

VVG von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung dieser Obliegen-

heit kann der Versicherer nach Maßgabe des § 28 II VVG die Leistung in einem der Schwere  

des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. 

e) Der Versicherer macht von den auf ihn übergegangenen bzw. ihm übertragenen Rechten kei-

nen Gebrauch gegen Vertrauenspersonen, bei denen ein Versicherungsfall „O“ eingetreten ist. 

f) § 4 Ziff. 5 der Allgemeinen Bedingungen der Vertrauensschadenversicherung findet keine An-

wendung. 

 
 
 
Stand:01. 01.2008 
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Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB 2000) 
der ARAG SE 
 
1. Was ist Rechtsschutz? 

§ 1 Welche Aufgaben hat die Rechtsschutzversicherung? 
§ 2 Für welche Rechtsangelegenheiten gibt es Rechtsschutz? 
§ 3 Welche Rechtsangelegenheiten umfasst der Rechtsschutz nicht? 
§ 4 Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutzleistung? 
§ 5 Welche Kosten übernimmt der Rechtsschutzversicherer? 
§ 6 Wo gilt die Rechtsschutzversicherung? 

 
2. Nach welchen Regeln richtet sich das Versicherungsverhältnis zwischen Rechtsschutzversicherer und Versicherten? 

§ 7 Wann beginnt der Versicherungsschutz? 
§ 8 Für welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen? 
§ 9 Was ist bei der Zahlung des Versicherungsbeitrages zu beachten? 
§ 9a Unter welchen Voraussetzungen kann eine Beitragsfreistellung erfolgen? 
§ 10 Welche Entwicklungen können zu einer Anpassung des Versicherungsbeitrages führen? 
§ 11 Wie wirkt sich eine Veränderung der persönlichen oder sachlichen Verhältnisse des Versicherten auf den Versicherungsbeitrag aus? 
§ 12 Was geschieht, wenn das versicherte Interesse wegfällt? 
§ 13 In welchen Fällen kann der Vertrag vorzeitig gekündigt werden? 
§ 14 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag? 
§ 15 Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen? 
§ 16 Was ist bei Anzeigen und Erklärungen gegenüber dem Versicherer zu beachten? 

 
3. Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten? 

§ 17 Welche Rechte und Pflichten bestehen nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles? 
§ 18 In welchen Fällen kann ein Schiedsgutachter entscheiden, ob die Ablehnung des Rechtsschutzes berechtigt ist? 
§ 19 (entfällt) 
§ 20 Welches Gericht ist für Klagen aus dem Versicherungsvertrag zuständig, und welches Recht ist anzuwenden? 

 
4. In welchen Formen wird der Versicherungsschutz angeboten? 

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz, Fahrzeug-Rechtsschutz 
§ 22 Fahrer-Rechtsschutz 
§ 23 Privat-Rechtsschutz für Selbstständige 
§ 24 Berufs-Rechtsschutz für Selbstständige, Rechtsschutz für Firmen und Vereine 
§ 25 Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige 
§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige 
§ 27 Landwirtschafts-und Verkehrs-Rechtsschutz 
§ 28 Privat-, Berufs- und Verkehrs -Rechtsschutz für Selbstständige 
§ 29 Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und Grundstücken 
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1. Inhalt der Versicherung 
 
 
§ 1 Aufgaben der Rechtsschutzversicherung 
 
 Der Versicherer sorgt dafür, dass der Versicherungsnehmer seine rechtlichen Interessen wahrnehmen

kann, und trägt die für die Interessenwahrnehmung erforderlichen Kosten (Rechtsschutz). 
 

§ 2 Leistungsarten 
 
 Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 21 bis § 29 vereinbart werden. Je

nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz 
 
a) Schadenersatz-Rechtsschutz 
 

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht auf einer Vertragsverlet-
zung oder einer Verletzung eines dringlichen Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäude-
teilen beruhen; 

 
b) Arbeits-Rechtsschutz 
 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie aus öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche; 

 
c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhältnissen, sonstigen Nutzungs-
verhältnissen und dinglichen Rechten, die Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile zum Gegens-
tand haben; 

 
d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuldverhältnissen und dingli-
chen Rechten, soweit der Versicherungsschutz nicht in den Leistungsarten a), b) oder c) enthalten
ist; 

 
e) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 
 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberechtlichen Angelegenheiten vor 
deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten; 

 
f) Sozialgerichts-Rechtsschutz 
 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten; 
 
g) Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen 
 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor Verwal-
tungsbehörden und vor Verwaltungsgerichten, 

 
h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz 
 

für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren; 
 
i) Straf-Rechtsschutz 
 

für die Verteidigung wegen des Vorwurfes 
 

aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig festgestellt, dass der Versicherungs-
nehmer das Vergehen vorsätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer die Kosten
zu erstatten, die dieser für die Verteidigung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhal-
tens getragen  hat; 

 
bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige Begehung strafbar ist, so-

lange dem Versicherungsnehmer ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Versi-
cherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein solches Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, 
besteht rückwirkend Versicherungsschutz, wenn nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass er
vorsätzlich gehandelt hat 

 
Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versicherungsschutz, ebenso wenig bei
dem Vorwurf eines Vergehens, das nur vorsätzlich begangen werden kann (z.B. Beleidigung,
Diebstahl, Betrug). Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch auf den
Ausgang des Strafverfahrens an; 

 
j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 
 

für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit; 
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k) Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht 
 

für Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen Rechtsanwaltes in familien- und erbrecht-
lichen Angelegenheiten, wenn diese nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit des 
Rechtsanwaltes zusammenhängen. 

 
§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 
 
 Rechtsschutz besteht nicht für Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

 
(1) in ursächlichem Zusammenhang mit 
 

a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung oder Erdbeben;
 

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine medizinische Behandlung zu-
rückzuführen sind; 

 
c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden; 

 
d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu  Bauzwecken bestimmten Grundstückes, 

 
bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles, das sich im Eigentum o-

der Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder das dieser zu erwerben oder in Besitz
zu nehmen beabsichtigt, 

 
cc) der genehmigungspflichtigen baulichen Veränderung eines Grundstückes, Gebäudes oder 

Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder 
das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt, 

 
dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten Vorhaben. 

 
(2) a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese auf einer Vertragsverletzung 

 beruhen; 
 

b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht; 
 

c) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Ver-
treter juristischer Personen; 

 
d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, Geschmacksmuster-, 

Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus geistigem Eigentum: 
 

e) aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht 
 

f) in ursächlichem Zusammenhang mit Spiel- oder Wettverträgen sowie Termin- oder vergleichba-
ren Spekulationsgeschäften; 

 
g) aus dem Bereich des Familien- und Erbrechtes, soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemäß      § 

2 k) besteht; 
 

h) aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den Versicherer oder das für diesen tätige
Schadenabwicklungsunternehmen; 

 
i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen sowie

wegen Erschließungs- und sonstiger Anliegerabgaben, es sei denn, dass es sich um laufend er-
hobene Gebühren für die Grundstücksversorgung handelt;  

 
(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten 
 

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, soweit es sich nicht um
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von Bediensteten internationaler oder supranationaler 
Organisationen aus Arbeitsverhältnissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen han-
delt; 

 
c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das über das Vermögen des 

Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder eröffnet werden soll; 
 

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Baugesetzbuch geregelten An-
gelegenheiten; 

 
e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen des Vorwurfes eines Halt- oder 

Parkverstoßes; 
 
(4) a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversicherungsvertrages untereinander, 

mitversicherter Personen untereinander und mitversicherter Personen gegen den Versiche-
rungsnehmer; 

 
b) nichtehelicher Lebenspartner untereinander in ursächlichem Zusammenhang mit der nichtehe-

lichen Lebensgemeinschaft, auch nach deren Beendigung; 
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c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechtsschutzfalles auf den Versi-

cherungsnehmer übertragen worden oder übergegangen sind; 
 

d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemachten Ansprüchen anderer 
Personen oder aus einer Haftung für Verbindlichkeiten anderer Personen; 

 
(5) soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) ein ursächlicher Zusammenhang mit einer vom Versicherungs-

nehmer vorsätzlich begangenen Straftat besteht. Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhi-
nein heraus, ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen verpflichtet, die der Ver-
sicherer für ihn erbracht hat. 

 
§ 4 Voraussetzung für den Anspruch auf Rechtsschutz 
 
 (1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 

 
a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem ersten Ereignis an, durch das der Scha-

den verursacht wurde oder verursacht worden sein soll; 
 

b) im Beratungs-Rechtsschutz für Familien- und Erbrecht gemäß § 2 k) von dem Ereignis an, das 
die Änderung der Rechtslage des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person zur
Folge hat; 

 
c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungsnehmer oder ein ande-

rer einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen
haben soll. 

 
Die Voraussetzungen nach a) bis c) müssen nach Beginn des Versicherungsschutzes gemäß § 7 und 
vor dessen Beendigung eingetreten sein. Für die Leistungsarten nach § 2 b) bis g) besteht Versiche-
rungsschutz jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit), so-
weit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aufgrund eines Kauf- oder Leasing-
vertrages über ein fabrikneues Kraftfahrzeug handelt. 

 
(2) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen Beginn maßgeblich. Sind für die 

Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entschei-
dend, wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn
des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versicherung eingetreten oder, so-
weit sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt, beendet ist. 

 
(3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn 
 

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versicherungsschutzes vorge-
nommen wurde, den Verstoß nach Absatz 1 c) ausgelöst hat; 

 
b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach Beendigung des Versiche-

rungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versicherung geltend gemacht wird. 
 
(4) Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) besteht kein Rechtsschutz, wenn die tatsächlichen

oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit zugrunde liegende Steuer- oder Ab-
gabefestsetzung vor dem im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten
sind oder eingetreten sein sollen. 

 
§ 5 Leistungsumfang 
 
 (1) Der Versicherer trägt 

 
a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung eines für den Versicherungsnehmer 

tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen
Gerichtes ansässigen Rechtsanwaltes. 
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt
und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung seiner Interessen, trägt der Versicherer bei den
Leistungsarten gemäß § 2 a) bis g) weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des Versiche-
rungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechts-
anwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem Prozessbevollmächtigten führt; 

 
b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergütung eines für den Versicherungsneh-

mer tätigen am Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen ausländischen oder eines im Inland 
zugelassenen Rechtsanwaltes. Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe
der gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort der Rechts-
anwalt ansässig ist, zuständig wäre. 
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt
und ist ein ausländischer Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versicherer 
weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers ansässigen Rechts-
anwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Ver-
kehr mit dem ausländischen Rechtsanwalt führt; 

 
c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die vom 

Gericht herangezogen werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers; 
 

d) die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur Höhe der Gebühren, die im 



 

ARAG ARB 2000 2.0€ (06.00) (01.2008) 5 

Falle der Anrufung eines zuständigen staatlichen Gerichtes erster Instanz entstehen; 
 

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der Entschädigung für Zeugen 
und Sachverständige, die von der Verwaltungsbehörde herangezogen werden, sowie die Kos-
ten der Vollstreckung im Verwaltungswege; 

 
f) die übliche Vergütung 

 
aa) eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen oder einer rechtsfähigen techni-

schen Sachverständigenorganisation in Fällen der 
 

- Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren; 
 

- Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und Reparaturverträgen von Mo-
torfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern; 

 
bb) eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in Fällen der Geltendmachung von Ersatz-

ansprüchen wegen der im Ausland eingetretenen Beschädigung eines Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers; 

 
g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem ausländischen Gericht, wenn sein Er-

scheinen als Beschuldigter oder Partei vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachtei-
len erforderlich ist. Die Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen 
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen; 

 
h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen entstandenen Kosten,

soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstattung verpflichtet ist. 
 
(2) a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom Versicherer zu tragenden Kosten ver-

langen, sobald er nachweist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung 
bereits erfüllt hat. 

 
b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten werden diesem in Euro

zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt
wurden. 

 
(3) Der Versicherer trägt nicht 
 

a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht übernommen hat; 
 

b) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen Erledigung entstanden sind, soweit 
sie nicht dem Verhältnis des vom Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten 
Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich 
vorgeschrieben ist; 

 
c) die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall; 

 
d) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Voll-

streckungstitel entstehen; 
 

e) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später als fünf Jahre nach Rechts-
kraft des Vollstreckungstitels eingeleitet werden; 

 
f) Kosten für Strafvollsteckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer Geldstrafe oder -buße 

unter 250 Euro; 
 

g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, wenn der Rechtsschutzversiche-
rungsvertrag nicht bestünde. 

 
(4) Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die vereinbarte Versicherungssumme.

Zahlungen für den Versicherungsnehmer und mitversicherte Personen aufgrund desselben Rechts-
schutzfalles werden hierbei zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer 
Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen. 

 
(5) Der Versicherer sorgt für 
 

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsneh-
mers im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten;

 
b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe für eine Kaution, die ge-

stellt werden muss, um den Versicherungsnehmer einstweilen von Strafverfolgungsmaßnah-
men zu verschonen. 

 
(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend 
 

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Beratungs-Rechtsschutz im Famili-
en- und Erbrecht (§ 2 k) für Notare; 
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b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten   (§ 2 e) für Angehörige der steuerberatenden Berufe; 
 

c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige rechts- und sachkundi-
ge Bevollmächtigte. 

 
§ 6 Örtlicher Geltungsbereich 
 
 (1) Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Europa, den Anliegerstaa-

ten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder eine 
Behörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches
oder behördliches Verfahren eingeleitet werden würde. 

 
(2) Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen außerhalb des Geltungsbereiches nach Absatz 1 trägt 

der Versicherer bei Rechtsschutzfällen, die dort während eines längstens sechs Wochen dauernden 
Aufenthaltes eintreten, die Kosten nach § 5 Absatz 1 bis zu einem Höchstbetrag von 30.000 Euro. In-
soweit besteht kein Rechtsschutz für die Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit dem Er-
werb oder der Veräußerung von dinglichen Rechten oder Teilzeitnutzungsrechten (Timesharing) an
Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen. 

 
 
 
 
2. Versicherungsverhältnis 
 
 
§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes 
 
 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der

Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 
B. Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt. 
 

§ 8 Dauer und Ende des Vertrages 
 
 (1) Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen. 

 
(2) Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr,

wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres eine Kündigung in Schriftform zugegangen ist. 

 
(3) Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündi-

gung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 
(4) Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten o-

der jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

 
§ 9 Beitrag 
 
A. Beitrag und Versicherungsteuer 
 

 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der 
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
 

B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder einmaliger Beitrag 
 
(1) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der 

Zahlung 
Der erste oder einmalige Beitrag wird – unabhängig vom Bestehen eines Widerrufsrechtes – unverzüg-
lich nach Abschluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen 
Versicherungsbeginn. 
 
Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten
Jahresbeitrags. 
 

(2) Späterer Beginn des Versicherungs-
schutzes 

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem
späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 

(3) Rücktritt 
 

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versiche-
rer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktre-
ten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 

C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 
 
(1) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der 

Zahlung 
Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Bei-
tragszeitraums fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in 
der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 
 

(2) Verzug Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Ver-
zug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer ist berechtigt, Er-
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satz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 
 

(3) Zahlungsaufforderung Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die
Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im 
Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 4 und 5 mit dem Fristablauf ver-
bunden sind. 
 

(4) Kein Versicherungsschutz Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung im Verzug, besteht 
ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung 
nach Absatz 3 darauf hingewiesen wurde. 
 

(5) Kündigung Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung im Verzug, kann der
Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit 
der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen hat. 
 
Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den
angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der 
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 
 

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
 
1) Rechtzeitige Zahlung Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der 

Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht. 
 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers von dem Versicherer nicht ein-
gezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Text-
form abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 
 

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die Einzugsermächti-
gung widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der
Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrages erst
verpflichtet, wenn er von dem Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 
 

E. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
 
 Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig,

wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer 
für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen. 
 

F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
 
 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist,

nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz be-
standen hat. 
 

§ 9 a Beitragsfreistellung 
 
 (1) Sofern besonders vereinbart, entfällt im Rahmen der folgenden Bestimmungen die Verpflichtung 

zur Zahlung des weiteren Versicherungsbeitrags,  wenn und solange der Versicherungsnehmer ar-
beitslos gemeldet (§ 117 Sozialgesetzbuch III) oder in der Erwerbsfähigkeit gemindert (§§ 43, 44 So-
zialgesetzbuch VI) ist, höchstens jedoch für 5 Jahre. 

 
Verstirbt der Versicherungsnehmer, gilt die Beitragsfreistellung entsprechend für die Person, die
den Versicherungsvertrag vereinbarungsgemäß mit dem Versicherer fortführt. 

 
Tritt während einer Beitragsfreistellung ein weiterer der in Satz 1 und 2 genannten Fälle ein, wird
der bereits verstrichene Zeitraum der Beitragsfreistellung auf die Höchstdauer von 5 Jahren ange-
rechnet. 

 
(2) Eine Beitragsfreistellung nach Ziffer 1 erfolgt nicht, 
 

a) wenn ein anderer, ausgenommen aufgrund einer gesetzlichen Unterhaltspflicht, verpflichtet 
ist, den Versicherungsbeitrag zu zahlen oder es wäre, wenn diese Zusatzvereinbarung nicht be-
stünde; 

 
b) wenn eine der Voraussetzungen nach Ziffer 1 

 
aa) vor Versicherungsbeginn eingetreten ist oder 

 
bb) innerhalb von 6 Monaten nach Versicherungsbeginn eintritt, ausgenommen durch einen

innerhalb dieses Zeitraumes eingetretenen Unfall, 
 

cc) in ursächlichem Zusammenhang mit militärischen Konflikten, inneren Unruhen, Streiks o-
der Nuklearschäden (ausgenommen durch eine medizinische Behandlung ) steht oder 

 
dd) in ursächlichem Zusammenhang mir einer vorsätzlichen Straftat des Versicherungsneh-
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mers steht oder von ihm vorsätzlich verursacht wurde. 
 
 
(3) Der Anspruch auf Beitragsfreistellung ist unverzüglich geltend zu machen. Dem Versicherer ist Aus-

kunft über alle zu ihrer Feststellung erforderlichen Umstände zu erteilen und das Vorliegen ihrer
Voraussetzung gemäß Absatz 1 durch Vorlage einer amtlichen Bescheinigung nachzuweisen. 

 
(4) Der Versicherungsnehmer hat auf Anforderung, höchstens jedoch alle drei Monate, Auskunft über 

das weitere Vorliegen der Voraussetzung für die Beitragsfreistellung zu geben und geeignete 
Nachweise vorzulegen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht unverzüglich nach, endet die Beitrags-
freistellung. Sie tritt jedoch mit sofortiger Wirkung wieder in Kraft, wenn die Auskünfte und Nach-
weise nachgereicht werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht im Todesfall oder solange eine andere 
Voraussetzung für die Beitragsfreistellung aufgrund eines bereits erbrachten Nachweises erkennbar 
noch vorliegt. 

 
(5) Diese Zusatzvereinbarung kann beiderseits mit einer Frist von 3 Monaten zum Ablauf jedes Versi-

cherungsjahres in Schriftform gekündigt werden. Sie endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
mit Vollendung des 60. Lebensjahres des Versicherungsnehmers oder mit seinem Tode, wenn die in
Ziffer 1, Satz 2 genannte Person das 60. Lebensjahr zum Todeszeitpunkt vollendet hat. 

 
(6) Der Anspruch auf Beitragsfreistellung verjährt in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach 

den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. Der Zeitraum von der Meldung des
Anspruches auf Beitragsfreistellung beim Versicherer bis zu dessen schriftlicher Entscheidung über 
seine Leistungspflicht wird in die Verjährungsfrist nicht eingerechnet. 

 
(7) Soweit Mitversicherte dem Versicherungsnehmer gleichgestellt sind, gilt dies nicht für diese Zu-

satzvereinbarung. 
 

§ 10 Beitragsanpassung 
 
 (1) Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden Jahres, um welchen Vomhun-

dertsatz sich für die Rechtsschutzversicherung das Produkt von Schadenhäufigkeit und Durch-
schnitt der Schadenzahlungen einer genügend großen Zahl der die Rechtsschutzversicherung 
betreibenden Versicherer im vergangenen Kalenderjahr erhöht oder vermindert hat. Als Schaden-
häufigkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl der in diesem Jahr gemeldeten Rechtsschutzfälle, ge-
teilt durch die Anzahl der im Jahresmittel versicherten Risiken. Als Durchschnitt der Schadenzah-
lungen eines Kalenderjahres gilt die Summe der Zahlungen, die für alle in diesem Jahr erledigten
Rechtsschutzfälle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die Anzahl dieser Rechtsschutzfälle. 
Veränderungen der Schadenhäufigkeit und des Durchschnitts der Schadenzahlungen, die aus Leis-
tungsverbesserungen herrühren, werden bei den Feststellungen des Treuhänders nur bei denjeni-
gen Verträgen berücksichtigt, in denen sie in beiden Vergleichsjahren bereits enthalten sind. 

 
(2) Die Ermittlung des Treuhänders erfolgt für Versicherungsverträge 

 
gemäß den §§ 21 und 22, 

 
gemäß den §§ 23, 24, 25 und 29, 

 
gemäß den §§ 26 und 27, 

 
gemäß § 28 

 
nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar jeweils unterschieden nach Verträ-
gen mit und ohne Selbstbeteiligung. 

 
(3) Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen Vomhundertsatz unter 5, unterbleibt eine Bei-

tragsänderung. Der Vomhundertsatz ist jedoch in den folgenden Jahren mitzuberücksichtigen. 
 

Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen höheren Vomhundertsatz, ist dieser, wenn er nicht 
durch 2,5 teilbar ist, auf die nächstniedrige durch 2,5 teilbare Zahl abzurunden. 

 
Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, den 
Folgejahresbeitrag um den abgerundeten Vomhundertsatz zu verändern. Der erhöhte Beitrag darf
den zum Zeitpunkt der Erhöhung geltenden Tarifbeitrag nicht übersteigen. 

 
(4) Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach den unternehmenseigenen Zahlen des Versicherers zu er-

mittelnde Vomhundertsatz in den letzten drei Jahren, in denen eine Beitragsanpassung möglich 
war, geringer erhöht, als er vom Treuhänder für diese Jahre festgestellt wurde, so darf der Versiche-
rer den Folgejahresbeitrag in der jeweiligen Anpassungsgruppe gemäß Absatz 2 nur um den im
letzten Kalenderjahr nach seinen Zahlen ermittelten Vomhundertsatz erhöhen. Diese Erhöhung darf
diejenige nicht übersteigen, die sich nach Absatz 3 ergibt. 

 
(5) Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die ab 1. Oktober des Jahres, in dem die Er-

mittlungen des Treuhänders erfolgten, fällig werden; sie wird dem Versicherungsnehmer mit der
Beitragsrechnung und, soweit dem Versicherungsnehmer ein Kündigungsrecht gemäß Absatz 6 zu-
steht, spätestens einen Monat vor der Beitragsfälligkeit mitgeteilt. Sie unterbleibt, wenn seit dem
im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn für den Gegenstand der Versicherung
noch nicht ein Jahr abgelaufen ist. 
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(6) Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang der Versicherung ändert, kann der Versiche-
rungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung des
Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mittei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. 
Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündigungsrecht. 

 
§ 11 Änderung der für die Beitragsberechnung wesentlichen Umstände 

 
 (1) Tritt nach Vertragsabschluß ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Versicherers einen höheren als

den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an für die
hierdurch entstandene höhere Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach 
dem Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht übernommen, kann der Versi-
cherer die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. 

 
Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr als 10% oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In
der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuwei-
sen. 

 
(2) Tritt nach Vertragsabschluß ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Versicherers einen geringeren 

als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an nur
noch den geringeren Beitrag verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem Ver-
sicherer später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag erst von Eingang der An-
zeige an herabgesetzt. 

 
(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monates nach Zugang einer Auffor-

derung die zur Beitragsberechnung erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Pflicht, kann  der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese Angaben vorsätzlich 
unrichtig oder unterlässt er die erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem Versicherer hätten zuge-
hen müssen, so hat der Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn, dem Versi-
cherer war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Unterlassen der er-
forderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, kann der Versicherer 
den Umfang des Versicherungsschutzes in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz, 
wenn zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen 
war und er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Gefahr weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für den Umfang der Leistung des Versiche-
rers ursächlich war. 

 
§12  Wegfall des Gegenstandes der versicherten Interesses 

 
 (1) Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versiche-

rer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung wegge-
fallen ist. In diesem Fall steht ihm der Beitrag zu, den er hätte erhaben können, wenn die Versiche-
rung nur bis zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden wäre. 

 
(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungsschutz bis zum Ende der

laufenden Beitragsperiode fort, soweit der Beitrag am Todestag gezahlt war und nicht aus sonsti-
gen Gründen ein Wegfall des Gegenstandes der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag 
nächstfällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am Todestag bestehenden Um-
fang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den gezahlt wurde, wird an-
stelle des Verstorbenen Versicherungsnehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag 
die Aufhebung des Versicherungsvertrages mit Wirkung ab Todestag verlangen. 

 
(3) Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein bezeichnete, selbstgenutzte Woh-

nung oder das selbstgenutzte Einfamilienhauses, geht der Versicherungsschutz auf das neue Objekt 
über. Versichert sind Rechtsschutzfälle, die im Zusammenhang mit der Eignnutzung stehen, auch
soweit sie erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das gleiche gilt für Rechts-
schutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder tatsächlichem 
Bezug eintreten. 

 
(4) Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er für seine gewerbliche, freiberufliche oder 

sonstige selbstständige selbst nutzt, findet Absatz 3 entsprechende Anwendung, wenn das neue
Objekt nach dem Tarif des Versicherers weder nach der Größe, noch nach Miet- oder Pachthöhe ei-
nen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt. 

 
§ 13 Außerordentliche Kündigung 

 
 (1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung verpflichtet ist, kann der Versi-

cherungsnehmer den Vertrag fristlos oder zum Ende der laufenden Versicherungsperiode kündigen.
 

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens zwei innerhalb von zwölf Monaten ein-
getretene Rechtsschutzfälle, sind der Versicherungsnehmer und der Versicherer nach Anerkennung 
der Leistungspflicht für den zweiten oder jeden weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag 
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mit einer Frist von einem Monat zu kündigen. 
 
 

(3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Zugang der Ablehnung des 
Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 oder Anerkennung der Leistungspflicht gemäß Absatz 2 in Schrift-
form zugegangen sein. 

 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versiche-
rer wirksam. 

 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird. 

 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 

 
(4) Wird der Vertrag gekündigt, hat der Versicherer nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der der 

abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 

§14 Verjährung 
 
 (1) Der Anspruch auf Rechtsschutz nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles verjährt in drei Jahren. Die 

Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 

(2) Der Zeitraum von der Meldung des Rechtsschutzfalles beim Versicherer bis zu dessen schriftlicher 
Entscheidung über seine Leistungspflicht wird in die Verjährungsfrist nicht eingerechnet. 

 
§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen 

 
 (1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im jeweils bestimmten Umfang für

die in § 21 bis § 28 oder im Versicherungsschein genannten sonstigen Personen. Außerdem besteht
Versicherungsschutz für Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund Verletzung oder Tötung des 
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person kraft Gesetzes zustehen. 

 
(2) Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer betreffenden Bestimmungen 

sinngemäß. Der Versicherungsnehmer kann jedoch widersprechen, wenn eine andere mitversicher-
te Person als sein ehelicher Lebenspartner Rechtsschutz verlangt. 

 
§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 

 
 (1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des 

Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeich-
nete Geschäftsstelle gerichtet werden. 

 
(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, ge-

nügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Ab-
sendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklä-
rung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den 
Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

 
(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden

bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des Absatzes 2 entspre-
chende Anwendung. 

 
 
 
 
3. Rechtsschutzfall 
 
 
§ 17 Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
 
 (1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen für den Versicherungsnehmer nach Eintritt eines 

Rechtsschutzfalles erforderlich, kann er den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus dem Kreis der 
Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der Versicherer nach § 5 Absatz 1a) und b) trägt. Der
Versicherer wählt den Rechtanwalt aus, 

 
a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 

 
b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer die alsbal-

dige Beauftragung eines Rechtsanwaltes notwendig erscheint. 
 
(2) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser 

vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsan-
waltes ist der Versicherer nicht verantwortlich. 

 
(3) Macht der Versicherungsnehmer den Rechtsschutzanspruch geltend, hat er den Versicherer voll-

ständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles zu unterrichten so-
wie Beweismittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. 
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(4) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungs-
schutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Inte-
ressen, bevor der Versicherer den Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche 
Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbestätigung 
vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte. 

 
(5) Der Versicherungsnehmer hat 
 

a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt vollständig und wahr-
heitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die möglichen 
Auskünfte zu erteilen und die notwendigen Unterlagen zu beschaffen; 

 
b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegenheit zu geben; 

 
c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden, 

 
aa) vor Erhebung von Klagen und Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung des Versiche-

rers einzuholen; 
 

bb) vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen Verfahrens abzuwarten, das
tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann; 

 
cc) alles zu vermeiden, was eine unnötige Erhöhung der Kosten oder eine Erschwerung ihrer

Erstattung durch die Gegenseite verursachen könnte. 
 
(6) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 3 oder 5 genannten Obliegenheiten vorsätz-

lich, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder 
teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Ver-
sicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrläs-
sig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich
war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

 
(7) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftlichem Einverständnis des Versiche-

rers abgegeben werden. 
 
(8) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von Kosten, die der Versicherer 

getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf diesen über. Die für die Geltendmachung der Ansprü-
che notwendigen Unterlagen hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen und
bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. Dem Versicherungsnehmer 
bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer zurückzuzahlen. 

 
§ 18 Schiedsgutachten bei Ablehnung des Rechtsschutzes durch den Versicherer 
 
 (1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, 

 
a) weil der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen voraussichtlich entstehende Kos-

tenaufwand unter Berücksichtigung der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaft in
einem groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht oder 

 
b) weil in den Fällen des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen keine hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg hat, 
 

ist dies dem Versicherungsnehmer unverzüglich unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen. 
 
(2) Mit der Mitteilung über die Rechtsschutzablehnung ist der Versicherungsnehmer darauf hinzuwei-

sen, dass er, soweit er der Auffassung des Versicherers nicht zustimmt und seinen Anspruch auf
Rechtsschutz aufrechterhält, innerhalb eines Monates die Einleitung eines Schiedsgutachterverfah-
rens vom Versicherer verlangen kann. Mit diesem Hinweis ist der Versicherungsnehmer aufzufor-
dern, alle nach seiner Auffassung für die Durchführung des Schiedsgutachterverfahrens wesentli-
chen Miteilungen und Unterlagen innerhalb der Monatsfrist dem Versicherer zuzusenden. Außer-
dem ist er über die Kostenfolgen des Schiedsgutachterverfahrens gemäß Absatz 5 und über die
voraussichtliche Höhe dieser Kosten zu unterrichten. 

 
(3) Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines Schiedsgutachterverfahrens, hat der

Versicherer dieses Verfahren innerhalb eines Monates einzuleiten und den Versicherungsnehmer
hierüber zu unterrichten. Sind zur Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungs-
nehmers Fristen zu wahren und entstehen hierdurch Kosten, ist der Versicherer verpflichtet, diese 
Kosten in dem zur Fristwahrung notwendigen Umfang bis zum Abschluss des Schiedsgutachterver-
fahrens unabhängig von dessen Ausgang zu tragen. 

 
Leitet der Versicherer das Schiedsgutachterverfahren nicht fristgemäß ein, gilt seine Leistungs-
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pflicht in dem Umfang, in dem der Versicherungsnehmer den Rechtsschutzanspruch geltend ge-
macht hat, als festgestellt. 

 
(4) Schiedsgutachter ist ein seit mindestens fünf Jahren zur Rechtsanwaltschaft zugelassener Rechts-

anwalt, der von dem Präsidenten der für den Wohnsitz des Versicherungsnehmers zuständigen 
Rechtsanwaltskammer benannt wird. Dem Schiedsgutachter sind vom Versicherer alle ihm vorlie-
genden Mitteilungen und Unterlagen, die für die Durchführung des Schiedsgutachterverfahrens
wesentlich sind, zur Verfügung zu stellen. Er entscheidet im schriftlichen Verfahren; seine Entschei-
dung ist für den Versicherer bindend. 

 
(5) Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens trägt der Versicherer, wenn der Schiedsgutachter fest-

stellt, dass die Leistungsverweigerung des Versicherers ganz oder teilweise unberechtigt war. War 
die Leistungsverweigerung nach dem Schiedsspruch berechtigt, trägt der Versicherungsnehmer 
seine Kosten und die des Schiedsgutachters. Die dem Versicherer durch das Schiedsgutachterver-
fahren entstehenden Kosten trägt dieser in jedem Falle selbst. 

 
§ 19 (entfällt) 
 
§ 20 Zuständiges Gericht. Anzuwendendes Recht 
 
 (1) Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherer erhoben werden, bestimmt

sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für das jeweilige Ver-
sicherungsverhältnis zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Per-
son, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der
Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat. Hat ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abgeschlossen, ist auch das Ge-
richt des Ortes zuständig, an dem der Agent zur Zeit der Vermittlung oder des Abschlusses seine 
gewerbliche Niederlassung oder bei Fehlen einer gewerblichen Niederlassung seinen Wohnsitz hat-
te. 

 
(2) Klagen des Versicherers gegen den Versicherungsnehmer können bei dem für den Wohnsitz oder,

in Ermangelung eines solchen, dem gewöhnlichen Aufenthalt des Versicherungsnehmers zuständi-
gen Gericht erhoben werden. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbe-
betrieb genommen, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Nie-
derlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen. 

 
(3) Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 

 
 
 
 
4. Formen des Versicherungsschutzes 
 
 
§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz 
 
 (1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Eigentümer 

oder Halter jedes bei Vertragsabschluß oder während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen oder
auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes von ihm 
als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf alle Personen in ihrer Eigen-
schaft als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge. 

 
(2) Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge gemäß Absatz 1 beschränkt wer-

den. Als gleichartig gelten jeweils Krafträder. Personenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sons-
tige Nutzfahrzeuge, Omnibusse sowie Anhänger. 

 
(3) Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versicherungsschutz für ein oder meh-

rere im Versicherungsschein bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft so-
wie Anhänger (Fahrzeug) besteht, auch wenn diese nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen
oder nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen sind (Fahrzeug-
Rechtsschutz). 

 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2a), 
 

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
 

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g), 
 

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 
(5) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen werden. 
 



 

ARAG ARB 2000 2.0€ (06.00) (01.2008) 13 

(6) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den Fällen der Absätze 1 und 2 auch für 
Verträge, mit denen der Erwerb von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vo-
rübergehenden Eigengebrauch bezweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versiche-
rungsnehmer zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen verse-
hen werden. 

 
(7) Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im Vertrags- und Sachenrecht für 

den Versicherungsnehmer auch bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr in seiner Eigenschaft als
 

a) Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihm gehört noch auf ihn zugelassen oder auf seinen Namen 
mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist, 

 
b) Fahrgast, 

 
c) Fußgänger und 

 
d) Radfahrer. 

 
(8) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis, war er

zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit ei-
nem Versicherungskennzeichen versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten
Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kennt-
nis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht
grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. 

 
(9) Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs Monaten kein Fahrzeug mehr auf den 

Versicherungsnehmer zugelassen und nicht mehr auf seinen Namen mit einem Versicherungskenn-
zeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer unbeschadet seines Rechtes auf Herabsetzung 
des Beitrages gemäß § 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versicherungsvertrages mit sofortiger Wir-
kung verlangen. 

 
(10) Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonstige Weise weg, be-

steht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges 
tritt (Folgefahrzeug). Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen Fäl-
len auf den Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten Erwerb des Folgefahrzeuges
zugrunde liegt. 

 
Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist dem Versicherer innerhalb von
zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu bezeichnen. Bei einem Verstoß gegen diese
Obliegenheiten besteht Rechtsschutz nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige und Be-
zeichnungspflicht ohne Verschulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem
Verstoß gegen diese Obliegenheiten ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war,
bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer  nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. 

 
Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versicherten Fahrzeuges erworben, bleibt 
dieses bis zu seiner Veräußerung, längstens jedoch bis zu einem Monat nach dem Erwerb des
Folgefahrzeuges ohne zusätzlichen Beitrag mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges innerhalb
eines Monates vor oder innerhalb eines Monates nach der Veräußerung des versicherten Fahr-
zeuges wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahrzeug handelt. 

 
§ 22 Fahrer-Rechtsschutz 
 
 (1) Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein genannte Person bei der Teilnahme am

öffentlichen Verkehr in ihrer Eigenschaft als Fahrer jedes Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder 
in der Luft sowie Anhängers (Fahrzeug), das weder ihr gehört noch auf sie zugelassen oder auf ihren
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist. Der Versicherungsschutz besteht auch 
bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr als Fahrgast, Fußgänger und Radfahrer. 

 
(2) Unternehmen können den Versicherungsschutz nach Absatz 1 für alle Kraftfahrer in Ausübung ihrer 

beruflichen Tätigkeit für das Unternehmen vereinbaren. Diese Vereinbarung können auch Betriebe 
des Kraftfahrzeughandels und -handwerks, Fahrschulen und Tankstellen für alle Betriebsangehöri-
gen treffen. 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
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Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g), 
 

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j) 
 
(4) Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu Lande auf die im Versicherungsschein ge-

nannte Person zugelassen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen,
wandelt sich der Versicherungsschutz in einen solchen nach § 21 Absätze 3, 4, 7, 8 und 10 um. Die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit dem Erwerb dieses Motorfahrzeuges 
zu Lande ist eingeschlossen. 

 
(5) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis, war er

zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit ei-
nem Versicherungskennzeichen versehen, besteht Rechtsschutz nur, wenn der Fahrer von dem Ob-
liegenheitsverstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatte. Bei grob fahrlässi-
ger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Fahrers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Weist der Fahrer nach, dass seine Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungs-
schutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 

 
(6) Hat in den Fällen des Absatzes 1 die im Versicherungsschein genannte Person länger als sechs Mo-

nate keine Fahrerlaubnis mehr, endet der Versicherungsvertrag. Zeigt der Versicherungsnehmer das
Fehlen der Fahrerlaubnis spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist 
an, endet der Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonatsfrist. Geht die Anzeige später beim 
Versicherer ein, endet der Versicherungsvertrag mit Eingang der Anzeige. 

 
§ 23 Privat-Rechtsschutz für Selbständige 
 
 (1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und seinen ehelichen oder im Versiche-

rungsschein genannten nichtehelichen Lebenspartner, wenn einer oder beide eine gewerbliche, 
freiberufliche oder sonstige selbständige Tätigkeit ausüben, 

 
a) für den privaten Bereich, 

 
b) für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nichtselbständigen Tätigkeit. 

 
(2) Mitversichert sind die minderjährigen und die unverheirateten, volljährigen Kinder bis zur Vollen-

dung des 25. Lebensjahres, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig ei-
ne auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt
erhalten. 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 

Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
 

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 

Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 

Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (§ 2 k) 
 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer,

Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem
Versicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhängers. 

 
(5) Sind der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner nicht mehr gewerblich, 

freiberuflich oder sonstig selbständig tätig oder wird von diesen keine der vorgenannten Tätigkei-
ten mit einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 Euro - bezogen auf das letzte Kalenderjahr - aus-
geübt, wandelt sich der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach      § 
25 um. 
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§ 24 Berufs-Rechtsschutz für Selbständige, Rechtsschutz für Firmen und Vereine 
 
 (1) Versicherungsschutz besteht 

 
a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstän-

dige Tätigkeit des Versicherungsnehmers. Mitversichert sind die vom Versicherungsnehmer be-
schäftigten Personen in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer; 

 
b) für Vereine sowie deren gesetzliche Vertreter, Angestellte und Mitglieder, soweit diese im Rah-

men der Aufgaben tätig sind, die ihnen gemäß der Satzung obliegen. 
 
(2) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 

Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 

 
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 

 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 

 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 

 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j). 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer,

Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem
Versicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft
sowie Anhängers. 

 
(4) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des Versicherungsnehmers, wird

ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb eines 
Jahres nach der Beendigung des Versicherungsvertrages eintreten und im Zusammenhang mit der 
im Versicherungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen. 

 
§ 25 Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbständige 
 
 (1) Der Versicherungsschutz besteht für den privaten und den beruflichen Bereich des Versicherungs-

nehmers und seines ehelichen oder im Versicherungsschein genannten nichtehelichen Lebenspart-
ners, wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbständige Tätigkeit mit einem 
Gesamtumsatz von mehr als 6.000 Euro - bezogen auf das letzte Kalenderjahr - ausüben. Kein Versi-
cherungsschutz besteht unabhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbständigen Tätigkeiten. 

 
(2) Mitversichert sind die minderjährigen und die unverheirateten volljährigen Kinder bis zur Vollen-

dung des 25. Lebensjahres, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig ei-
ne auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt
erhalten. 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 

Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
 

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
 

Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 
 

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
 

Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
 

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
 

Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (§ 2 k). 
 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer,

Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer eines zulassungspflichtigen oder mit einem
Versicherungskennzeichen zu versehenden Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft 
sowie Anhängers. 

 
(5) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner eine gewerbliche, 

freiberufliche oder sonstige selbständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 Eu-
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ro im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder übersteigt deren aus einer solchen Tätigkeit im letz-
ten Kalenderjahr erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 6.000 Euro, wandelt sich der Versiche-
rungsschutz ab Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 23 um. 

 
§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbständige 
 
 (1) Versicherungsschutz besteht für den privaten und beruflichen Bereich des Versicherungsnehmers 

und seines ehelichen oder im Versicherungsschein genannten nichtehelichen Lebenspartners, 
wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbständige Tätigkeit mit einem Ge-
samtumsatz von mehr als 6.000 Euro - bezogen auf das letzte Kalenderjahr - ausüben. Kein Versi-
cherungsschutz besteht unabhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbständigen Tätigkeiten. 

 
(2) Mitversichert sind 
 

a) die minderjährigen Kinder, 
 

b) die unverheirateten, volljährigen Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, jedoch längs-
tens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. Soweit sich nicht aus der nach-
folgenden Bestimmung etwas anderes ergibt, besteht jedoch kein Rechtsschutz für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und
Fahrer von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug);

 
c) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte Insassen jedes bei 

Vertragsabschluß oder während der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer, seinen mit-
versicherten Lebenspartner oder die minderjährigen Kinder zugelassenen oder auf ihren Na-
men mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges
zu Lande sowie Anhängers. 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 

 
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 

 
Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 

 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 

 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 

 
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 

 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g), 

 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 

 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 

 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 

 
Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (§ 2 k). 

 
(4) Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter,

Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines zulassungspflichtigen Motorfahrzeuges zu Wasser oder 
in der Luft. 

 
(5) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis, war er

zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit ei-
nem Versicherungskennzeichen versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten
Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kennt-
nis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht
grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. 

 
(6) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte Lebenspartner eine gewerbliche, 

freiberufliche oder sonstige selbständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 Eu-
ro im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder übersteigt deren aus einer der vorgenannten selb-
ständigen Tätigkeiten im letzten Kalenderjahr erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 6.000 Euro,
wandelt sich der Versicherungsschutz ab dem Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 21 
Absätze 1 und 4 bis 9 - für die auf den Versicherungsnehmer zugelassenen oder auf seinen Namen
mit einem Versicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge - und § 23 um. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch innerhalb von sechs Monaten nach der Umwandlung die Beendigung des Ver-
sicherungsschutzes nach § 21 verlangen. Verlangt er dies später als zwei Monate nach Eintritt der
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für die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der Versicherungs-
schutz nach § 21 erst mit Eingang der entsprechenden Erklärung des Versicherungsnehmers. 

 
(7) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande und kein Anhänger mehr auf den

Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner oder die minderjährigen Kinder zuge-
lassen oder auf deren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der Versiche-
rungsnehmer verlangen, dass der Versicherungsschutz in einen solchen nach § 25 umgewandelt
wird. Eine solche Umwandlung tritt automatisch ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen 
und der Versicherungsnehmer, dessen mitversicherter Lebenspartner und die minderjährigen Kin-
der zusätzlich keine Fahrerlaubnis mehr haben. Werden die für die Umwandlung des Versiche-
rungsschutzes ursächlichen Tatsachen dem Versicherer später als zwei Monate nach ihrem Eintritt
angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versicherungsschutzes erst ab Eingang der Anzeige. 

 
§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz 
 
 (1) Versicherungsschutz besteht für den beruflichen Bereich des Versicherungsnehmers als Inhaber des 

im Versicherungsschein bezeichneten land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes sowie für den pri-
vaten Bereich und die Ausübung nichtselbständiger Tätigkeiten. 

 
(2) Mitversichert sind 
 

a) der eheliche oder im Versicherungsschein genannte nicht eheliche Lebenspartner des Versiche-
rungsnehmers, 

 
b) die minderjährigen Kinder, 

 
c) die unverheirateten, volljährigen Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, jedoch längs-

tens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit 
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. Soweit sich nicht aus der nach-
folgenden Bestimmung etwas anderes ergibt, besteht jedoch kein Rechtsschutz für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und
Fahrer von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug);

 
d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte Insassen jedes bei 

Vertragsabschluß oder während der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer, seinen mit-
versicherten Lebenspartner oder die minderjährigen Kinder zugelassenen oder auf ihren Na-
men mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges
zu Lande sowie Anhängers, 

 
e) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versicherungsnehmers tätigen und dort

wohnhaften Mitinhaber und Hoferben sowie deren  eheliche oder im Versicherungsschein ge-
nannte nichteheliche Lebenspartner und die minderjährigen Kinder dieser Personen, 

 
f) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versicherungsnehmers wohnhaften Al-

tenteiler sowie deren eheliche oder im Versicherungsschein genannte nichteheliche Lebens-
partner und die minderjährigen Kinder dieser Personen, 

 
g) die im land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigten Personen in Ausübung ihrer Tätig-

keit für den Betrieb. 
 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 

Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
für land- oder forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile 

 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 

 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 

 
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 

 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g), 

 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 

 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 

 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 

 
Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (§ 2 k). 

 
(4) Soweit es sich nicht um Personenkraft- oder Kombiwagen, Krafträder oder land- oder forstwirt-

schaftlich genutzte Fahrzeuge handelt, besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von Fahrzeugen. 
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(5) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis, war er

zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit ei-
nem Versicherungskennzeichen versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten
Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kennt-
nis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass Ihre Unkenntnis nicht 
grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. 

 
§ 28 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Selbständige 
 
 (1) Versicherungsschutz besteht 

 
a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstän-

dige Tätigkeit des Versicherungsnehmers; 
 

b) für den Versicherungsnehmer oder eine im Versicherungsschein genannte Person auch im pri-
vaten Bereich und für die Ausübung nichtselbständiger Tätigkeiten. 

 
(2) Mitversichert sind 
 

a) der eheliche oder der im Versicherungsschein genannte nichteheliche Lebenspartner des Versi-
cherungsnehmers oder der gemäß Absatz 1 b) genannten Person, 

 
b) die minderjährigen Kinder, 
 
c) die unverheirateten, volljährigen Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, jedoch längs-

tens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. Soweit sich nicht aus der nach-
folgenden Bestimmung etwas anderes ergibt, besteht jedoch kein Rechtsschutz für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und
Fahrer von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängern (Fahrzeug);

 
d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte Insassen jedes bei

Vertragsabschluß oder während der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer, die in Absatz 
1 genannte Person, deren mitversicherten Lebenspartner oder deren minderjährige Kinder zu-
gelassenen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von
diesem Personenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch ge-
mieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers, 

 
e) die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit 

für den Versicherungsnehmer. 
 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst: 
 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
 

Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
 

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
für im Versicherungsschein bezeichnete selbst genutzte Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile,

 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§2 d), 
für den privaten Bereich, die Ausübung nichtselbständiger Tätigkeiten und im Zusammenhang mit 
der Eigenschaft als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von Motorfahrzeugen 
zu Lande sowie Anhängern, 

 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 

 
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f), 

 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g), 

 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 

 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 

 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 

 
Beratungs-Rechtsschutz m Familien- und Erbrecht (§ 2 k). 

 
(4) Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz kann ausgeschlossen werden. 
 
(5) Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter,
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Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft. 
 
(6) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis, war er 

zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit ei-
nem Versicherungskennzeichen versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten
Personen, die von dem Obliegenheitsverstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kennt-
nis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass Ihre Unkenntnis nicht
grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. 

 
(7) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des Versicherungsnehmers, wird 

ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz auch für Rechtsschutzfälle im Rahmen des Absatzes 1 a)
gewährt, die innerhalb eines Jahres nach der Beendigung des Versicherungsvertrages eintreten und
im Zusammenhang mit der im Versicherungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsneh-
mers stehen. 

 
§ 29 Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und Grundstücken 

 
 (1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner im Versicherungsschein be-

zeichneten Eigenschaft als 
 

a) Eigentümer, 
 

b) Vermieter, 
 

c) Verpächter, 
 

d) Mieter, 
 

e) Pächter 
 

f) Nutzungsberechtigter 
 

von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungsschein bezeichnet sind. 
Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind eingeschlos-
sen. 

 
(2) Der Versicherungsschutz umfasst: 

 
Wohnungs- und Gründstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 

 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e). 
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